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Wetter, Wind und Geist



Jesus antwortete: Wahrlich, wahrlich, ich sage dir: Es sei denn,
 daß jemand geboren werde aus Wasser und Geist, so kann er nicht in
 das Reich Gottes kommen. Was von Fleisch geboren wird, das ist
 Fleisch, und was vom Geist geboren wird, das ist Geist. Laß dich 's
 nicht wundern, daß ich dir gesagt habe: Ihr müsset von neuem
 geboren werden. Der Wind bläst, wo er will, und du hörst sein
 Sausen wohl, aber du weißt nicht, woher er kommt und wohin er
 fährt. So ist ein jeglicher, der aus dem Geist geboren ist. (Neues
 Testament, Johannes Evangelium, Kapitel 3, Vers 5-8, Jesus und
 Nikodemus)



Mit der modernen Wettervorhersage, könnte man meinen, wäre diesem
neutestamentarischen Zitat aus der Bibel nach Johannes als Analogie
doch längst der antiquierte Zahn gezogen, Ungewisses und
Unvorhersagbares und vor allem Plötzliches, Erregendes und
Unergründliches angemessen zum Ausdruck zu bringen.

Das Wetter als Dauergesprächsthema leichtfüßiger Konversation mit dem
steten Beigeschmack saumseliger Kenntnisse und ahnungsvoller
Mutmaßlichkeiten ist es jedoch eher, das denn auch bei genauerer
Betrachtung die Nase aufrichtigen Bemühens und Strebens gleichermaßen
an den Rand schicksalsgefesselter und vollemanzipatorischer Rückkehr
zur denkbar trefflichsten Beschreibung des vom berühmtesten Nazarener
des Neuen Testaments der Bibel angesprochenen Sachverhalts mit den so
sattsam bekannten oder vertrauten Worten führen muß.

Wäre die menschliche Konversation in ihrer ganzen Verschlagenheit
nicht so bindend und faszinierend für ihn, könnte dem verhängnisvollen
Rätsel jenes an einen gewissen Nikodemus gerichteten Ausspruchs längst
das wiederholte Flattern allzu respektvoll zugestandener Flügel
gestutzt werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


28. Juni 2019
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KOHLEALARM/622: Klimakampf und Kohlefront - aufgedeckt ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Pressemitteilung vom 29. Juni 2019

Etappensieg für den Naturschutz: 

Genehmigung des Tagebaus Jänschwalde voraussichtlich rechtswidrig



Verwaltungsgericht Cottbus gibt Umweltverbänden Deutsche Umwelthilfe und
GRÜNE LIGA in Eilentscheidung recht - Hauptbetriebsplan des Tagebau
Jänschwalde voraussichtlich rechtswidrig - Geschützte Moorgebiete bis zur
Wirksamkeit der Entscheidung im September weiter von Austrocknung durch
Tagebau gefährdet

Berlin/Cottbus, 29.6.2019: Der Hauptbetriebsplan für den Braunkohletagebau
Jänschwalde ist voraussichtlich rechtswidrig. Dies hat das
Verwaltungsgerichts Cottbus gestern in einer Eilentscheidung bekannt
gegeben. Damit hat sich das Klagebündnis aus Deutscher Umwelthilfe (DUH)
und GRÜNE LIGA durchgesetzt. Die Umweltverbände sehen Schutzgebiete durch
den Tagebau als bedroht. Laut Gericht wurde bisher nicht hinreichend
geprüft, ob es durch die für den Tagebau notwendigen Entwässerungsmaßnahmen
zu erheblichen Beeinträchtigungen der im Umfeld gelegenen Moorgebiete
kommt, die einen europäischen Schutzstatus besitzen.

Dazu Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Die
Entscheidung des Verwaltungsgerichts Cottbus ist ein Etappensieg für uns
und die betroffenen Schutzgebiete. Das Gericht erteilt eine klare Abfuhr an
die Versuche des verantwortlichen Betreibers LEAG, die Umweltfolgen des
Tagebaues kleinzurechnen und zu ignorieren."

Im Februar 2019 hatte die Deutsche Umwelthilfe in Zusammenarbeit mit der
Grünen Liga beim Verwaltungsgericht Cottbus Rechtsmittel gegen die
Genehmigung des Hauptbetriebsplans zur Weiterführung des
Braunkohlentagebaues Jänschwalde eingereicht. Aus Sicht der Umweltverbände
besteht die Gefahr, dass der Weiterbetrieb des Tagebaues mehrere geschützte
Moorgebiete durch Entwässerung zerstört.

Obwohl das Verwaltungsgericht im Ergebnis seiner Prüfung im Eilverfahren
die Argumentation der Umweltverbände bestätigt, hat es
unverständlicherweise die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs nicht ab
sofort hergestellt. Dies ist ansonsten ständige Praxis aller
Verwaltungsgerichte in Deutschland. Stattdessen wurde die aufschiebende
Wirkung erst ab dem 1. September 2019 angeordnet. Dies erfolgte
ausdrücklich, um der LEAG und dem Bergamt in den verbleibenden zwei Monaten
die Gelegenheit zu geben, die bislang fehlenden Prüfungen der
Umweltverträglichkeit nachzuholen. Unter Einbeziehung dieser Ergebnisse
soll dann über den Widerspruch von DUH und GRÜNEN LIGA gegen den
Zulassungsbescheid entschieden werden. Weil die Schutzgebiete dadurch
weiterhin gefährdet sind, prüft das Klagebündnis, zeitnah eine Beschwerde
beim Oberverwaltungsgericht einzureichen.

René Schuster, Braunkohle-Experte von der GRÜNEN LIGA kommentiert: "Wir
gehen davon aus, dass die Verträglichkeit des Tagebaues auch bis September
nicht nachgewiesen werden kann. Deshalb ist es wichtig, dass jetzt keine
weiteren Tatsachen durch neue Entwässerungsbrunnen geschaffen werden."

Dirk Teßmer, Rechtsanwalt der Kanzlei Philipp-Gerlach & Teßmer ergänzt:
"Eine solche Vorgehensweise habe ich in meiner 20-jährigen Erfahrung als
Anwalt in umwelt- und planungsrechtlichen Verfahren noch nie erlebt. Wenn
ein Gericht im Rahmen seiner Überprüfung der Sach- und Rechtslage zu dem
Ergebnis kommt, dass ein Bescheid voraussichtlich für rechtswidrig zu
erkennen sein wird, dass folgt daraus zwingend, dass dieser Bescheid nicht
weiter vollzogen werden darf."


Hintergrund:

Der etwa 100 Meter tiefe und vier Kilometer breite Tagebau Jänschwalde
senkt das Grundwasser im Umkreis von mehreren Kilometern ab. In diesem
Bereich liegen mehrere als FFH (Fauna-Flora-Habitat)-Gebiet geschützte
Moore, in denen seit Jahren Austrocknungserscheinungen beobachtet werden.
Bei der Prüfung des Weiterbetriebes ab 2019 äußerten die Fachbehörden für
Wasser und Naturschutz erhebliche Bedenken gegen die Zulassungsfähigkeit
des vorgelegten Hauptbetriebsplans. Trotzdem kam es im Dezember 2018 zu
einer Genehmigung.

Das Lausitzer Energieunternehmen LEAG plant, den Tagebau noch bis 2023 zu
führen. Aus dem Zulassungsbescheid geht hervor, dass der Tagebau gar nicht
mehr genug Geld erwirtschaften kann, um die zur Abbaggerung freigegebene
Landschaft wieder nutzbar zu machen. Dafür sei er auf den langfristigen
Betrieb anderer Tagebaue und deren Erlöse angewiesen.

Die Kohle aus dem Tagebau Jänschwalde wird in das benachbarte Kraftwerk
Jänschwalde geliefert, das als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke
Europas bekannt ist.


Link zur Klageschrift:

http://l.duh.de/p190629

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 29.06.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juli 2019 
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KOHLEALARM/621: Klimakampf und Kohlefront - gegenseitige Vorwürfe ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 26. Juni 2019

Ende Gelände widerspricht Polizei-Einsatzbilanz ++ Ziviler Ungehorsam im
Angesicht der Klimakrise legitim



Viersen - Die Polizei Aachen hat am Mittwoch in einer Pressekonferenz
Bilanz zu den Aktionen von Ende Gelände und Fridays for Future am
vergangenen Wochenende gezogen. Nike Mahlhaus, Sprecherin des
Aktionsbündnisses Ende Gelände, teilt dazu mit:

"Die Aktionen von Ende Gelände richten sich gegen Kohleinfrastruktur und
keineswegs gegen die Polizei. Der Aktionskonsens von Ende Gelände besagt,
dass sich Aktivist*innen ruhig und besonnen verhalten, sowie keine Menschen
gefährden. Wir stellen uns mit unseren Körpern vor die Kohlebagger, um die
Zerstörung unserer Zukunft aufzuhalten. Unser Protest ist legitim und
angesichts der Klimakrise dringend notwendig. Leider kam es wiederholt zu
massiver Polizeigewalt gegenüber uns Klimaaktivist*innen, weshalb wir das
Lob von Herrn Weinspachs für den Einsatz der Polizei in keiner Weise
nachvollziehen können. Es gab mindestens fünf durch Polizeigewalt schwer
verletzte Aktivist*innen, die mit Brüchen und Gehirnerschütterungen ins
Krankenhaus mussten. Zahlreiche Aktivist*innen wurden durch
Schlagstockeinsätze, Schläge und Tritte sowie Pfefferspray verletzt.
Mehrere Aktivist*innen brachen zudem durch Dehydration zusammen, da über
Stunden hinweg kein Wasser im Polizeikessel durchgelassen wurde," so Nike
Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Eine detailierte Auflistung gravierender Rechtsverstöße finden Sie unter
[1].

Am vergangenen Wochenende haben über 6000 Klimaaktivist*innen aus ganz
Europa für einen sofortigen Kohleausstieg und einen grundlegenden
Systemwandel protestiert, indem sie tagelang das rheinische
Braunkohlerevier, die größte CO2-Quelle Europas, mit ihren Körpern
blockierten.


Anmerkung:

[1] https://www.ende-gelaende.org/de/press-release/presseaussendung-vom-24-juni-2019/

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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RAUBBAU/120: Fracking nicht mit uns - fehlende Proben ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 27. Juni 2019

Jahresbericht der Fracking-Kommission - falsche Ziele, unbestimmte
Angaben und eine katastrophale Öffentlichkeitsbeteiligung



(Bonn, Berlin, 27.06.2019) Der Jahresbericht 2019 der Expertenkommission
Fracking stößt auf deutliche Kritik des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU). Diese Kritik hat der
Umweltverband der Fracking-Kommission innerhalb der von ihr gesetzten
Frist für die Öffentlichkeitsbeteiligung in einer Stellungnahme zum
Jahresbericht übermittelt. Die vagen Aussagen über die zukünftige Arbeit
der Kommission, die deutlich von ihrem Arbeitsauftrag abweicht, schaffen
dabei keine Transparenz, sondern werfen immer neue Fragen auf. Die
angesichts fehlender Erprobungsbohrungen notwendige Schlussfolgerung,
dass es keinen Gefahrenausschluss für Fracking geben kann, zieht die
Kommission nicht. Empörend findet der BBU auch, dass die Art der
Öffentlichkeitsbeteiligung durch die Kommission anscheinend das Ziel
hatte, die Abgabe von Stellungnahmen zu verhindern. Der BBU fordert eine
Überarbeitung des Jahresberichts und eine erneute
Öffentlichkeitsbeteiligung.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt: "Aufgabe
der Kommission ist die wissenschaftliche Begleitung von
Erprobungsbohrungen für Fracking in Schiefer-, Ton-, Mergel und
Kohleflözgestein sowie die Ermittlung des Standes der Technik. Damit
soll sie die wesentlichen Grundlagen für die in 2021 vorgesehen
Überprüfung des Moratoriums von Fracking in diesen Gesteinsschichten
schaffen. Da weder Anträge auf derartige Erprobungsbohrungen vorliegen
noch Bundesländer in Aussicht gestellt haben, derartige Bohrungen
zuzulassen, wird die Kommission ihren zentralen Auftrag nicht erfüllen
können. Daher hätte sie bereits jetzt der Bundesregierung mitteilen
müssen, dass kein Gefahrenausschluss für Fracking in diesen
Gesteinsschichten möglich ist. Aus dem Moratorium hätte so ein
unbefristetes Verbot werden müssen."

Der BBU stellt zudem fest, dass auch der Stand der Technik des Bohr- und
Frackingprozesses anhand internationaler Erkenntnisse und Studien von
der Kommission nicht ermittelt wird. Stattdessen sollen Fragen für
Schritte beantwortet werden, die dem Fracking nachgelagert oder
bestenfalls begleitend sind. Damit hat die Kommission endgültig ihren im
Wasserhaushaltsgesetz festgelegten Arbeitsauftrag aufgegeben. Die
Gefahren des Bohr- und Frackingprozesses für die Umwelt und die
Bevölkerung können so gerade nicht ermittelt werden.

Weiter erklärt Oliver Kalusch: "Die von der Kommission nun zur
Bearbeitung vorgesehenen vier Fragenkomplexe sind zudem unbestimmt. Es
ist nicht ersichtlich, welche Aspekte genau behandelt werden sollen.
Damit ist das weitere Vorgehen der Kommission intransparent. Dies gilt
auch für weitere Teile des Berichts. So fehlen beispielsweise die
Zeitmarken für die einzelnen Ziele, die sich die Kommission gesetzt hat."

Zu scharfer Kritik des BBU führt auch die Art und Weise, in der die
Kommission die gesetzlich vorgeschriebene Öffentlichkeitsbeteiligung
durchgeführt hat. So befand sich der Jahresbericht auf einer Homepage,
deren Existenz nicht an zentraler Stelle bekannt gemacht wurde und nur
durch Zufall zu finden war. Die Zeit zur Abgabe von Stellungnahmen von
etwa drei Wochen reduzierte sich so faktisch auf wenige Tage bis
Stunden. Für die Abgabe von Stellungnahmen war nur ein Kontaktformular
vorgesehen. Als der BBU seine detaillierte Stellungnahme in das
Kontaktformular eingab, bekam er eine Fehlermeldung: "Die Maximallänge
ist überschritten. Bitte geben Sie maximal 3999 Zeichen ein."
Detaillierte Stellungnahmen waren offensichtlich gar nicht erwünscht.
Die Stellungnahme des BBU musste gestückelt werden.


Die Stellungnahme des BBU ist abrufbar unter:

https://bbu-online.de/Stellungnahmen/Jahresbericht%20_Fracking_OK_oU.pdf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 27.06.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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SPRACHE/1000: Studierende untersuchen den Gebrauch von deutschem Dialekt in Südbrasilien (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 28.06.2019

Studierende untersuchen den Gebrauch von deutschem Dialekt in
Südbrasilien



Wer in Brasilien unterwegs ist, kann dort in bestimmten Gegenden auf
Menschen treffen, die einen deutschen Dialekt sprechen: Die Nachfahren von
Auswanderern verwenden bis heute das sogenannte Hunsrückisch - eine
Mundart, die auf die Dialekte in Rheinland-Pfalz zurückgeht, jedoch in
dieser Form nur in Brasilien vorkommt. Wie sich der aus Deutschland
stammende Dialekt im brasilianischen Alltag entwickelt hat und welche
Rolle er dort noch spielt, untersuchten nun Studierende der Katholischen
Universität Eichstätt-Ingolstadt (KU) gemeinsam mit Prof. Dr. Sebastian
Kürschner (Lehrstuhl für Deutsche Sprachwissenschaft) und weiteren
Dozierenden.

Dazu unternahmen sie eine knapp zweiwöchige Studienreise in den
Bundesstaat Rio Grande so Sul. Zuvor beschäftigten sie sich in einem
Seminar mit theoretischen und methodischen Zugängen zur Sprachkontakt- und
Migrationsforschung.

Eine Hochphase der Einwanderung aus Deutschland, in der viele Menschen
keine Perspektiven mehr für sich sahen, um ihren Lebensunterhalt zu
bestreiten, gab es Mitte des 19. Jahrhunderts. Brasilien schickte damals
Werber übers Land, die potentiellen Einwanderern ein besseres Leben
jenseits des Atlantiks versprachen. "Interessant ist, dass die Familien
der von uns befragten Personen damals nicht aus dem heutigen
Rheinland-Pfalz nach Brasilien aufbrachen, sondern vor allem aus böhmischen
Gebieten. Doch auch in diesen Kreisen etablierte sich das Hunsrückisch als
Ausgleichsdialekt, mit dem sich deutsche Einwanderer unabhängig von ihrer
regionalen Herkunft untereinander austauschten - auch als Ausdruck eines
Zusammenhaltes", erklärt Professor Kürschner. So seien Deutsche nach ihrer
Ankunft in Brasilien nicht nur erstmals mit Portugiesisch in Kontakt
gekommen, sondern auch mit Hunsrückisch. Der nordböhmische Dialekt
hingegen sei heute kaum noch vor Ort präsent.

Bei der Suche nach geeigneten Gesprächspartnern behilflich war die
brasilianische Doktorandin Angélica Prediger, die selbst deutsche
Vorfahren hat und sich in ihrer Heimat an der Bundesuniversität von Rio
Grande do Sul (UFRGS) bereits wissenschaftlich mit der Präsenz von
deutschem Dialekt beschäftigt. Dort entsteht eine Sprachatlas der
deutschen Sprachminderheit in Südbrasilien. Zudem steht Kürschner bereits
seit geraumer Zeit im wissenschaftlichen Austausch mit brasilianischen
Forscherkollegen.

Die insgesamt elf Studierenden aus den Fachbereichen Germanistik,
Lateinamerikastudien, Psychologie und dem vom Zentralinstitut für
Lateinamerikastudien angebotenen Masterstudiengang "Conflict, Memory and
Peace" führten - gemeinsam mit brasilianischen Kommilitonen - im Verlauf
der Studienreise Gespräche mit rund hundert Personen. Dazu trafen sie sich
gezielt in kleinen Gruppen mit den Nachfahren von Auswanderern und deren
Familien, um sie anhand eines einheitlichen Leitfadens zur
Familiengeschichte und zum Sprachgebrauch zu befragen: Wie bezeichnet man
auf Hunsrückisch die Kartoffeln ("Areppel") oder wie klingt die Zahl 15 im
Dialekt ("fimzehn")? Zudem sprachen sie spontan Menschen auf der Straße an
und zeichneten die Interviews auf, um auch den Klang der Sprache zu
dokumentieren.

Beim Gang durch die Ortschaften stießen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
der Studienreise zwar immer wieder auf Firmenschilder mit deutschen Namen
sowie Grabsteine mit Inschriften in deutscher Sprache; eine generelle
zweisprachige Beschilderung findet sich jedoch nicht. "Die
Mündlichkeitskultur des Deutschen überwiegt eindeutig", so Kürschner. Das
spiegelt sich auch in der Art der Überlieferung wider: "Die meisten der
von uns Befragten hatten keinen förmlichen Deutschunterricht, zumal dieser
im Zuge des Zweiten Weltkriegs für einige Zeit in Brasilien verboten
wurde", ergänzt Julian Hanowski, der an der KU Lateinamerikastudien
studiert und zur Exkursionsgruppe gehörte. Der Dialekt wurde also privat
an die folgende Generation weitervermittelt. Welche Rolle dieser für die
eigene Identität spielt, hängt von verschiedenen Faktoren ab. Zum einen
gilt Portugiesisch als Sprache des sozialen Aufstiegs, sodass Hunsrückisch
im Arbeitsleben kaum präsent ist. "Auch das unmittelbare Lebensumfeld hat
Einfluss auf den Gebrauch von Dialekt: In eher abgelegenen Orten wird er
im Alltag häufiger genutzt, in größeren Städten eher beschränkt auf die
Familie. Die Wertschätzung der Sprache der Vorfahren nimmt jedoch wieder
zu", sagt die Studentin Franziska Prinz. Für sie war es - wie auch für die
anderen Kommilitonen - spannend, so unmittelbar in eine Forschungsreise
eingebunden zu sein. Zudem lernten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
während ihres Aufenthaltes neben der UFRGS auch das Zentrum für
Deutschland- und Europastudien in Porto Alegre kennen.

Nun haben die Studierenden und ihre Betreuerinnen und Betreuer noch viel
Transkriptionsarbeit vor sich: Es gilt in der kommenden Zeit, 200 Gigabyte
an Mitschnitten zu verschriftlichen und im Detail auszuwerten. In einem
weiteren Schritt will Professor Kürschner die gewonnenen Erkenntnisse
nutzen, um in einem Folgeprojekt sprachwissenschaftliche Aspekte speziell
bayerischer und böhmischer Einwanderer in Brasilien weiter zu untersuchen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt, 28.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7260: Leer - Ausstellungsführung "Als das Fahrrad laufen lernte" am 4. und 25.7.2019


Landkreis Leer

"Als das Fahrrad laufen lernte" - Ausstellungsführungen am 4. Juli
und 25. Juli



Besucher können am 4. Juli und am 25. Juli den Zweirad-Sammler Dinus
Voss auf einem Rundgang durch die Ausstellung "Als das Fahrrad laufen
lernte" im Schloss Evenburg begleiten. Für Voss gehören das Sammeln
und die ostfriesische Fahrradgeschichte zusammen. Jeweils in der Zeit
von 15 bis 16 Uhr gibt der Sammler einen Einblick in die ostfriesische
Fahrradgeschichte. Schönheit, Eleganz und die technischen Raffinessen
der Exponate machen die Ausstellung besonders.

Eine Teilnahme kostet 8 Euro, Kinder und Jugendliche bis 17 Jahre
frei.

Eine Anmeldung ist beim Schloss unter 0491 99756000 erforderlich.
Diese und weitere Kulturveranstaltungen finden sich im aktuellen
Kulturkalender oder auf www.wirmachenkultur.de.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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AKTION/7259: Herten - "Kultur-Sommer 2019" bis zum 21. September 


Stadt Herten

Kultur-Sommer 2019 läuft an

"summer in the city"-Veranstaltungen von Juni bis September



Herten. Haldenglühen, Straßentheater, Sommerkino und vieles mehr - das
neue Programm "summer in the city" ist voller Highlights für den
Hertener Sommer. Von Juni bis September hat das Kulturbüro eine
riesige Auswahl von Konzerten und Kulturveranstaltungen in Herten
zusammengestellt. Das neue Kultursommer-Programm liegt in Kürze in
allen öffentlichen Einrichtungen aus.

"Der Sommer in Herten lohnt sich", ist sich Bettina Hahn vom
Kulturbüro sicher. "Dank der Sponsoren der Volksbank Ruhr Mitte und
der Hertener Stadtwerke können wir im Sommer wieder tolle
Veranstaltungen anbieten." Bernhard Felling, Leiter des Finanzcenters
der Volksbank Ruhr Mitte, fügt hinzu: "Es gibt wieder ein unglaublich
reichhaltiges Programm für die Hertenerinnen und Hertener, da ist
sicherlich für jeden etwas dabei."

Konzerte und Musik

Der musikalische Sommer startet mit einem Konzert aus der beliebten
WDR3-Kammerkonzert-Reihe. Am Sonntag, 30. Juni, erfreuen Querflötist
Michael Faust und Pianistin Dana Ciocarlie ihre Zuhörerinnen und
Zuhörer mit ihren Klängen im Schloss Herten.

Dann laden die Musikerinnen und Musiker der Siebenbürger Blaskapelle
Interessierte zu einer gratis Open-Air-Probe im Garten des
Siebenbürger-Haus der Jugend am Sonntag, 7. Juli, ein. Die Kapelle
besteht aus einem jungen Team und verbindet klassische Musik mit
modernen Klängen.

Immer wieder neue Bands gibt es seit 10 Jahren bei den Hertener Blues
Sessions in der Parkgaststätte Katzenbusch zu entdecken. An drei
verschiedenen Terminen im Juli, August und September hören
Interessierte die verschiedensten Facetten des Genres - von langsamen
Blues bis zu Funky-Blues-Rock.

"Herten ist die Folk-Stadt schlechthin! Die Hertener lieben Folk",
erklärt Bettina Hahn. Deswegen findet auch dieses Jahr wieder die
extrem beliebte Folknight am Freitag, 26. Juli, im Glashaus statt.
Diesmal tritt nicht nur eine Band auf, sondern gleich zwei: "Cara" und
"Northern Light" sind für ein Doppelkonzert auf der Bühne. Während
"Cara" mir größtenteils irischem Folk das Publikum begeistert,
vermischen "Northern Light" irischen Folk mit Elementen aus
Skandinavien.

Spektakuläre Events

Im temporär höchsten Biergarten des Ruhrgebiets können sich
Bürgerinnen und Bürger beim Haldenglühen 2019 von der KAD Eventagentur
am Freitag, 2. August, auf der Halde Hoheward zum gemeinsamen
Entspannen treffen. Ein besonderes Highlight: Das Eröffnungsfeuerwerk
der Cranger Kirmes auf Augenhöhe von der Halde aus beobachten. Dazu
gibt es ein Konzert der Band "Threepwood 'N Strings" aus dem Clubraum
der Sparkasse Vest Recklinghausen.

Eine spektakuläre Artistik-Show zeigt die Abschlussklasse der
Staatlichen Artistenschule Berlin am Samstag, 10. August, beim
Straßentheater auf dem Markplatz der Innenstadt. Mit ihrem Programm
"SPIN!" touren die Absolventinnen und Absolventen durch Deutschland.
Nun machen sie zum ersten Mal Halt in Herten.

"Film ab" heißt es beim Hertener Sommerkino von der AGR und den
Hertener Stadtwerken. Von Mittwoch, 14. August, bis Samstag, 17.
August, gibt es packende Filme für jede Altersgruppe beim 
Open-Air-Kino auf dem Doncaster-Platz der Zeche Ewald mit der einzigartigen
Atmosphäre zwischen Förderturm und Halde Hoheward.

Kinder und Jugendliche

Langeweile in den Ferien ist in Herten ein Fremdwort! Am Samstag, 13.
Juli, feiert das Copa Ca Backum mit Kindern die Sommer-Poolparty. Dazu
und noch zu vielem mehr lädt der Kinderferienspaß von Montag, 15.
Juli, bis Freitag, 26. Juli, ins Backumer Tal ein.

Doch das war es noch nicht! Bei Spiel und Spaß an der Schürmannswiese
treffen sich Kinder von sechs bis 13 Jahren von Montag, 5. August, bis
Donnerstag, 15. August, täglich zum Spielen. Außerdem geht es mit dem
Programm "Kunterbunt im Wald" des BUND-Naturerlebnisgarten Herten in
die Natur. Zwischen Montag, 5. August, und Freitag, 16. August, lernen
Kinder dort unter anderem mehr über Klima- und Umweltschutz - mit
einer großen Portion Spaß!

Jubiläen

Das Copa Ca Backum gibt es jetzt schon 30 Jahre. Dazu veranstaltet das
Copa einen Nostalgietag und lädt Gäste des Schwimmbads zu einer Reise
in die Vergangenheit am Montag, 26. August, ein.

Und noch ein Jubiläum! Das Glashaus feiert seinen 25-jährigen
Geburtstag. Die Stadtbibliothek und das Kulturbüro veranstalten dazu
eine Jubiläumswoche von Dienstag, 17. September, bis Samstag, 21.
September, mit mehreren Aktionen. Unter anderem gibt es Lesungen von
Tatort-Schauspieler Christian Redl sowie Schauspieler und Autor Moritz
Netenjakob.

Vorverkaufsstellen

Glashaus, Hermannstr. 16, 45699 Herten, Tel.: (0 23 66) 303 651

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699 Herten,
Tel.: (0 23 66) 18 11 60

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel.: (0 23
61) 1 70 02

www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Zusätzlich zum Programmheft sind alle Termine zu "summer in the city"
im Internet unter www.herten.de zu finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Juli 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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TREFF/1405: Hanau - "Zeit für Entdeckungen" im Kulturforum, 4.7. bis 8.8.2019


Stadt Hanau

Zeit für Entdeckungen 

Veranstaltungsreihe im Kulturforum in den Sommerferien



Zum zweiten Mal in Folge lädt das Kulturforum in den Sommerferien (vom
4. Juli bis 8. August) zu einer Reihe von informativen und
unterhaltsamen Veranstaltungen ein. Unter dem Motto "Zeit für
Entdeckungen - Sommer im Kulturforum" werden interessierte
Besucherinnen und Besucher jeden Donnerstag von 10.30 bis 12 Uhr
eingeladen, die Angebote des Kultursommers in Ruhe kennenzulernen und
darüber ins Gespräch zu kommen.

"Das Kulturforum hat während der Sommerferien eine andere Atmosphäre
ohne die lernenden Schülerinnen und Schüler - und es ist ein ruhiger
und kühler Ort, wenn es draußen mal wieder unerträglich wird!", sagt
Beate Schwartz-Simon, die Leiterin des Kulturforums. "Das ist ideal,
um die vielen Angebote des Kulturforums in Ruhe kennenzulernen". Zum
Start der Veranstaltungsreihe am Donnerstag, 4. Juli, lädt die
Bildungsberatung der Lernwerkstatt dazu ein, sich zum Thema
"Perspektiven entwickeln" beraten zu lassen. Wie Lernen gelingen und
Weiterbildung geplant werden kann, zeigen Clemens Mück und Erika
Schneider an diesem Vormittag. Die Informationsveranstaltung findet im
1. Stock des Kulturforums statt.

Am Donnerstag, 11. Juli, präsentiert das Medienzentrum
Hanau/Bildarchiv seine Bildausstellung im 2. Stock zum 85.
Gründungsjahr seiner Institution. Mit Angelika Schneider-Bergheuer und
Roland von Gottschalck können die Besucher sich Beispiele aus dem
heute über 360 000 Fotodokumente umfassenden Bestand des Bildarchivs
anschauen. Dazu wird das Lebenswerk Franz Webers vorgestellt, des
Gründers der Bildstelle und des Bildarchivs Hanau.

Am Donnerstag, 18. Juli, dreht sich im Blauen Kabinett im 2. Stock das
"Karussell der neuen Bücher". Aktuelle Romane werden unter den
teilnehmenden Lesern und Leserinnen verteilt und jeweils fünf Minuten
angelesen. Dann werden die Bücher weitergereicht und nach jeder Runde
die Leseeindrücke ausgetauscht. Diese Veranstaltung fand im letzten
Sommer zum ersten Mal statt und wurde wegen des großen Erfolgs
anschließend in das regelmäßige Programm der Stadtbibliothek
aufgenommen.

Im Raum Franz Weber stellt Bibliothekarin Angela Noe am Donnerstag,
25. Juli die 24-Stunden-Bibliothek des Onleiheverbunds Hessen vor.
Jederzeit Zugriff auf über 200.000 elektronische Bücher, Zeitschriften
und Zeitungen, Hörspiele und Filme von jedem Platz der Erde - das
bietet die Stadtbibliothek Hanau dank der Beteiligung am
OnleiheVerbundHessen. Mit dem Bibliotheksausweis und einem
Internetanschluss hat man in der virtuellen Zweigstelle rund um die
Uhr Zugriff auf ein aktuelles und vielseitiges elektronisches
Medienangebot, das für eine begrenzte Nutzungsdauer zur Verfügung
gestellt wird. Angela Noe erklärt die vielseitigen Möglichkeiten.

Im August führt das Stadtarchiv Hanau die Veranstaltungsreihe weiter.
Monika Rademacher und Stefan Loquai laden am Donnerstag, 1. August, zu
einer Entdeckungsreise in das Gedächtnis der Stadt ein. Im Rahmen
einer Führung im sonst nicht öffentlich zugänglichen Magazin des
Stadtarchivs können besondere historische Quellen entdeckt werden.
Außerdem werden die Aufgaben des Stadtarchivs und die Archivtechnik
erklärt. Treffpunkt ist der Brüder-Grimm-Lesesaal neben dem Eingang
des Stadtarchivs. Am Donnerstag, 8. August, stellt Johannes Dittrich
unter dem Titel "Sudoku oder Videospiel?" die faszinierende Welt der
Videospiele vor. Wem Sudoko zu langweilig, Kreuzworträtsel zu
gewöhnlich und Tabu nicht kommunikativ genug ist, kann im
Kinderatelier im 2. Stock digitale Spiele und online verfügbare
Übungen ausprobieren.

Die Teilnahme an den Veranstaltungen ist kostenlos und benötigt keine
Anmeldung. Am Schluss von jeder Veranstaltung werden kostenfrei
Erfrischungen angeboten. Fragen können telefonisch unter 06181-98252-0
oder per E-Mail an stadtbibliothek@hanau.de gestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/702: Braunschweig - "eAusleihe-Sprechstunde" in der Stadtbibliothek am 4.7.2019


Stadt Braunschweig

"eAusleihe-Sprechstunde" in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Die Stadtbibliothek Braunschweig, Schlossplatz 2, lädt
am Donnerstag, 4. Juli, von 15.30 Uhr und 17.30 Uhr wieder zu einer
offenen "eAusleihe-Sprechstunde" ein. In persönlichen Gesprächen
werden Fragen rund um das Herunterladen digitaler Medien beantwortet
und Grundlagen im Umgang mit der elektronischen Ausleihe vermittelt.
Es handelt sich um eine monatliche Veranstaltung. Nächster Termin ist
Donnerstag, 8. August. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6835.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 27. Juni 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/701: Bielefeld - Führung durch die Stadtbibliothek am 4. Juli 2019


Stadt Bielefeld

Führung durch die Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Am Donnerstag, 4. Juli, bietet die Stadtbibliothek um
16 Uhr eine kostenlose Bibliotheksführung an. Im Anschluss daran folgt
eine inhaltliche und räumliche Vorstellung von Stadtarchiv und
Landesgeschichtlicher Bibliothek. Treffpunkt ist an der Information im
Erdgeschoss. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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EUROPA/412: Sea-Watch 3 - Geflüchtete aufnehmen, Ermittlungen gegen Kapitänin einstellen


Amnesty International - 1. Juli 2019

Sea-Watch 3: Geflüchtete aufnehmen, Ermittlungen gegen Kapitänin
einstellen! 



Ein Schiff der deutschen Nichtregierungsorganisation Sea-Watch, die
"Sea-Watch 3", wurde am Samstagmorgen nach Anlegen im Hafen der
italienischen Insel Lampedusa von den Behörden beschlagnahmt. Die
31-jährige deutsche Kapitänin Carola Rackete war bereits zuvor festgenommen
worden. Mehr als zwei Wochen war das Schiff mit anfangs über 50 Menschen,
die aus Seenot gerettet worden waren, umhergeirrt, weil ihnen kein sicherer
Hafen zugewiesen worden war.

"Menschen in dieser verzweifelten humanitären Lage wochenlang auf See
allein zu lassen, verletzt Europas menschenrechtliche Verpflichtungen",
sagt Markus N. Beeko, Generalsekretär bei Amnesty International in
Deutschland. Amnesty fordert die Europäische Union dazu auf, eine
Vereinbarung auszuarbeiten, um in Zukunft schnell und effizient über die
Aufnahme und Verteilung von Menschen, die aus Seenot gerettet wurden, zu
entscheiden.

"Gleichzeitig wendet sich Amnesty ausdrücklich gegen die anhaltende
Kriminalisierung der Seenotretter", so Beeko weiter. "Nichtstaatliche
Organisationen wie Sea-Watch und mutige Menschenrechtlerinnen wie Carola
Rackete retten Leben, während die EU-Mitgliedstaaten ihre völkerrechtlichen
Verpflichtungen zur Seenotrettung ignorieren."

Zusammen mit 40 anderen Organisationen hat die italienische Amnesty-Sektion
am Freitag einen Brief an den italienischen Premierminister veröffentlicht,
in dem sie fordert, dass die Geretteten anlanden dürfen. Am Mittwoch wird
Amnesty gemeinsam mit anderen Organisationen bei einer parlamentarischen
Anhörung Stellung zu den neuen Regelungen beziehen, auf deren Grundlage
gegen die Kapitänin der Sea-Watch 3 ermittelt wird.

 * 

Quelle:

Meldung vom 1. Juli 2019

Sea-Watch 3: Geflüchtete aufnehmen, Ermittlungen gegen Kapitänin einstellen!

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/italien-sea-watch-3-gefluechtete-aufnehmen-ermittlungen-gegen-kapitaenin

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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EUROPA/662: Neues Europaparlament beginnt Arbeit mit einem Skandal


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 1. Juli 2019

Neues Europaparlament beginnt Arbeit mit einem Skandal

Drei katalanischen Abgeordneten wird die Mitarbeit verwehrt



Am Dienstag nimmt das neu gewählte Europäische Parlament in Straßburg
die Arbeit auf. Die Legislaturperiode beginnt mit einem handfesten
Skandal: Carles Puigdemont, Toni Comín und Oriol Junqueras, zusammen
mit über zwei Millionen Stimmen gewählt, können ihr Mandat nicht
aufnehmen. Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) protestiert
gegen den Ausschluss und fordert die EU zum sofortigen Handeln auf.

"Die Arbeit des Europäischen Parlaments wird mit einer schweren
Hypothek belastet, wenn die erste Sitzung ohne die drei rechtmäßig
gewählten Abgeordneten beginnt", erklärt Jan Diedrichsen,
Vorsitzender der GfbV. "Die Gesellschaft für bedrohte Völker
unterstützt den fraktionsübergreifenden Aufruf von 76 Abgeordneten
des Europäischen Parlaments, die eine Klärung der Situation fordern
und sich mit den katalanischen Abgeordneten solidarisieren."

Der ehemalige katalanische Regierungschef Carles Puigdemont und sein
einstiger Gesundheitsminister Toni Comín haben für die Liste "Frei
für Europa" zwei Mandate gewonnen. Der ehemalige Vizepremier Oriol
Junqueras ("Jetzt Republiken") ist Spitzenkandidat der European Free
Alliance (EFA), dem Zusammenschluss von Minderheiten- und
Regionalparteien in Europa. Er wurde zwar zur Wahl zugelassen, sitzt
jedoch seit über einem Jahr in Untersuchungshaft. Mit elf weiteren
Angeklagten steht er aufgrund des von Madrid untersagten
Unabhängigkeitsreferendums vom 1. Oktober 2017 vor Gericht. Ihm
drohen 25 Jahre Haft.

Puigdemont und Comín konnten sich vor dem Verfahren ins Ausland
absetzen. Bei einer Einreise nach Spanien droht den katalanischen
Politikern die Festnahme. Nach spanischem Wahlrecht müssen jedoch
alle gewählten Europaabgeordneten vor Mandatsantritt in Madrid auf
die Verfassung schwören. In dieser verfahrenen Situation könnte die
EU als neutraler Mediator auftreten. Sie weigert sich jedoch seit
Jahren an einer Lösung der Situation in Katalonien mitzuwirken. Das
gescheiterte Unabhängigkeitsreferendum wird als innerspanische
Angelegenheit abgetan. Die GfbV fordert die sofortige Freilassung der
inhaftierten katalanischen Politiker und die Aufnahme von
Verhandlungen zwischen der katalanischen und der spanischen
Regierung, vermittelt durch die Europäischen Union.

"Die EU braucht dringend eine Strategie für die Regionen Europas.
Denn neben Katalonien wird sich die Frage der Zukunft Schottlands und
Nordirlands stellen, sobald sich Großbritannien aus der EU
verabschiedet. In immer mehr Regionen Europas wächst der Wunsch, mehr
Einfluss auf die eigenen Geschicke zu nehmen", so Diedrichsen.
"Bislang weigern sich die EU-Kommission und die Mitgliedsstaaten,
über neue Autonomiemodelle in Europa nachzudenken. Das verstärkt
separatistische Tendenzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Juli 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MUMIA/966: Free Mumia - Rundbrief Juli 2019 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief Juli 2019



Hallo,

hier kommen aktuelle Nachrichten über den seit 1981 inhaftierten
Journalisten Mumia Abu-Jamal aus den USA und der länderübergreifenden
Solidaritätsbewegung. Im letzten FREE MUMIA Rundbrief hatten wir bereits
angedeutet, dass Mumia zu erblinden droht. Inzwischen sind weitere
Details bekannt geworden. Es ist nicht so, dass er überhaupt keine Hilfe
gegen seine Augenleiden bekäme. Selbst ein von der privaten
Gefängnismedizinischen Firma Correct Care Solutions beauftragter
Augenarzt empfiehlt die notwendigen und möglichen Operationen, die
jedoch von Dr. Courtney P Rodgers, dem zuständigen Leiter nicht
terminiert werden. Über seine Gründe liesse sich hier nur spekulieren,
was wir an dieser Stelle unterlassen.

Wir rufen alle Leser*innen jedoch auf, eine an ihn sowie den zuständigen
Staatsanwalt Larry Krasner, die Gefängnisleiterin Theresa A. Delbalso,
Pennsylvanias Gouverneur Tom Wolf sowie den Leiter der Gefängnisbehörde
des Bundesstaat, John Wetzel gerichtere Petition zu unterschreiben, in
der eine sofortige Behandlung von Mumias Augenleiden angemahnt wird.
Darüber hinaus fordert diese von der "Mobilisation 4 Mumia" initiierte
Petition auch, Mumia wegen seiner insgesamt sehr angeschlagenen
Gesundheit freizulassen und die Obhut seiner Familie zu übergeben, die
sich sehr gerne um seine Genesung und Pflege kümmern würde.

1. Bitte unterschreibt diese Online Petition und verbreitet sie auch
selbst weiter:

ACT NOW TO SAVE MUMIA?S EYESIGHT AND TO DEMAND HIS RELEASE!

https://actionnetwork.org/petitions/emergency-appeal-for-mumias-health

2. Ruft bitte folgende Behörden an und verlangt Mumias sofortige
medizinische Behandlung inklusive der notwendigen Kataraktoperation:
Dr. Courtney P Rodgers 001 - 570-773-2150

und

SCI Mahanoy Superintendent Theresa A. Delbalso 001 - 570 773-2158

3. Ruft bitte Pennsylvanias Gouverneur Tom Wolf, den Leiter der
Gefängnisbehörde des Bundesstaat, John Wetzel sowie Staatsanwalt Larry
Krasner an und fordert Mumias Freilassung, weil er außerhalb des
Gefängnissystems bessere Gesundheitsversorgung bekommt und auch, weil er
seit über 37 Jahren unschuldig in Haft sitzt:

PA Govenor Tom Wolf 001 - 717-787-2500

PA DOC Secretary John Wetzel 001 - 717.728.2573

Philadelphia DA Larry Krasner 001 - 215-686-8000

Weitere Informationen und Vorschläge folgen.


Zum weiteren Inhalt:

1. Termine

2. Meldungen aus der Bewegung und Presse

3. Solidarität mit Gefangenen

4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!


1. Termine

Mi. 17.07.2019 Frankfurt a.M. - US Generalkonsulat 18:00 Uhr

Mahnwache: Freiheit für die politischen Langzeitgefangenen in den USA

Weitere Informationen:

https://www.fgbrdkuba.de/termine/flyer/20190717-mahnwache.php

US-Generalkonsulat, Giessener Str. 30, Frankfurt a.M. - U5-Giessener Str.

Do. 15.08.2019 - Berlin, Zilona Gora, 20 Uhr mit Kiezküche

Infos und Diskussion: Leonard Peltier, Jalil Muntaqim, Mumia
Abu-Jamal ... kämpfende Langzeitgefangene in den USA wollen endlich frei
sein

Weitere Informationen: http://mumia-hoerbuch.de/ZilonaGora150819.htm

Zilona Gora, Grünbergerstr. 73, 10245 Berlin-F'hain - U5-Samariterstrasse

Fr. 13. September 2019 - Berlin, Buchladen Schwarze Risse

Lesung mit Michael Koch: Freiheit für Leonard Peltier!

Buchladen Schwarze Risse, Gneisenaustr. 2a - 10961 Berlin-Kreuzberg,
U6/7 Mehringdamm

Anti-Knast-Tage vom 23. - 27.10.2019 in Berlin

https://antiknasttage.blackblogs.org/ (mit einem zugesagten Beitrag von
Mumia Abu-Jamal zum Thema Gefängnis-Abolitionismus)


2. Meldungen aus der Bewegung und Presse

(FREE MUMIA Berlin) Werdet aktiv: Mumia Abu-Jamal braucht sofortige
augenärztliche Behandlung und
F R E I H E I T ! (22.06.2019)


http://www.mumia-hoerbuch.de/mumiadeutsch.htm#werdetaktivaugenbehandlung

(de.indymedia.org) Nachruf auf Harold Wilson (10.06.2019)

https://de.indymedia.org/node/33685

Radio Aktiv Berlin am 5. Juni 2019

http://radioaktivberlin.blogsport.de/2019/06/05/meute-behaelt-die-schluessel-u-a-am-5-06-in-radio-aktiv-berlin/

(de.indymedia.org) Wg. unzureichender Behandlung: Mumia droht im Knast
zu erblinden (5.06.2019) 

https://de.indymedia.org/node/33497

(Antifa Radio) [Bootleg] Café Alerta: Rassismus und Polizeigewalt -
darin u.a. ein Beitrag über Mumia Abu-Jamal anlässlich seines neuen
Revisionsverfahrens (1. Juni 2019)

https://soundcloud.com/user-456069937/bootleg-cafe-alerta


3. Solidarität mit Gefangenen

(Workers World) Pennsylvania inmates subjected to dangerous and
demeaning treatment, sexual harassment - Workers World (June 30,
2019)

https://www.workers.org/2019/06/30/pennsylvania-inmates-subjected-to-dangerous-and-demeaning-treatment-sexual-harassment-2/

(Abolitionist Law Center) Media Alert: Eddie Africa of the #MOVE9 is
home after four decades of incarceration (June 21, 2019)

https://abolitionistlawcenter.org/2019/06/21/media-alert-eddie-africa-of-the-move9-is-home-after-four-decades-of-incarceration/

(Thomas Meyer-Falk) Und weiter geht's im Freiburger Knast
(10.06.2019)

https://de.indymedia.org/node/33677


4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

USA vollziehen 1500. Hinrichtung seit der Wiedereinführung der
Todesstrafe im Jahr 1976 

https://www.newstroll.de/app/vw/biv45fvxhu0/442986

Harold Wilson starb am 18. Mai 2019 in den USA. Harold überlebte den
Todestrakt im US Bundesstaat Pennsylvania und war zusammen mit den
Witness to Innocence für die Abschaffung der Todesstrafe engagiert. Er
setzte sich zusammen mit der FREE MUMIA Bewegung häufig auch für die
Freilassung von Mumia ein. 2012 besuchte er uns in Berlin. Es folgen
einige Links:

Ein Nachruf auf Harold Wilson (10.06.2019)

https://www.redside.tk/2019/06/10/ein-nachruf-auf-harold-wilson/#more-17864

(Philadelphia Inquirer) Sentenced to death 3 times in 1989, Philly
exoneree Harold Wilson dies at 61 (May 29, 2019)

https://www.inquirer.com/news/harold-wilson-death-row-exoneree-philadelphia-witness-to-innocence-philly-20190529.html

(Frankfurter Rundschau) Todesstrafe - "Die Schreie bekomme ich nie aus
dem Kopf" (23.08.2012)

https://www.fr.de/panorama/schreie-bekomme-kopf-11328617.html

(Video) Exonerated after 17 years in Prison | Nach 17 Jahren dem
Todestrakt entkommen (24.04.2012)

https://www.youtube.com/watch?v=eL8Ywc-Qj9c

(Video) Harold Wilson speaking at Free Mumia rally in Berlin
(engl/deutsch) Pt 1 (2012) 

https://www.youtube.com/watch?v=TEPZ7CkzP_s

(Video) Harold Wilson speaking at Free Mumia rally in Berlin
(engl/deutsch) Pt 2 (2012) 

https://www.youtube.com/watch?v=l_oU0xgtnbs

(jW) Hölle auf Erden - Leben im Todestrakt: Harold Wilson war 16 Jahre
in US-Haft, bevor in einem neuen Verfahren seine Unschuld bewiesen
wurde, von Linn Washington Jr. (19.04.2012)

https://www.jungewelt.de/loginFailed.php?ref=/artikel/181681.h%C3%B6lle-auf-erden.html


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief Juli 2019

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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PREIS/223: Leander Fischer erhält Deutschlandfunk-Preis bei den 43. Tagen der deutschsprachigen Literatur (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 30.06.2019

Leander Fischer erhält Deutschlandfunk-Preis bei den 43. Tagen der
deutschsprachigen Literatur



Für seinen Text "Nymphenverzeichnis Muster Nummer eins Goldkopf" ist
der Autor Leander Fischer zum Abschluss der Tagen der
deutschsprachigen Literatur in Klagenfurt mit dem
Deutschlandfunk-Preis ausgezeichnet worden. In dem Beitrag erzählt
Fischer von einem frustrierten und pedantischen Musiklehrer, der mehr
und mehr dem Fliegenfischen verfällt. Aus dem Lehrer wird im Gespräch
mit einem Fischer wieder ein Schüler, der die meditative Kunst des
Köderknüpfens entdeckt. Der Preisträger wurde 1992 im österreichischen
Vöcklabruck geboren. Er lebt in Hannover und las in Klagenfurt auf
Einladung von Hubert Winkels (Deutschlandfunk).

Der Preis wurde am 30. Juni durch Karin Fischer, Abteilungsleiterin
Aktuelle Kultur beim Deutschlandfunk, übergeben. In seiner Laudatio
begründete Jury-Vorsitzender Hubert Winkels die Wahl des Preisträgers,
der nicht nur einen sperrigen Titel, sondern auch ein sperriges Thema
gewählt habe: "Vom Knüpfen von Ködern zum Zwecke des Fliegenfischens
erfahren wir in diesem Text wahrscheinlich ausführlicher als wir
jemals wollten. Aber der Text schafft es, uns das Vergnügen am
Verfertigen eines Kunstwerks Stück für Stück beim Zusammensetzen von
Metall und Leder und Haaren und Federn mit den herrlichsten Namen
mitzuteilen. Der all das erlebt ist eigentlich Musiklehrer und hat
parallel mit Schülern Violinkonzerte von Mozart einzuüben - doch
schnell wird einem klar, dass kein Mozartsches Violinkonzert schöner
sein kann als das Knüpfen von Goldnymphenködern. [...] Die ganze
Geschichte zeigt, wie Literatur, wie Kunst Dinge lebendig machen kann.
[...] Die Welt hebt zu Singen an, wenn die Kunst sich sehr, sehr
bemüht. Und das hat sie in diesem Fall getan."

Eine siebenköpfige Expertenjury hatte nach drei Tagen mit Lesungen
bislang unveröffentlichter Prosatexte von 14 Autorinnen und Autoren
die Gewinner des Ingeborg-Bachmann-Preises, des
Deutschlandfunk-Preises und drei weiterer Preise ermittelt. Die Jury
bestand in diesem Jahr aus Deutschlandfunk-Literaturchef Hubert
Winkels (Vorsitz), Stefan Gmünder (A/CH), Nora Gomringer (D), Klaus
Kastberger (A), Hildegard Elisabeth Keller (USA/CH), Michael
Wiederstein (D/CH) und Insa Wilke (D).

Der Deutschlandfunk-Preis wird seit 2017 vergeben. Mit einer
Preissumme von 12.500 EUR geht er an den/die Zweitplatzierte/n des
Wettbewerbs.

Sendehinweis:

Aufzeichnungen der Lesungen - auch der Gewinner des
Ingeborg-Bachmann-Preises und des Deutschlandfunk-Preises - sind unter
anderem im August in der Deutschlandfunk-Sendung Lesezeit zu hören
(Mi, 20.30 Uhr, anschließend auch online unter deutschlandfunk.de).

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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AUSSICHTEN/8687: Und morgen, den 02. Juli 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 02.07.2019 bis zum 03.07.2019 +++






[image: Jean-Luc 8687 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Morgens Schauer, mittags trocken,

jedoch Frosch Jean-Luc, der muß

auch im Regen abends hocken,

denn die Dinge sind im Fluß.
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INFOPOOL / EUROPOOL / FAKTEN





GRENZEN/170: Die Werte der EU, 2. Teil (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 1. Juli 2019

german-foreign-policy.com

Die Werte der EU (II)



ROM/BERLIN - Anders als Äußerungen im Streit um das Rettungsschiff
"Sea-Watch 3" suggerieren, bekämpft Berlin die Seenotrettung im Mittelmeer
seit Jahren. Das belegen die Verhinderung einer EU-Seenotrettungsoperation
durch die Bundesregierung im Jahr 2014, falsche Vorwürfe gegen private
Seenotretter durch den früheren Bundesinnenminister Thomas de Maizière
sowie die laut Berichten intern geäußerte Forderung seines Nachfolgers
Horst Seehofer, strafrechtlich gegen die Besatzungen von Rettungsschiffen
vorzugehen. Wegen der Verhinderung der EU-Seenotrettung auf dem Mittelmeer
haben Menschenrechtsanwälte inzwischen Anzeige gegen die Bundesregierung
vor dem Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) gestellt. Zudem hat sich
Berlin stets für die "Dublin-Regelungen" eingesetzt, die es Italien
untersagen, an Land genommene Flüchtlinge in andere EU-Staaten weiterreisen
zu lassen. Außenminister Heiko Maas hat sich wiederholt für
"Dublin-Abschiebungen" und ihre Beschleunigung stark gemacht. Berlin steht
sogar deutschen Initiativen, die trotz der "Dublin-Verordnung" aus Seenot
gerettete Flüchtlinge aufnehmen wollen, im Weg.

"Schande für Europa"

In die aktuellen Auseinandersetzungen um die private Seenotrettung im
Mittelmeer hat sich jetzt auch die Bundesregierung eingeschaltet. Die
italienischen Behörden haben die Kapitänin des Rettungsschiffs Sea-Watch 3,
die mit 40 teilweise schwerst traumatisierten Flüchtlingen an Bord Ende
vergangener Woche auf ihrem Recht auf Einfahrt in einen sicheren Hafen
bestanden hatte, festnehmen lassen und halten sie nun in Hausarrest fest.
Ihr drohen eine Anklage und im Fall der Verurteilung im äußersten Falle bis
zu zehn Jahre Haft. Die Maßnahme hat international für Empörung gesorgt.
Während der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) die
italienischen Hafensperren in heftig kritisierten Stellungnahmen inzwischen
sogar schon zweimal für rechtmäßig erklärt hat, äußern etwa die großen
christlichen Kirchen gegen die Festnahme der Kapitänin massiv Protest. "Die
Rettung von Menschenleben hat unter allen Umständen Vorrang", wird zum
Beispiel der vatikanische Kardinalstaatssekretär Pietro Parolin zitiert:
"Dies muss unser Leitstern sein, alles andere ist zweitrangig."[1]
Gleichzeitig nannte es der EKD-Ratsvorsitzende Heinrich Bedford-Strohm eine
"Schande für Europa", dass eine Kapitänin festgenommen werde, "weil sie
Menschenleben gerettet hat und die geretteten Menschen sicher an Land
bringen will".

Schweigen zur Rolle Berlins

Dem schließt sich nun auch Berlin an. "Seenotrettung darf nicht
kriminalisiert werden", erklärte Außenminister Heiko Maas (SPD) auf
Twitter.[2] Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier sagte am Sonntag in
einem Fernsehinterview: "Italien ... ist Gründungsstaat der Europäischen
Union." Daher könne man "von einem Land wie Italien erwarten, dass man mit
einem solchen Fall anders umgeht". Zur Rolle der Bundesregierung, der
Steinmeier lange angehörte und der Maas angehört, äußerten sich beide
nicht.

Strafanzeige gegen Deutschland

Tatsächlich bekämpft auch die Bundesregierung die Seenotrettung im
Mittelmeer seit Jahren; in diesem Zusammenhang haben auch deutsche
Politiker einer Kriminalisierung privater Seenotretter mehrfach das Wort
geredet. Einen ersten umfassenden Schritt gegen die Seenotrettung unternahm
Berlin im Jahr 2014, als die italienische Regierung darauf drang, ihre
Seenotrettungsoperation "Mare Nostrum" in eine EU-Maßnahme zu überführen.
Mit "Mare Nostrum" hatte Rom in der Zeit zwischen Oktober 2013 und Oktober
2014 mehr als 150.000 Menschen das Leben retten können, musste nun aber -
von der Eurokrise gebeutelt - auf Druck Berlins und Brüssels die Ausgaben
kürzen. Die Überführung in eine EU-Operation scheiterte an der
Bundesrepublik. "Mare Nostrum" habe sich "als Brücke nach Europa" erwiesen,
beschwerte sich Bundesinnenminister Thomas de Maizière: "Das kann nicht auf
Dauer so sein."[3] Tatsächlich hat die Seenotrettung im Völkerrecht strikt
Vorrang vor politischen Erwägungen jeglicher Art. Berlin und Brüssel
hingegen gestalteten die auf "Mare Nostrum" folgende Frontex-Operation
"Triton" ganz gezielt so, dass viel weniger Menschen gerettet werden
konnten. Anwälte haben deshalb Anzeige vor dem Internationalen
Strafgerichtshof (IStGH) in Den Haag gestellt - auch gegen Deutschland
(german-foreign-policy.com berichtete [4]).

Deutsche Attacken gegen Seenotretter

Private Seenotretter, die schon bald einsprangen, um - auf eigene Kosten
staatliche Versäumnisse ausgleichend - Menschen im Mittelmeer vor dem
Ertrinken zu retten, sahen und sehen sich immer wieder mit Attacken der
Bundesregierung konfrontiert. So kolportierte Innenminister de Maizière im
Juli 2017 Vorwürfe gegen Seenotretter, denen zufolge diese die Transponder
ihrer Schiffe "regelwidrig abstellen ... und so ihre Position
verschleiern".[5] Zudem führen sie nur mit dem Ziel in libysche Gewässer
ein, um Schiffen libyscher Schlepper "schon mal ein Ziel vorzugeben". Bei
den betroffenen Seenotrettungsorganisationen hieß es einhellig, die
Vorwürfe seien vollkommen haltlos. Als zur gleichen Zeit Italien einen
"Verhaltenskodex" vorlegte, der die Aktivitäten der Seenotretter massiv
einschränken sollte, erklärte de Maizière, er halte dies "für absolut
richtig".[6] Der Kodex verstößt einem Gutachten der Wissenschaftlichen
Dienste des Deutschen Bundestags zufolge in Teilen gegen das internationale
Recht.[7] Im Juni 2018 wurde bekannt, dass der neue Bundesinnenminister
Horst Seehofer in einer nicht-öffentlichen Sitzung des Innenausschusses des
Bundestags strafrechtliche Schritte gegen die Crew eines Rettungsschiffes
gefordert hatte.[8] Die aktuellen Maßnahmen der italienischen Regierung
entsprechen dem voll und ganz.

Die "Dublin-Regeln"

Jenseits des konkreten Vorgehens gegen private Seenotretter hat die
Bundesregierung maßgeblich zur Schaffung und Aufrechterhaltung des
Regelwerks beigetragen, mit dem die Regierung Italiens ihre Repressalien
begründet: die sogenannten Dublin-Verordnungen. Ihnen zufolge muss sich
derjenige EU-Staat um Flüchtlinge und ihre Asylanträge kümmern, über dessen
Territorium sie in die EU eingereist sind. Nach Lage der Dinge sind dies
vor allem die südlichen Mittelmeeranrainer Griechenland, Italien und
Spanien. Der italienische Innenminister Matteo Salvini hat mehrmals
bekräftigt, Seenotrettungsschiffe wieder anlegen zu lassen, sofern die
Flüchtlinge nicht in Italien bleiben müssen. Dagegen freilich spricht sich
Berlin immer wieder kategorisch aus. So hatte etwa der heutige
Außenminister Maas, der Italien jetzt via Twitter kritisiert, Ende 2015 -
damals war er Bundesjustizminister - geäußert: "Es mag sein, dass die
Dublin-Regeln nicht allen gefallen"; dennoch "müssen sie angewendet
werden".[9] In seinem neuen Amt begleitet Maas nun die Bemühungen des
Bundesinnenministers, die Abschiebung von Flüchtlingen gemäß den
"Dublin-Verordnungen" zu beschleunigen.[10] Tatsächlich hat die
Bundesrepublik allein im laufenden Jahr bereits rund 1.200 Flüchtlinge nach
Italien zurückgeschoben.[11] Die mögliche Aufnahme von 40 Flüchtlingen von
der Sea-Watch 3 hingegen hat sie wochenlang abgelehnt und will sie nun
allenfalls leisten, wenn sie mit vier anderen EU-Staaten geteilt werden
kann.

So wenig wie möglich

Zur generellen Aufnahme auf dem Mittelmeer geretteter Flüchtlinge ist
Berlin auch weiterhin nicht bereit - dies, obwohl sich zahlreiche deutsche
Städte inzwischen dafür zur Verfügung gestellt haben und die Einreise der
Flüchtlinge sogar ausdrücklich fordern (german-foreign-policy.com
berichtete [12]). Ein solcher Schritt könnte nach Lage der Dinge dazu
führen, dass Italien seine Hafensperre aufhebt und zumindest die private
Seenotrettung wieder in geregelte Bahnen gelangt. Freilich steht dem der
Wille der Bundesregierung im Weg, die Zuständigkeit für Flüchtlinge
weiterhin bei den Staaten an den EU-Außengrenzen zu belassen. Die Zahl der
Flüchtlinge, die nach Deutschland gelangen, wird dadurch so niedrig wie
möglich gehalten. Wieviele Flüchtlinge Berlin in Fällen wie demjenigen der
"Sea-Watch 3" übernommen hat, hat die Bundesregierung Ende April beziffert:
Es waren bis dahin 152.[13]


Anmerkungen:



Bitte beachten Sie unsere Video-Kolumne zum Thema.

https://www.youtube.com/watch?v=GV_c4TdVTTo&list=PLTJHO_DZA590ij9FhcNCCwB9wXvVHkd1h&index=1
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MELDUNG/055: 40 Jahre Akademienprogramm - Exzellenz in Geisteswissenschaften (idw)


Union der deutschen Akademien der Wissenschaften - 27.06.2019

40 Jahre Akademienprogramm - Exzellenz in Geisteswissenschaften

Sonderpublikation zum gemeinsamen Forschungsprogramm der
Wissenschaftsakademien erschienen.



Seit 40 Jahren unter einem Dach vereint - im Akademienprogramm
erschließen, bewahren, inter-pretieren und vergegenwärtigen zahlreiche
langfristig angelegte Forschungsprojekte das Kulturerbe weltweit und
schaffen damit unschätzbare Wissensspeicher für die Zukunft. Eine
Sonderpublikation gibt spannende Einblicke in die Geschichte dieses
international einzigartigen Forschungsprogramms und stellt ausgewählte
Projekte sowie deren Bedeutung für die Gegenwart vor. Aktuell wird das
Akademienprogramm von Bund und Ländern gemeinsam mit 68 Millionen Euro im
Jahr finanziert.

"Nur dank dieser großen und über die Jahrzehnte kontinuierlich gewachsenen
Unterstützung durch die Zuwendungsgeber konnte dieses exzellente
Forschungsprogramm im Bereich der langfristig angelegten geistes- und
sozialwissenschaftlichen Grundlagenforschung erfolgreich etabliert
werden", betont Prof. Dr. Dr. Hanns Hatt, Präsident der Akademienunion.
"Das Akademienprogramm sichert seitdem das hohe Niveau der
geisteswissenschaftlichen Forschung in Deutschland und eröffnet - auch
durch die umfangreichen Digitalisierungsmaßnahmen - künftigen
Forschergenerationen sowie einer breiten Öffentlichkeit Zugänge zu einem
enormen Wissensschatz. Mit unserer Publikation möchten wir einen Einblick
in die eindrucksvolle Arbeit unserer Akademieforschung und in die
Geschichte des Akademienprogramms bieten", so Hanns Hatt.

Virtuelle Rundgänge durch barocke Kirchen und Schlösser, dreidimensionale
Rekonstruktionen von Mayainschriften mit Übersetzung und Kommentierung,
Editionen der Werke berühmter Komponisten wie Ludwig van Beethoven oder
des Universalgelehrten Gottfried Wilhelm Leibniz oder alle relevanten
Wörterbücher zur deutschen Sprache - vom Althochdeutschen bis zur
Gegenwarts- und zur deutschen Gebärdensprache - all dies ist dank der
Forschungen im Akademienprogramm für jedermann öffentlich - in großen
Teilen auch digital - verfügbar.

1979 haben Bund und Länder die gemeinsame Förderung eines von der
Konferenz der deutschen Akademien der Wissenschaften, der heutigen Union
der deutschen Akademien der Wissenschaften, koordinierten Programmes
beschlossen. Ein Jahr später nahmen die ersten Forschungsprojekte ihre
Arbeit auf. Aktuell werden 140 exzellente Projekte im Akademienprogramm
gefördert.


Die Publikation steht auf der Webseite der Akademienunion unter

https://www.akademienunion.de/neuerscheinungen

zur Verfügung und kann
kostenlos bei der Pressestelle der Akademienunion bestellt werden:

presse@akademienunion-berlin.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution611

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Union der deutschen Akademien der Wissenschaften, 27.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KREATIV/149: Bocholt - Zwei Bastelnachmittage in der Stadtbibliothek am 3. und 10.7.19


Stadt Bocholt

Zwei Bastelnachmittage vor den Ferien in der Stadtbibliothek
Bocholt 

Kostenlos immer mittwochs ab 15:30 Uhr



Bocholt (BIB). In den beiden Wochen vor den Sommerferien lädt die
Stadtbibliothek Bocholt an zwei Mittwochnachmittagen - 3. und 10. Juli
2019 - Kinder ab 15:30 Uhr zum Bastelnachmittag ein. Die Teilnahme ist
kostenlos.

In der Kinderabteilung der Stadtbibliothek wird zunächst eine
Geschichte vorgelesen. Anschließend basteln die Kinder sommerliche
Bilder: Am 3. Juli steht eine Sonnen-Melone auf dem Programm, am 10.
Juli wecken Kinder am Badesee die Vorfreude auf die freie Zeit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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AUSSTELLUNG/9706: Cuxhaven - Hanna Malzahn "Die Stadt, die niemals schläft", 7.7. bis 25.8.2019


Stadt Cuxhaven

Hanna Malzahn "Die Stadt, die niemals schläft"

Neue Werkschau im Schloss Ritzebüttel



Die Hamburger Künstlerin Hanna Malzahn stellt ab dem 07. Juli im
Schloss ihre Werke vor. Hanna Malzahn zeigt in der Ausstellung "Die
Stadt, die niemals schläft" im Schloss Ritzebüttel Arbeiten aus einer
umfangreichen Serie zum Thema "Urbanität".

Es ist eine universelle Urbanität, denn es geht um
Architekturelemente, die sich auflösen, um sich neu zu erfinden und zu
positionieren.

Sie integriert in ihre Bilder verschiedene architektonische Stile
sowie Details verfremdeter Stadtansichten unter unterschiedlichen
Perspektiven. Dabei verschwimmt die Grenze zwischen Realität und
Fiktion oftmals.

Im Spannungsfeld zwischen Gegenständlichkeit und Abstraktion entstehen
Verbindungen, Vernetzungen und Verflechtungen. Sie lassen die Welt
zusammenrücken und überwinden Grenzen.

Die Bilder haben aber auch einen Bezug zu menschlichen
Grenzsituationen und eine sozialpolitische Komponente. Themen wie
Heimat, Ver- und Entwurzelung, das Wohnen im Baukastensystem, Kälte,
Anonymität und Isolation werden hintergründig in Szene gesetzt. Trotz
aller Farbigkeit und vermeintlicher Ordnung bemerkt man schnell das
Fehlen von Menschen. Sie sind in den Bildern nicht sichtbar. Sie sind
hinter den Fassaden der Wohnburgen in den Mega-Städten, die gen Himmel
streben und in denen die meisten nicht leben möchten. Es gibt sie hier
nicht, die Natur, die ruhigen Plätze zum Verweilen, und es drängt sich
die Frage auf, wo der Mensch da noch Platz hat.

Die Bandbreite ihres Schaffens umfasst Malerei, Hoch- und Tiefdruck,
Fotografie und Illustration. In ihrer künstlerischen Arbeitsweise
werden häufig verschiedene Techniken kombiniert. Bereits bemalte
Leinwände werden bedruckt oder vor dem Malen mit Papier kaschiert,
wobei eine feinnuancierte Strukturierung des Malgrundes entsteht.

Fragmentarisch sind Versatzstücke aus Papier wie Zeichnungen,
Druckmuster und Fotos eingearbeitet, die sich durch Übermalung und
zeichnerische Erweiterungen sowie durch eine angleichende Farbgebung
in die Gesamtkomposition einfügen. Ein Kontrast in der
Oberflächengestaltung ergibt sich durch das Nebeneinander von glatten
Fotografien und der gemalten Struktur.

Viele Arbeiten zeigen Materialien in differenzierten Überlagerungen,
in kräftigen Farben, in Pastelltönen, lasierend oder pastos. Diese
farblichen Akzente verstärken die räumliche Tiefe, da die rauhen
Texturen das Licht in unterschiedlichen Nuancen reflektieren.

Hanna Malzahn ist über die Illustration, besonders über die
Modeillustration zum Malen gekommen. Sie hat Mode - Textildesign
studiert und viele Jahre an verschiedenen Berufsschulen und am
Institut für Lehrerfortbildung Kunst und Kunstgeschichte unterrichtet.

Seit ihrer Ateliergründung 2009 arbeitet sie freischaffend als
Künstlerin.

Sie ist Mitglied im BBK und in der GEDOK und arbeitet als Kuratorin im
Berenberg-Gossler-Haus in Hamburg.

Die Ausstellung ist vom 07. Juli ab 11 Uhr bis zum 25. August 2019 zu
den üblichen Öffnungszeiten des Schlosses zu besichtigen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. Juni 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AUSSTELLUNG/9705: Mönchengladbach - "Änderungen Aller Art" bis zum 20.7.2019


Stadt Mönchengladbach

"Änderungen Aller Art" eröffnet im temporären Shop im EA 71



Reparaturwerkstatt, Atelier, Ausstellungsraum, Müllkippe und Kaufladen
- 21 Tage öffnen "Änderungen aller Art" den ÄAA - Gift Shop exklusiv
im Projektraum EA71. Nach der Eröffnung am 30. Juni werden Kunstwerke
der letzten drei ÄAA-Projekte gezeigt.

Das Kunstprojekt ÄAA ist Werkstatt für Veränderungen. Mit viel Humor
verwandeln Vesko Gösel, Philipp Königs und Ruth Zadow ausrangierte
Gegenstände zu Kunstwerken. Ungewöhnliche Abspielgeräte, Tonträger
aber auch bewegte Installationen erwarten die Besucher zur Eröffnung.
Ausdrücklich wird dazu eingeladen (Un)-Brauchbares mitzubringen: ein
Spielzeugauto, eine Stehlampe, einen Couchtisch. Aus den abgegebenen
Objekten entstehen während der sommerlichen Ausstellungsdauer neue
Kreationen. Die Präsentation wird am Samstag, 20. Juli ab 20 Uhr zum
Abschluss der Ausstellung stattfinden.

Der ÄAA - Gift Shop ist bis zum 20.07. donnerstags, samstags und
sonntags von 12-18 Uhr im EA71 auf der Eickener Str. 71 geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 26. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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ARBEITERSTIMME/383: IG Metall - Seit mehr als 90 Jahren immer die selbe Leier


Arbeiterstimme Nr. 203 - Frühjahr 2019

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Seit mehr als 90 Jahren immer die selbe Leier

Das Irrlicht der sogenannten Wirtschaftsdemokratie



Im Oktober dieses Jahres findet in Nürnberg der 24. Ordentliche
Gewerkschaftstag der IG Metall statt. Dabei geht es nicht zuletzt um
die Politik der Gewerkschaft in den kommenden vier Jahren. Da die IG
Metall die größte Einzelgewerkschaft in der BRD ist und für die
bundesdeutschen Schlüsselindustrien zuständig ist, kann davon
ausgegangen werden, dass deren Beschlüsse und Politik auch für alle
anderen DGB-Gewerkschaften richtungsweisend sind. Daher ist der
Gewerkschaftstag auch für uns von besonderem Interesse.

Erstmals werden zur Vorbereitung des Kongresses in stärkerem Maße auch
die Mitglieder mit einbezogen. Der erste Vorsitzende der IGM, Jörg
Hofmann dazu im Mitgliedermagazin metallzeitung: "Bei der IG
Metall wird Beteiligung groß geschrieben. Auch wenn es darum geht, den
Kurs der nächsten vier Jahre zu bestimmen."

Mit einem Debattenpapier soll das erreicht werden. In der
Dezemberausgabe des Mitgliedermagazins wurde ein solches Papier
veröffentlicht. In mehreren Blöcken werden die wichtigsten
gesellschaftlichen und gewerkschaftlichen Problemfelder dargestellt.
Dazu Hofmann: "Wir haben uns gefragt, was wir in unseren zentralen
Handlungsfeldern erreicht haben, in welche Richtung wir gehen müssen,
wo wir handeln und welche Themen wir besonders in den Blick nehmen
sollten. Und dazu stellen wir uns und euch Fragen."

In dem Debattenpapier wird zuerst grundsätzlich auf die politische
aktuelle Situation und den daraus resultierenden Perspektiven
eingegangen.

Richtig wird festgestellt: "Vor uns liegen gewaltige Veränderungen. Es
geht um einen grundlegenden Wandel. Um nichts weniger als um eine
Transformation unserer Wirtschaft, unserer Lebens- und Arbeitswelt. Es
geht um die Zukunft der industriellen Branchen am Standort
Deutschland, es geht um die Zukunft der Beschäftigten in der Industrie
und des Handwerks."

Das ist allerdings sehr zurückhaltend ausgedrückt. Die IG Metall wird
nicht nur durch die die Rationalisierungswelle, der sogenannten
Industrie 4.0 Probleme bekommen, sondern auch durch die in der
Automobilindustrie anstehende Umstellung der Motorentechnik. Die
Verdrängung des Verbrennungsmotors durch den Elektromotor, wird
Arbeitsplätze, ja ganze Produktionsstandorte kosten. Das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung in Nürnberg geht mittelfristig
alleine in den Werken der Automobilindustrie davon aus, dass durch die
Einführung von Elektromotoren mehr als 110.000 Arbeitsplätze
wegfallen. Die zunehmende Digitalisierung der Industrieproduktion ist
dabei noch nicht berücksichtigt. Die mögliche Anzahl ist heute
allerdings auch noch nicht eindeutig quantifizierbar, doch sie wird
beachtlich sein.

Diese Rationalisierungs- und Umstrukturierungskeule wird die IG Metall
also gerade dort treffen wo sie heute mitgliederstark und
durchsetzungsfähig ist; in den Großbetrieben der Automobilhersteller
und deren Zulieferer. Daher müssten alle Alarmglocken läuten und die
Organisation in den Widerstandsmodus gefahren werden. Stattdessen
spricht das Debattenpapier, also der Vorstand, davon, dass "auch in
der Transformation faire Bedingungen für alle Mitglieder- und
Beschäftigtengruppen" gelten müssten. An einer anderen Textstelle des
Debattenpapiers wird festgestellt: "Die IG Metall hat in diesem
Strukturwandel klare Ziele. Sie will Beschäftigung und Standorte
erhalten, Mitbestimmung ausbauen und für die Herausforderungen nutzen,
sie will sichere und interessante Arbeit und gutentlohnte
Tätigkeiten." Dass sie das will, ist die eine Seite, ob sie dazu in
der Lage ist, die andere.

Dann soll schließlich der Sozialstaat nach Auffassung des Vorstandes
weiterentwickelt werden. Im Papier wird von einem Sozialstaat 4.0
gesprochen, ohne dass konkreter beschrieben wird, was wir darunter
verstehen sollen. Gelingen soll das mit starken, durchsetzungsfähigen
Gewerkschaften. Es geht um den Kampf für eine "wirklich demokratische
und gerechte Wirtschaftsordnung". Diese sei, so im Papier, die
historische unvollendete Mission der Arbeiterbewegung.

Abgesehen davon, dass die historische Mission der Arbeiterbewegung die
Überwindung des Kapitalismus und der Aufbau einer sozialistischen
Gesellschaftsordnung ist, muss man schon fragen was denn eigentlich
eine "wirklich demokratische und gerechte Wirtschaftsordnung" sein
soll. Schon 1928 wurde vom ADGB die Forderung nach der
Wirtschaftsdemokratie erhoben.

August Thalheimer ging damals auf diese Frage ein und stellte
resümierend fest: "Das also ist des Pudels Kern: die kapitalistischen
Vertreter und Sprecher erwarten von dem, was die Gewerkschaftsführer
unter 'Wirtschaftsdemokratie' verstehen, keine Bedrohung des Bestandes
der kapitalistischen Gesellschaft, sondern eine willige Mitarbeit der
Arbeiter an 'unserer', d.h. der kapitalistischen Wirtschaft ... für
die Arbeiterklasse (ist) die Losung der 'Wirtschaftsdemokratie' ...
ein Irrlicht, das sie noch tiefer in den kapitalistischen Sumpf
hineinführt". Thalheimer stellte fest: unter kapitalistischen
Bedingungen kann es keine Demokratie in der Wirtschaft geben. Das galt
1928 und das gilt auch heute noch.

Das beeindruckt aber die heutigen Gewerkschaftsführungen, nicht nur
die der IG Metall, wenig. In dem Debattenpapier stellt der IG
Metallvorstand dar, was er unter Demokratie und Gerechtigkeit in der
Wirtschaft versteht. Nämlich einen fairen und gut regulierten Handel
und eine internationale Zusammenarbeit und Kooperation. Es bedarf
Regeln zum Schutz von Arbeitnehmer- und Verbraucherinteressen. Das
europäische Sozialstaatsmodell muss ausgebaut werden und darf nicht an
innerer Schwäche scheitern. Und schließlich soll im Betrieb konsequent
mitbestimmt werden und mit den Arbeitgebern "autonom flächendeckende
Tarife und Arbeitsbedingungen verhandelt" werden und somit direkt die
Wirtschafts- und Lebensbedingungen gestaltet werden. Also seit mehr
als 90 Jahren nichts dazugelernt.

Hier wird, was die Betriebspolitik anbelangt, die heutige Praxis der
IG Metall und der Betriebsräte in den Großbetrieben beschrieben. In
dem Bereich hat die Gewerkschaft in den zurückliegenden Jahren relativ
viel erreicht, hier sind die Arbeitsbedingungen mehr oder weniger gut
und die Löhne im Vergleich mit kleinen Betrieben, nicht
tarifgebundenen Betrieben und anderen Branchen hoch. Die Folge davon
ist, dass der Organisationsgrad in dem Bereich sehr hoch und die
Gewerkschaft, wenn notwendig auch handlungsfähig ist. In diesen
Betrieben werden die Betriebsräte und die IG Metall von
Unternehmerseite nicht bekämpft, sondern man lässt ihnen die Illusion,
Einfluss auf Managemententscheidungen zu haben. Zum Dank üben sich die
Betriebsräte in ausgeprägter Sozialpartnerschaft und Co-Management.
Die vorhandenen Mitbestimmungsrechte werden nicht benutzt um die
Klassengegensätze zwischen den Kapitalisten und den abhängig
Beschäftigten sichtbar zu machen, sondern um den "sozialen Frieden" im
Betrieb und in der Gesellschaft zu erhalten. August Thalheimer lässt
grüßen!

Um aber den "gewaltigen Veränderungen, die vor uns liegen", wie der
Vorstand im Debattenpapier schreibt, etwas entgegenzusetzen, bedarf es
einer Arbeiterklasse, die sich ihrer wieder selbst bewusst ist. Es
bedarf nicht der Klasse an sich, sondern der Klasse für sich. Diese
entsteht aber nicht durch die praktizierte Kooperation mit dem
Kapital, Wie sie auch in dem Debattenpapier skizziert ist, sondern in
der Konfrontation mit demselben. Ansatzpunkte dafür gibt es in allen
Betrieben zur Genüge.

Im IG Metallvorstand geht man ja selbst davon aus, dass man auch in
den Großbetrieben schwächer wird. Wie will man sich aber dann
behaupten und Regelungen, die zugunsten der Beschäftigten wirken
durchsetzen. Rechtsfragen sind Machtfragen, wer sollte das nicht
besser wissen als die Gewerkschaften. Wenn sich heute Unternehmer
kooperationsbereit zeigen, dann tun sie das weil sie das müssen um
ungestört ihrer Geschäften nachzukommen. Aber warum sollten sie weiter
auf Kooperation setzen, wenn die Gewerkschaften geschwächt sind und in
den Belegschaften die Arbeitsplatzangst umgeht?

Dasselbe gilt für den Sozialstaat. Unter kapitalistischen Bedingungen,
das haben wir alle vorgeführt bekommen, wird der Sozialstaat nicht
ausgebaut, sondern zurückgefahren. Dazu bedarf es nicht einmal akuter
Wirtschaftskrisen. Durch die vor uns liegende Umstrukturierung und
Digitalisierung der Wirtschaft müssen wir aber, auch wenn wir das
heute noch nicht konkret benennen können, mit sehr hohen
Arbeitslosenzahlen rechnen. Mit solchen Zahlen, die unter Umständen
die heutigen Sozialsysteme an ihre Grenzen bringen. Die politischen
Auswirkungen sind heute kaum absehbar. Die Kampfkraft der
Gewerkschaften ist, mit dem heute bestehenden Bewusstsein, ihrer
Mitglieder unter solchen Bedingungen kaum wachsen. Deshalb bedarf es
einer Wende. Die Vorstände der Gewerkschaften, nicht nur der IG Metall
sind dazu aktuell nicht in der Lage.

Ob es in Teilen der Mitgliedschaft und Funktionäre zu einem Umdenken
kommt, wird die weitere Entwicklung zeigen. Das gilt für die Resonanz
auf das Debattenpapier als auch auf die Anträge, die von
Mitgliederversammlungen und Delegiertenkonferenzen gestellt werden.
Der Annahmeschluss für Anträge ist der 1. Mai des Jahres. Wir werden
versuchen, die eingereichten Anträge auszuwerten und darüber an dieser
Stelle berichten.

 * 
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Kapitänin der "Sea Watch 3" verhaftet

Von Marianne Arens

1. Juli 2019



In der Nacht zum Samstag wurde Carola Rackete, Kapitänin von "Sea Watch 3",
im Hafen von Lampedusa verhaftet. Sie hatte 42 gerettete Menschen mit an
Land gebracht. Die italienische Regierung ließ sie in Handschellen abführen
und droht ihr mit schweren Haft- und Geldstrafen.

Insgesamt waren es 53 Menschen, die von der "Sea Watch 3" am 12. Juni aus
einem Schlauchboot in Seenot gerettet wurden. Nur einen Tag davor, am 11.
Juni, hatte die Regierung in Rom ein neues Gesetz verabschiedet, das
Seenotretter mit hohen Geldstrafen zwischen 10.000 und 50.000 Euro bedroht.
Auf der Grundlage dieses "Decreto Sicurezza bis" geht die
Staatsanwaltschaft jetzt gegen die Kapitänin vor.

Seither breitet sich eine Welle der Solidarität mit Carola Rackete aus.
Wenige Stunden nach der Verhaftung widmete der Bürgermeister von Neapel,
Luigi de Magistris, eine Segelparade ausdrücklich der mutigen Kapitänin
"und allen ungerecht verfolgten Frauen und Männern". Er schäme sich für
diese Regierung, sagte de Magistris, als er an der Spitze von über sechzig
Schiffen aufs Meer hinausfuhr. Die Schiffe trugen Transparente und Plakate,
auf denen stand: "Wir sind an deiner Seite, Carola", oder: "Verhaftet auch
uns alle!"

Der TV-Satiriker Jan Böhmermann startete sofort eine Geldsammlung. Unter
dem Motto: "Leben retten ist kein Verbrechen" wurden für den
Rechtshilfefonds von Sea Watch bis zum Sonntagabend knapp 400.000 Euro
gesammelt. Die Online-Petition "Freiheit für Frau Rackete" [1] wurde binnen
weniger Stunden von über 92.000 Menschen unterzeichnet.

Sogar einige führende deutsche Sozialdemokraten sahen sich genötigt, Kritik
an der italienischen Regierung zu heucheln. Italien sei "nicht irgendein
Staat", sagte Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier im
ZDF-Sommerinterview. "Italien ist inmitten der Europäischen Union, ist
Gründungsstaat der Europäischen Union. Und deshalb dürfen wir von einem
Land wie Italien erwarten, dass man mit einem solchen Fall anders umgeht."

Außenminister Heiko Maas, der erst vor kurzem gemeinsam mit dem
rechtsextremen brasilianischen Regierungschef Bolsonaro den Putschversuch
in Venezuela unterstützt hatte [2], spielte sich als Apostel der
"Menschenrechte" auf. Er twitterte: "Menschenleben zu retten ist eine
humanitäre Verpflichtung. Seenotrettung darf nicht kriminalisiert werden."
Es sei an der italienischen Justiz, "die Vorwürfe schnell zu klären".

Auch der luxemburgische Außenminister Jean Asselborn, bekannt für die
brutale Durchsetzung des EU-Diktats gegen Griechenland, hat Italien auf
Facebook aufgefordert, Rackete freizulassen. "Menschenleben zu retten ist
eine Pflicht und sollte niemals ein Delikt oder ein Verbrechen sein",
schrieb Asselborn.

Diese Erklärungen sind zynisch und der Gipfel der Heuchelei. Tatsächlich
kommen sie von den Vertretern derselben EU und deutschen Regierung, die für
die Zustände auf dem Mittelmeer mit verantwortlich sind und sich bis
zuletzt weigerten, die Sea-Watch-Flüchtlinge aufzunehmen. Öffentlich
kritisieren sie Salvini und die italienische Regierung, während sie in der
Praxis deren Haltung in der Flüchtlingsfrage vollkommen unterstützen.

Genau vor einem Jahr hat ein EU-Gipfel beschlossen [3], die "Festung Europa"
komplett abzuriegeln, die Seenotrettung zu unterbinden und geflüchtete
Menschen erbarmungslos in die Kriegs- und Krisengebiete in Nahost und
Nordafrika zurückzuschieben. Seither haben sowohl die EU als auch Italien
ihre Rettungsmissionen eingestellt. Laut der Klage einer Anwaltsgruppe vom
3. Juni in Den Haag hat diese Politik der EU und ihrer Mitgliedsländer in
den letzten drei Jahren im Mittelmeer zu über 14.000 Todesfällen geführt.

Diese Beschlüsse, die einer bewussten Politik des Massenmords gleichkommen,
haben die Unterstützung aller Regierungsparteien in Europa, auch der
Sozialdemokraten, die in der Berliner Großen Koalition, der Madrider
Regierung und derjenigen auf Malta sitzen. Auch die Syriza-Regierung in
Athen, Partnerin der deutschen Partei Die Linke, hat sie mit unterzeichnet.
Sie alle haben einer Politik zugestimmt, die das Mittelmeer in ein riesiges
Massengrab verwandelt hat.

Auch hat die deutsche Regierung fast gleichzeitig mit der italienischen
ebenfalls ein schärferes Gesetz gegen Einwanderer verabschiedet [4]: Das von
Horst Seehofer vorgelegte "Geordnete-Rückkehr-Gesetz", das die
Abschiebungen erleichtert und grundgesetzwidrig die Inhaftierung völlig
unschuldiger Menschen ermöglicht, wurde am 7. Juni mit den Stimmen der SPD
durch den Bundestag gepeitscht.

Bezeichnenderweise hat die sozialdemokratisch geführte Regierung Spaniens
nicht gegen die Festnahme der Sea-Watch-Kapitänin protestiert. Der Grund
ist, dass die PSOE dort selbst gerade gegen NGOs juristisch vorgeht und
ihre eigene Rettungsmission gefährlich reduziert. Erst diese Woche ist
bekannt geworden, dass am 19. Juni auf der Route von Marokko nach Spanien
erneut 22 Menschen ertrunken sind.

Die "Sea Watch 3" musste ihre eigene konkrete Erfahrung mit den EU-Gremien
machen. Offizielle Verhandlungen mit der EU-Kommission über die Verteilung
der Geretteten ergaben keine Hilfe für diese Menschen. Nachdem die
italienische Regierung lediglich dreizehn Kinder, schwangere Frauen und
Schwerkranke an Land gelassen hatte, mussten die übrigen, darunter einige
Minderjährige und ein 12-jähriger Junge, zusammen mit der Crew und der
Kapitänin siebzehn Tage auf See abwarten. Ernste Probleme mit Dehydration,
mit Hygiene und bei einigen sogar mit Suizidgedanken stellten sich ein.

Später appellierten 36 der verbliebenen Migranten an den Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) und stellten dort einen Eilantrag auf
einstweiligen Rechtsschutz. Doch am 25. Juni lehnte der EGMR auch diesen
Antrag rundheraus ab.

Dies führte zu der Situation, in der die Kapitänin den Beschluss fasste,
gegen das ausdrückliche Verbot der italienischen Behörden auf Lampedusa zu
landen. Das Verbot war ihr durch eine Patrouille der Guardia di Finanza
überbracht worden. Unterzeichnet war der Brief aus Rom sowohl vom
Innenminister und Lega-Chef Salvini, als auch von zwei Regierungsvertretern
der Cinque Stelle, dem Transportminister Danilo Toninelli und der
Verteidigungsministerin Elisabetta Trenta.

Am Freitag leitete die Staatsanwaltschaft von Agrigent (Sizilien) das
Verfahren gegen Rackete ein. Gleichzeitig erklärten die Behörden der
Kapitänin ausdrücklich, dass sie nichts dazu beitragen würden, die
Geretteten von Bord zu holen. "Das heißt", kommentierte Rackete die
Entscheidung, "nach wie vor warten wir auf eine Lösung, die sich leider
nicht abzeichnet. Deswegen habe ich mich jetzt entschlossen, selbständig im
Hafen anzulegen."

Sie wisse, was sie riskiere, so die Kapitänin. "Aber die 42 Geretteten sind
erschöpft. Ich bringe sie jetzt in Sicherheit." Das Risiko für die
psychische und physische Gesundheit der Menschen an Bord könne sie nicht
weiter verantworten. "Es bleibt mir gar nichts anderes übrig, als in
italienische Hoheitsgewässer einzufahren." So fuhr die "Sea Watch 3" in der
Nacht zum Samstag in den Hafen von Lampedusa ein.

Ein kleines Boot der Finanzpolizei versuchte mehrmals, sie daran zu
hindern. Schließlich geriet dieses Boot im Hafen für kurze Zeit in eine
brenzlige Situation zwischen Schiff und Kaimauer, bevor es den Weg für die
"Sea Watch 3" zum Landen freigab. Dies nutzte Matteo Salvini sofort aus, um
Rackete nicht nur "Beihilfe zu illegaler Einwanderung" und "Verletzung des
Seerechts", sondern auch "Widerstand gegen ein Kriegsschiff" und
"kriegerische Handlungen" vorzuwerfen. Diese Anklagen könnten dazu führen,
dass Carola Rackete zu einer jahrelangen Gefängnisstrafe verurteilt wird.

Bei den Polizeibeamten, die sich selbst in die Notlage zwischen Kaimauer
und der "Sea Watch 3" manövriert hatten, entschuldigte sich Carola Rackete
über ihre Anwälte. "Die Situation war hoffnungslos", zitiert sie der
Corriere della Sera die 31-Jährige. "Mein Ziel war es lediglich,
erschöpfte und verzweifelte Menschen an Land zu bringen." Dem
Spiegel hatte sie zuvor in einem fernmündlichen Interview gesagt:
"Wenn uns nicht die Gerichte freisprechen, dann die Geschichtsbücher. Ich
bin bereit, die Konsequenzen bis dahin zu tragen."


Anmerkungen:

[1] https://www.openpetition.de/petition/online/freiheit-fuer-frau-rackete-freecarola

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/05/02/maas-m02.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/02/pers-j02.html

[4] https://www.wsws.org/de/articles/2019/06/11/bund-j11.html
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2398: Massenhafter Arbeitsplatzabbau - 5000 bei Ford


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 6 · Juni 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Massenhafter Arbeitsplatzabbau

5000 bei Ford

von Max Sundermann



Ford Europa dümpelt seit einiger Zeit vor sich hin. Nun scheint der
Konzern sich durch eine Kooperation mit VW bei der Entwicklung von
Elektroautos retten zu wollen. Die Umstellung auf sog. "saubere Autos"
soll weltweit 7000 Arbeitsplätze kosten, allein in Deutschland
5000.


Ende 2018 schimpfte der Ford-Boss Jim Hackett, er sei "extrem
unzufrieden" mit den Leistungen seines Unternehmens in Europa. Ford
hatte in Europa im zweiten Quartal einen Verlust von 73 Mio. Dollar
vor Steuern eingefahren. Auch im Gesamtjahr 2018 rechnete er für
Europa mit roten Zahlen. Im Jahr 2017 stand hingegen noch ein Gewinn
von rund 200 Mio. Euro in den Büchern.

Die Hauptschuld daran, zitierte die Fachzeitschrift Automotive
News den Ford-Vertriebschef Jim Farley, trügen ungünstige
Wechselkurse, vor allem durch den Brexit. Für Ford ist Großbritannien
der größte Markt in Europa. Hinzu kommt das Erstarken der Konkurrenten
Toyota und Kia. In Deutschland ist Ford die viertgrößte Automarke, im
ersten Halbjahr 2018 kam Ford bei Pkw auf einen Marktanteil von 7,2
Prozent.

Die US-Konzernzentrale hat mehrere Vorgaben gemacht: fast 450 Mio.
Euro müssten in Europa eingespart werden, die Profitmarge müsse
langfristig bei 6 Prozent liegen. Mit einer Konzentration auf den SUV
will Ford-Europa diese Vorgaben erreichen. Im Nutzfahrzeugmarkt steht
dagegen der Ford-Transit nach wie vor in Europa an der Spitze.


Schließungen

Im Jahr 2013 hat der US-Autohersteller bereits zwei kleinere Werke in
Großbritannien geschlossen, Ende 2014 machte Ford sein Werk im
belgischen Genk dicht. Insgesamt verloren damals 5800
Ford-Beschäftigte ihre Jobs. Der Standort in der Gironde bei Bordeaux
soll 2019 ebenfalls geschlossen werden, verkündete Ford im Februar
2018. Dort baut Ford Automatikgetriebe. 850 Beschäftigte sind direkt
betroffen, bei indirekten Arbeitsplätzen jedoch doppelt so viel. Das
Schicksal des nahegelegenen Ford-Getrag steht ebenfalls auf dem Spiel.

An den beiden Hauptstandorten von Ford, Köln und Saarlouis, arbeiten
aktuell mehr als 20.000 Kolleginnen und Kollegen aus über fünfzig
Nationen. Anlässlich der europäischen Gesamtbetriebsratssitzung im
Juni 2018 demonstrierten die französischen Kollegen in Köln vor dem
Werkstor und erfuhren aus dem Kölner Werk große Solidarität. Bereits
2013 waren die Kölner Kollegen mit Omnibussen zu den
Solidaritätsdemonstrationen gegen die dortigen Schließungen nach Gent
in Belgien gefahren. Trotz Werksbesetzung und Beschlagnahmung bereits
produzierter Wagen, blieb der Widerstand erfolglos.

"Der in Köln gebaute Ford Focus wird bald zu 100 Prozent in China
gebaut", meint Vincent Teyssoneau von CGT bei Ford-Getrag. Bisher
wurde das Schaltgetriebe dafür in der Gironde hergestellt. Die
Produktionslinie ist nun geschlossen und die Tage des Focus sind in
Köln gezählt. Hier soll der Schwerpunkt künftig auf der mit VW
gemeinsam vorangetriebene Entwicklung des Elektroautos liegen.


Interessenvertretung zwischen Pest und Cholera

In Köln versucht Ford die Beschäftigten herauszukaufen und mit hohen
Abfindungen eine reguläre Entlassungswelle über einen Sozialplan zu
vermeiden. Das Ziel ist dabei, ältere Beschäftigte (55+) und Teile
einer überflüssig gewordenen Betriebsbürokratie loszuwerden, junge
akademisch gebildete und hoch motivierte Belegschaftsmitglieder jedoch
zu behalten.

Die Betroffenen werden derzeit bereits in einem eigenen "Pool"
zusammengefasst und man zeigt ihnen durch Verweigerung von
Arbeitsanweisungen deutlich, dass sie aus Sicht des Betriebs
überflüssig sind. Es ist ein Nervenkrieg von oben, der die
Bereitschaft zur Annahme einer Abfindung erhöhen soll.

Die Alternative dazu wäre ein Sozialplan nach den gesetzlichen
Vorgaben. Das wäre für den Konzern erst einmal die Billiglösung, denn
es würde bedeuten, dass die Jüngeren mit wenigen Betriebsjahren ebenso
betroffen wären wie viele, die noch zu wenig Qualifizierung im Konzern
hinter sich haben. Der Nachteil wäre jedoch, dass auch Kollegen
betroffen wären, die der Konzern gerne für künftige Aufgaben behalten
würde.

Der Betriebsrat sieht sich vor folgende Alternative gestellt:

Im ersten Falle sehen die Kriterien so aus, dass die
Betriebszugehörigkeit, die Stellung in der Betriebshierarchie usw. mit
berechnet werden. Dadurch fallen die Abfindungen wesentlich günstiger
aus als über einen Sozialplan; betroffene Angestellte des mittleren
Managements könnten auch nach dem Ausscheiden noch viele betriebliche
Privilegien in Anspruch nehmen. Verweigert der Betriebsrat jedoch
seine Mitarbeit beim Vorgehen der Geschäftsleitung, wird der
Personalabbau über den Sozialplan für die dann Betroffenen zu
wesentlich schlechteren Bedingungen geregelt.

Die Konzernleitung agiert global und lässt natürlich keine Einsicht in
ihre Planungen zu. Das heizt die Spekulationen in den Belegschaften
und ihren Interessenvertretungen enorm an. Viele stellen sich die
Frage, ob Ford aus Europa aussteigt oder ob der Konzern einen
"geheimen Plan" verfolgt, um den Automarkt "aufzumischen".

Am Beispiel dieses Konzerns wird wieder einmal die ganze Hilflosigkeit
einer Interessenvertretung deutlich, die im nationalen Rahmen handelt,
aber einem global agierenden Gegner gegenübersteht. Das Fehlen eines
europäischen Arbeitsrechts und das Gewicht der jeweils wirksamen
nationalen Traditionen entwaffnen die Belegschaften global agierender
Konzerne vollständig. Vor jenen Linken, die sich der Arbeiterbewegung
verpflichtet fühlen, steht die schwierige Aufgabe, diese Hürde zu
überwinden.

 * 
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VORWÄRTS/1479: Anjuska Weil - "Frieden hat eine Zwillingsschwester, die Gerechtigkeit"


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 19/20 vom 14. Juni 2019

"Frieden hat eine Zwillingsschwester, die Gerechtigkeit"

Interview mit Anjuska Weil von Damian Bugmann



Anjuska Weil gefällt das breite Spektrum der teilnehmenden
Frauen* und ihr Engagement für einen eindrücklichen Streik. Die
erfahrene Politaktivistin, PdA-Genossin und frühere Zürcher
Kantonsrätin freut sich darauf, am Frauen*streik viele altbekannte
Gesichter von Weggefährt*innen wieder zu sehen und viele neue
Begegnungen zu machen.


vorwärts: Welches sind deine wichtigsten Anliegen als
Frau und als Kommunistin?

Anjuska Weil: Das Wichtigste für mich ist Frieden. Doch wir
leben in einer Welt, in der ständig irgendwo Krieg ist, Menschen für
Interessen, die nicht die ihren sind, geschunden und getötet werden.
Manche der Kriege werden international erst gar nicht mehr
wahrgenommen. Krieg als Fortsetzung von Politik mit militärischen
Mitteln zu überwinden, ist die vorrangigste Aufgabe. Dafür engagieren
sich Frauen* rund um den Erdball immer wieder, meist nicht in
klimatisierten Konferenzsälen, sondern mit Grenzen überschreitenden
Friedensmärschen, in mutigen Aktionen zivilen Ungehorsams, hartnäckig
und über lange Zeit. Doch Frieden ist mehr als Abwesenheit von Krieg.
Frieden hat eine Zwillingsschwester, die Gerechtigkeit. Sie gebietet,
die Ausbeutung der Menschen und der Natur rund um den Globus, jedoch
insbesondere im globalen Süden, endlich zu beenden. Sie verlangt, dass
jeder Mensch nach seinen Bedürfnissen leben, nach seinen Möglichkeiten
zum Wohle aller beitragen kann. Doch davon sind wir in der heutigen
Welt weit entfernt. Während die UNO schwächelt, erstarkt der
militär-industrielle Komplex. Eine erschreckende Aufrüstungsrunde
verschlingt gewaltige Ressourcen, die dringend für anderes, unter
anderem die so (über-)lebenswichtigen Massnahmen gegen die
Klimaerwärmung, gebraucht würden. Derweil setzen der Obermacho im
Weissen Haus, aber auch andere Potentaten, unverhohlen auf
Waffengewalt. Das können wir nicht einfach hinnehmen. Übrigens: Schon
im Parteiprogramm der PdA von 1991 wird festgehalten: "Die Demokratie
verträgt keine Inseln unkontrollierter, autoritärer, männlicher
Herrschaft."


vorwärts: Was sensibilisierte dich für feministische
Fragen und in welchem Jahr war das?

Anjuska Weil: 1971 entschieden die Schweizer Männer* nach einem
langen Kampf von Frauen*organisationen uns endlich das Stimmrecht zu
gewähren. 1973 konnten Frauen* erstmals in den Nationalrat gewählt
werden. Ich war damals 27, lebte in St. Gallen. Im gleichen Jahr wurde
die Schweizerische Vereinigung für Straflosigkeit des
Schwangerschaftsabbruchs gegründet. Im St. Galler Komitee engagierte
ich mich für dieses Anliegen, war dort die einzige verheiratete Frau
mit zwei Kindern. Das erregte öffentlichen Anstoss. 1974 war ich meine
Stelle im Kindergarten der heilpädagogischen Schule los. Dies
einerseits wegen des Engagements für die Straflosigkeit des
Schwangerschaftsabbruchs, aber auch, weil ich gleichzeitig für die
erste Initiative für ein Waffenausfuhrverbot warb. Ich konnte sogar
die Religionslehrerin der Schule davon überzeugen, dass Waffen zu
exportieren unchristlich sei. Das war dem Schulleiter zu viel. So ging
ich denn am Morgen jeweils in der Backstube einer renommierten
Bäckerei arbeiten, für 4.65 Franken in der Stunde. Zugegeben, das ist
lange her, aber viel war das schon damals nicht. Ich habe
nachgeschaut, teuerungsbereinigt auf heute umgerechnet sind es rund 10
Franken. Der Junior-Chef stolzierte jeweils in der Offiziersuniform
durch die Backstube und erteilte Befehle, oft in harschem Ton. Meine
erste 1.-Mai-Rede hielt ich keine hundert Meter von dieser Bäckerei
entfernt. Als ich am nächsten Tag mit mulmigem Gefühl wieder am
Arbeitsplatz erschien, meinte ein Kollege, der italienische Bäcker,
augenzwinkernd, er sei stolz, Salvatore zu heissen. Ich verstand die
versteckte Botschaft der Solidarisierung. Der Hoffnungsträger Salvador
Allende war im September 1973 im blutigen Putsch der chilenischen
Generäle gestürzt worden.


vorwärts: Wie erlebtest du die männerdominierten Gremien
in der Partei und im Kantonsrat?

Anjuska Weil: Ich kannte nichts anderes. Als ich in St. Gallen
erstmals an einer PdA-Versammlung im Sääli einer Beiz teilnahm, sassen
dort - nebst dem jungen Genossen, der mich mitgenommen hatte - Männer*
mittleren Alters, die meisten Arbeiter. Sie begrüssten mich
freundlich, aber etwas verunsichert. Einer schubste seinen
Tischnachbarn diskret mit dem Ellbogen und flüsterte ihm zu. "Jetzt
müssen wir uns benehmen und darauf achten, wie wir reden, nicht dass
die junge Frau gleich wieder geht." Christiane Jacquet aus Lausanne
und ich waren 1983 die beiden ersten Frauen in der Parteileitung der
PdAS, die damals Politisches Bureau hiess. Das Frauen*thema kam Anfang
der 90er-Jahre in Schwung. Auf das Parteiprogramm folgten neue
Statuten, die eine Geschlechterquote für alle Gremien vorsahen. 1990
wurde die Volksinitiative "Frauen* gehören in jedes Haus" mit der
Forderung nach Frauen*quoten in allen Rathäusern lanciert. Leider
erreichte sie die nötige Unterschriftenzahl nicht.

Im Zürcher Kantonsrat machte mir vor allem die "Wand der grauen
Herren" aus zahlreichen SVP-Kantonsräten und Vertretern von anderen
bürgerlichen Parteien Mühe. Anliegen, die mir wichtig waren,
schmetterten sie Montag für Montag ab. Sie brauchten nicht klug zu
argumentieren, sie hatten die Macht der Mehrheit. Ein einziges Mal
unterstützte ich einen SVP-Vorstoss: Als die Bauernvertreter
postulierten, die Pausenmilch in der Schule sollte wieder eingeführt
werden, verlangte ich das Wort und hielt fest, dass dies für viele
Arbeiterkinder in Zürich ein willkommenes Angebot wäre. Und ich fügte
hinzu: "Allerdings, ihr Herren auf der gegenüber liegenden Ratsseite,
diese Milch würde dann von vielen Migrantenkindern getrunken, jenen,
die Sie eigentlich gar nicht hier haben wollen. Doch das ist Ihr
Dilemma, nicht meines." Während der Nato-Intervention im zerfallenden
Jugoslawien, insbesondere des Bosnienkriegs, gelang es mir, Frauen*
aus fast allen Fraktionen zu gewinnen, um sich in der Ratspause mit
bosnischen Müttern zu treffen. Dies war ein Beitrag im Kampf für deren
Bleiberecht, das auf der Kippe stand.


vorwärts: In welchem jeweiligen Zeitgeist stehen die
Frauenstreiks 1991 und 2019?

Anjuska Weil: 1991 war die Neue Frauen*bewegung, welche aus der
68er-Bewegung hervorgegangen war, stark, bunt und vielfältig. In
Zürich zum Beispiel gab es neben den traditionellen
Frauenorganisationen die Frauenbefreiungsbewegung FBB, den Weiberrat,
das Frauenzentrum mit dem Frauenambulatorium, die lesbischen Frauen
versteckten sich nicht mehr, traten selbstbewusst an die
Öffentlichkeit, das Radio LoRa hatte schon damals sein Frauen*programm
mit dem Titel "Die Hälfte des Äthers". Frauen Macht Politik!, die
FraP!, machte ihre ersten Schritte in Gemeinde- und Kantonsrat - und
damit sind nur ein paar der vielen Frauen*initiativen genannt. Der
Frauen*streik mit dem kämpferischen Motto "Wenn Frau will, steht alles
still" war ein fröhlich-entschlossener Aufbruch, der viele Frauen* und
Männer* aufrüttelte. Er stellte überkommene Rollenbilder der Frau*
lebhaft, immer wieder auch kreativ und humorvoll, in Frage. Die
Lohngleichheit war natürlich schon damals ein Thema, jedoch eines
unter mehreren. Der Frauen*streik 1991 war ein Ereignis, das lange
nachhallte. Auch der Frauen*streik 2019 wird von einer breiten
Koalition von Frauen*organisationen getragen, doch anders als 1991
sind besonders die Gewerkschaftsfrauen eine treibende Kraft. Auch
dieser Frauen*streik soll vielfältig, bunt und kämpferisch werden.
Doch wird auch er ein Schweiz weites Fest von Frauen*power? Ich hoffe
es. Ganz besonders hoffe ich, dass die so alte Forderung der
Lohngleichheit endlich den nötigen Widerhall findet.

 * 
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FILM/1653: BR - Cate Blanchett in BR-Koproduktion "Manifesto", 3.7.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 20. Mai 2019

Deutsche Erstausstrahlung

Cate Blanchett in BR-Koproduktion "Manifesto"

Darstellerin: Cate Blanchett

Drehbuch und Regie: Julian Rosefeldt

Mittwoch, 3. Juli 2019, 00.35 - 2.10 Uhr, BR Fernsehen



Am Mittwoch, 3. Juli 2019, feiert die vielfach ausgezeichnete
BR-Koproduktion "Manifesto" Premiere im BR Fernsehen. Der
Videokünstler Julian Rosefeldt hat mit Oscar-Preisträgerin Cate
Blanchett ("Herr der Ringe"-Trilogie, "Blue Jasmine", "Aviator") das
Videokunstprojekt "Manifesto" realisiert. Die Filmversion von
"Manifesto" entstand aus einer 13-teiligen Videokunstinstallation, in
der die Schauspielerin Cate Blanchett in zwölf verschiedene Rollen
schlüpft und Künstlermanifeste rezitiert.


Inhalt "Manifesto"

Die dreizehnteilige Filminstallation "Manifesto" des in Berlin
lebenden Film- und Videokünstlers Julian Rosefeldt (geb. 1965 in
München) ist eine Hommage an die poetische Sprengkraft der großen
Künstlermanifeste der letzten hundert Jahre.


Charaktere in Alltagssituationen

Die australische Schauspielerin und zweifache Oscar-Preisträgerin Cate
Blanchett spielt darin verschiedene moderne Charaktere in
Alltagssituationen und zitiert dabei Passagen aus Manifesten von
bildenden Künstlern, Schriftstellern, Architekten, Performern und
Filmemachern. Zu neuen Textcollagen arrangiert, treten die
rebellischen Texte von Filippo Tommaso Marinetti, André Breton,
Tristan Tzara, Kasimir Malewitsch, Sol LeWitt, Claes Oldenburg, George
Maciunas, Lebbeus Woods, Yvonne Rainer, Guy Debord, Jim Jarmusch und
vielen anderen in einen unerwarteten Dialog miteinander.

Cate Blanchett übernimmt mit diesen zum Teil pamphletischen und hoch
emotionalen Texten, z.B. die Rolle einer Trauerrednerin, einer
Nachrichtensprecherin oder eines Obdachlosen. In jeder dieser
unterschiedlichen Rollen zeigt sie ihre Wandlungsfähigkeit und spricht
oder singt ihre Rollentexte auch in verschiedenen Sprechweisen - etwa
in schottischem, amerikanischem oder britischem Akzent.


Vielschichtiges Gesamtkunstwerk

Die Installation stellt die Frage, inwieweit diese Manifeste -
geschrieben im Geist eines Korrektivs gegenüber der Gesellschaft ihrer
Zeit - heute noch aktuell sind und die darin formulierten Visionen
umsetzbar wären. Julian Rosefeldts komplexe Bildwelten, Cate
Blanchetts schauspielerische Verwandlungskunst und die appellative
Kraft der zitierten Texte verschmelzen in "Manifesto" zu einem
vielschichtigen Gesamtkunstwerk. Julian Rosefeldt, dessen Werke unter
anderem im Museum of Modern Art, New York, in der Royal Academy of
Arts, London und im Kunstmuseum Bonn gezeigt wurden, hat die Manifeste
in eine eigene Sprachform gebracht, sie in unerwartete heutige
Kontexte gesetzt und bei "Manifesto" Regie geführt.


Infos zum Film

Drehbuch und Regie: Julian Rosefeldt
Darstellerin: Cate Blanchett
Redaktion: Cornelia Ackers (BR)
Produktion: Julian Rosefeldt und Schiwago Film in Kooperation mit dem
BR, gefördert vom Medienboard Berlin-Brandenburg

Auswahl bisheriger Auszeichnungen von "Manifesto"

Deutscher Filmpreis 2018 (in den Kategorien: Bestes Szenenbild, Bestes
Kostümbild und Bestes Maskenbild)

Prix Italia 2017

Deutscher Kamerapreis 2017

Haupt- und Publikumspreis bei Festival "Kino der Kunst" in
München

Sundance Festival Weltpremiere und "One of 13 Best Films of Sundance"

 * 
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SPORT/780: BR - Challenge Roth. Der Ausnahme-Triathlon erstmals in voller Länge, 5.-8.7.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 1. Juli 2019

Challenge Roth

Der Ausnahme-Triathlon erstmals in voller Länge live im BR



Am Sonntag, 7. Juli 2019, steht Mittelfranken wieder im Zeichen des
Challenge Roth - einem der weltgrößten Triathlon-Events über die
Langdistanz. Rund 3.400 Einzelstarter und 650 Staffeln aus aller Welt
sowie mehr als 250.000 Zuschauer werden erwartet. Rekordverdächtig ist
in diesem Jahr auch die Berichterstattung des Bayerischen Rundfunks:
Erstmals öffnet das BR Fernsehen sein Programm großflächig für das
fränkische Ausnahme-Sportspektakel und überträgt zwischen 6.15 Uhr und
15.30 Uhr mehr als acht Stunden live.

Auch Hörfunk und Online-Kanäle berichten ausgiebig über das Geschehen
im Landkreis Roth. Das BR-Studio Franken und auch BAYERN 3 schicken
eigene Staffeln ins Rennen. Die BAYERN 3 Moderatoren und DJs machen
aus dem ganzen Wochenende eine Triathlon-Party.


Premiere für XXL-Übertragung im BR Fernsehen

Mit der nahezu durchgängigen Live-Übertragung geht erstmals auch das
BR Fernsehen beim Challenge Roth auf die Langdistanz und bietet allen
Sportfans die Möglichkeit, beim fränkischen Triathlon der Superlative
hautnah dabei zu sein. Von 6.15 Uhr bis 11.00 Uhr und von 12.00 bis
15.30 Uhr werden die Moderatoren Julia Büchler und Markus Othmer sowie
die Kommentatoren Thomas Klinger und Tobias Barnerssoi den Wettkampf
über acht Stunden lang im Fernsehen begleiten - sowie zusätzlich und
ohne jede Unterbrechung online auf BRsport.de.

Zu bewältigen sind 3,8 km Schwimmen, 180 km Radfahren plus ein
Marathon. Für ein hochkarätiges internationales Starterfeld ist auch
diesmal gesorgt - bei den Männern haben sich allein sechs der Top Ten
der letztjährigen WM in Hawaii angekündigt. Besonders interessant
werden dürfte auch das Duell der beiden Deutschen Andreas Dreitz
(Zweiter in Roth 2018) und Andreas Böcherer, der sein Roth-Debüt gibt.
Bei den Frauen wird es spannend, ob die aktuelle Hawaii-Zweite Lucy
Charles aus Großbritannien an die legendäre Weltrekordzeit von 8:18:13
Stunden herankommt, die 2011 in Roth aufgestellt wurde.


Regelmäßige Live-Einblendungen im Radio

Im Radio gibt es regelmäßige Live-Einblendungen bei B5 aktuell. BAYERN
3, der Medienpartner des Challenge Triathlon Roth, berichtet das ganze
Wochenende regelmäßig über den legendären Wettkampf und die Stimmung
entlang der Strecke.

Bereits in der Woche vor dem Startschuss ist im BR eine breite
Vorberichterstattung auf allen Kanälen geplant - im BR Fernsehen zum
Beispiel in der "Abendschau", in der "Frankenschau aktuell" und im
Sportblock der "Rundschau", im Hörfunk etwa in der Sendung "Mittags in
Franken" auf Bayern 1 sowie Online. Ein Höhepunkt im BR Fernsehen ist
eine "Abendschau" live aus Roth am Freitag, 5. Juli 2019, mit
Berichten über die letzten Vorbereitungen und Interviews mit
Top-Startern. BAYERN 3 ist mit der Sendung "Mensch, Bayern!" die ganze
Woche im Landkreis Roth unterwegs und sucht die Geschichten "hinter
der Ziellinie".


BR-Studio Franken mit eigener Staffel

Das BR-Studio Franken ist weitestgehend für die umfangreiche
Berichterstattung aus Roth verantwortlich und schickt auch wieder eine
eigene Triathlon-Staffel ins Rennen. Wie bereits in den vergangenen
zwei Jahren geht auch heuer ein rein weibliches Trio an den Start:
Daniela Wolz, 26, aus Nürnberg (Schwimmen), Birgit Zwack, 33, aus
Abenberg (Radfahren) und Carina-Sophie Kienle, 32, aus Erlangen
(Marathon).


BAYERN 3 mit großem Party- und Unterhaltungsprogramm

Als Medienpartner des Triathlon Challenge Roth sorgt BAYERN 3 vor Ort
am gesamten Wochenende mit einem großen Unterhaltungsprogramm für
Stimmung. Am Freitag, 5. Juli, ab 19.30 Uhr steigt auf dem Rother
Marktplatz die große Triathlon-Party mit der BAYERN 3 Band, ab 23.00
Uhr übernimmt BAYERN 3 DJ Tonic. Dazu interviewt BAYERN 3
Sportreporter Bernd-Uwe Gutknecht auf der Bühne die Triathlon-Stars,
Bürgermeister und Veranstalter.

Am Samstagabend ab 19.30 Uhr wird in Heideck mit der
Triathlon-Countdown-Party auf das Großereignis eingestimmt. An den
Turntables: BAYERN 3 DJ Tonic.


Gemeinsames Anfeuern am Wettkampftag

Am Wettkampf-Sonntag, 7. Juli, stehen die BAYERN 3 Moderatoren schon
ab 6.30 Uhr beim Schwimmstart am Main-Donau-Kanal bei Hilpoltstein und
feuern gemeinsam mit 30.000 Fans die Triathleten an. Ab 8.00 Uhr
stehen die BAYERN 3 Sportreporter André Siems und Bernd-Uwe Gutknecht
an der Radstrecke am legendären Solarer Berg bereit, um die Sportler
lautstark zu empfangen - ein echtes Gänsehaut-Erlebnis für Athleten
und Fans, die eine enge Gasse bilden und den Fahrern so nah wie nie
kommen. Ab 14.00 Uhr werden Sieger und Finisher in der Ziel-Arena von
Roth von den BAYERN 3 Moderatoren und vielen Tausend Fans empfangen
und bejubelt, bis gegen 23.00 Uhr die letzten Läufer ins Ziel kommen.
Danach steigt die Finishline-Party mit Feuerwerk und großen Emotionen.

Auch BAYERN 3 ist 2019 wieder mit einer eigenen Mitarbeiter-Staffel am
Triathlon-Start: Theresa Greim (BAYERN 3 Nachrichten) schwimmt die 3,8
km, Michaela Fischer (BAYERN 3 Programmgestaltung) radelt 180 km und
Verena Dürnholzner (BAYERN 3 Marketing) läuft die abschließenden
Marathondistanz von 42,195 km.


Auswahl der BR-Programmhöhepunkte zum Triathlon Challenge
Roth: 


Im BR Fernsehen und Online:

Freitag, 5. Juli 2019

17.30 Uhr: Abendschau, Live-Berichterstattung von den Vorbereitungen
zum Triathlon Challenge

Sonntag, 7. Juli 2019 (Wettkampftag)

6.15 bis 11.00 Uhr / 12.00 bis 15.30 Uhr Blickpunkt Sport:
Live-Übertragung vom Triathlon, parallel und ohne Unterbrechung auf
BRsport.de

17.45 Uhr: Frankenschau am Sonntag, Live-Schalten ins Stadion

18.30 Uhr: Rundschau, Berichterstattung im Sportblock

Montag, 8. Juli 2019

17.30 Uhr: Abendschau, Frankenschau aktuell, Nachberichterstattung

Ein Online-Dossier des BR-Studios Franken bietet ebenfalls laufend
aktuelle Informationen und Berichte.

Storys und Fotos der BAYERN 3 Staffel im BAYERN 3 Instagram-Channel
und auf bayern3.de


Im BR-Hörfunk:

Montag, 1.7. bis Donnerstag 7.7.

täglich 19.00 bis 21.00 Uhr, BAYERN 3, Mensch, Bayern!: Andi Christl
berichtet vor dem Triathlon-Wochenende aus Roth und Umgebung und
stellt Athleten, Helfer und Organisatoren vor.

Freitag, 5. Juli 2019

ab 12.05 Uhr, Bayern 1: Mittags in Franken, Vorberichterstattung
12.00-13.00 Uhr, BAYERN 3 Update: Die Story der Rother
Triathlon-Familie Walchshöfer

ab 18.00 Uhr, BAYERN 3, Berichte von der "Pasta-Party" der Athleten

Samstag, 6. Juli 2019

ab 5.00 Uhr, BAYERN 3, Stimmungsberichte von der Triathlon-Auftaktparty
in Roth

ab 16.00 Uhr, BAYERN 3, Interview mit der BAYERN 3 Staffel

Sonntag, 7. Juli 2019 (Wettkampftag)

B5 aktuell: Berichte in den Nachrichten und regelmäßige
Live-Einblendungen

BAYERN 3: ganztags Berichte von den Highlights entlang der Strecke und
aus dem Zielbereich

Montag, 8. Juli 2019

ab 5.00 Uhr, BAYERN 3, Sebastian Winkler und die Frühaufdreher,
Nachberichte vom Triathlon-Wochenende

12.05 Uhr, Bayern 1: Mittags in Franken, Nachberichterstattung

 * 
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FEATURE/1274: Deutschlandfunk - "Verstehst du Sesshafter mich Jenischen"?, 2.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Verstehst du Sesshafter mich Jenischen"?

Von einem Volk der Fahrenden

Von Viktoria Balon

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Dienstag, 2. Juli 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



In der NS-Zeit wurden sie verfolgt. Bis 1973 wurden in der Schweiz
jenischen Familien Kinder entzogen. Heute werden sie nur dort als
nationale Minderheit anerkannt. Die Jenischen pflegen ihre eigene
Geheimsprache, die mit dem Jiddischen und Romanes verwandt ist. In der
modernen Welt sind ihre fahrende Lebensweise und ihre Berufe bedroht.
Eine kaum bekannte Gruppe der Fahrenden lebt im Südwesten
Deutschlands, der Schweiz und im Elsass. Die meisten geben sich nicht
als Jenische zu erkennen. Den Gadsche, den Sesshaften erzählen sie nur
ungern etwas über sich. Doch einige von ihnen sind stolz, Jenische zu
sein. Um ihre Kultur vor dem Aussterben zu retten, gehen sie jetzt
vermehrt an die Öffentlichkeit.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. Juni 2019
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FEATURE/1273: Deutschlandfunk Kultur - Medikamententests an Männern mit geistiger Behinderung, 2.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Plötzlich wuchsen Schorsch Brüste

Medikamententests an Männern mit geistiger Behinderung

Von Charly Kowalczyk

Deutschlandfunk/SWR 2016/42'16

Feature

Dienstag, 2. Juli 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Anfang der 70er-Jahre stellte der Ersatzdienstleistende Gebhard Stein
im Epilepsiezentrum der Diakonie Kork die Medikamente für die
Patienten zusammen. Ihm fiel auf, dass ein Jugendlicher täglich eine
Pille ohne Arzneimittelnamen bekam. Nur der Name des Pharmakonzerns
und eine Nummer standen auf der Medikamentenpackung. Nach kurzer Zeit
wuchsen dem Jugendlichen Brüste. Der Autor versucht gemeinsam mit
Gebhard Stein, die Vorgänge zu rekonstruieren. Wurden junge,
behinderte Männer Versuchskaninchen eines Pharmakonzerns? Siehe auch:
"Auf den Spuren von Schorsch - Medikamentenversuche an Jugendlichen
und ihre Folgen" von Charly Kowalczyk am 9. Juli um 22.03 Uhr.

 * 

Quelle:
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HÖRSPIEL/1953: WDR 3 - "Bombing" von Dino Pešut, 3.7.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

EY, JUGO!

Bombing

Von Dino Pešut

Mit Jens Harzer, Niklas Draeger, Nagmeh Alaei und Dino Pesut

Übersetzung aus dem Kroatischen: Krešimir Bobaš

Technische Realisation: Theresia Singer

Regie: Jörg Schlüter

Dramaturgie: Gerrit Booms

Produktion: WDR 2019

Mittwoch, 3. Juli 2019, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3



Aus dem Club in den Luftschutzkeller. Belgrad wird bombardiert und
zwei traumatisierte Männer erleben beinahe ihr erstes Mal. 20 Jahre
danach sehen sie sich zufällig wieder, im Club. Klappt es diesmal?

Rudi und Milos haben eigentlich nichts gemeinsam. Der eine ein
Kriegsreporter, der durch 10 Jahre Berichterstattung auf dem Balkan
fast süchtig geworden ist nach dem Krieg. Der andere ein Teenager, der
sich nachts in den Club schleicht und im Theater gerne die Madame
Bovary spielen möchte. Doch der Zufall führt sie zusammen. Als die
Luftschutzsirene heult, ziehen sie sich in den gleichen Keller zurück.
Noch bevor sie sich näher kommen, ist es vorbei - und die beiden sind
wieder allein, zurückgeworfen auf ihr Gefühl von Isolation, Lethargie
und Nullzeit. Bis der Zufall 20 Jahre später in Berlin zuschlägt. Die
Kriege sind jetzt woanders. Und sie sind jemand anderes. Können sie
die aufgesetzte Coolness fallen lassen, die für eine Nacht in den
Berliner Clubs so unentbehrlich ist? Die beiden Männer erzählen eine
eigenartige Liebesgeschichte, die nie aus sich selbst entsteht,
sondern zuerst von Krieg und dann von Migration gerahmt ist.

1999 steigt die NATO in den Kosovokrieg ein. Eine humanitäre
Intervention? Jugoslawien zerfällt, doch die Konflikte bleiben. Auch
20 Jahre danach. Vom 30. Juni bis 6. Juli untersucht das WDR 3
Hörspiel die Kerben, die der Krieg hinterlassen hat - und die Aussicht
für die Balkanregion und Europa.

Das Hörspiel steht bis 3. Juli 2020 zum Download zur Verfügung.

Redaktion: Martina Müller-Wallraf
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HÖRSPIEL/1952: WDR 3 - "Nebenan" von Rumena Buzarovska, 2.7.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

EY, JUGO!

Nebenan

Von Rumena Buzarovska

Mit Nele Rosetz, Martin Brambach, Stephanie Amarell und Peter
Kurth

Übersetzung aus dem Englischen: Rasha Khayat

Technische Realisation: Benedikt Bitzenhofer, Werner Jäger und Olaf
Dettinger

Regie: Rami Hamze

Dramaturgie: Gerrit Booms

Produktion: WDR 2019

Dienstag, 2. Juli 2019, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3



Eine Familie in Skopje, 1999: Mutter, Vater, Teenie-Tochter. Pünktlich
um 6 Uhr morgens starten die Radionachrichten - und die ersten
Schreiereien. Es herrscht Krieg, drinnen wie irgendwo da draußen.

Wie viele Bombeneinschläge hat es in der Nacht gegeben? Sind Menschen
dabei gestorben? Welche Gebäude oder Straßen wurden beschädigt? Und
wann schwappt all das nach Mazedonien? Die Sorgen werden in ihrem Kopf
so laut, dass die Mutter seit gefühlten Ewigkeiten nicht mehr schlafen
kann. Da fehlt gerade noch, dass die Tochter sie als ideologisch
verwirrt beschimpft. Dabei hat die vielleicht Recht. Die Mutter brüllt
die Tochter an, die Tochter brüllt zurück - und der Vater brüllt, sie
sollen das lassen. Alle werfen allen alles vor: Verschwörungstheorien,
Liebe-Frieden-Harmonie-Illusionen, Sprachverwirrung - und wenn das
nicht reicht, dann zieht Hormonchaos.

1999 steigt die NATO in den Kosovokrieg ein. Eine humanitäre
Intervention? Jugoslawien zerfällt, doch die Konflikte bleiben. Auch
20 Jahre danach. Vom 30. Juni bis 6. Juli untersucht das WDR 3
Hörspiel die Kerben, die der Krieg hinterlassen hat - und die Aussicht
für die Balkanregion und Europa.

Das Hörspiel steht bis 2. Juli 2020 zum Download zur Verfügung.

Redaktion: Christina Hänsel
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NEUROLOGIE/1012: Multiple Sklerose - Endogenes Retrovirus HERV-W maßgeblich an Schädigung des Nervengewebes beteiligt (idw)


Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 27.06.2019

Multiple Sklerose: Endogenes Retrovirus HERV-W maßgeblich an Schädigung des Nervengewebes beteiligt

Neurologie: Veröffentlichung in PNAS



27.06.2019 - Multiple Sklerose (MS) ist eine Autoimmunerkrankung des
Zentralnervensystems (ZNS), die das Gehirn und Rückenmark betrifft. Ein
Düsseldorfer Forscherteam um Prof. Dr. Patrick Küry von der Klinik für
Neurologie hat zusammen mit Kollegen aus den USA und Kanada einen neuen
Schädigungsweg des Nervengewebes durch ein endogenes Retrovirus entdeckt.
Die Ergebnisse veröffentlichten sie nun in der Fachzeitschrift Proceedings
of the National Academy of Sciences of the United States of America
(PNAS).

Frühe Krankheitsstadien der MS werden in erster Linie dadurch
gekennzeichnet, dass Immunzellen das ZNS infiltrieren. Dies löst
Entzündungen aus, die die sogenannten Myelinscheiden schädigen. Hierbei
handelt es sich um elektrisch isolierende Strukturen, die durch bestimmte
Gliazellen des ZNS - den sogenannten Oligodendrozyten - gebildet werden.
Diese Strukturen schützen, ernähren und stabilisieren die Axone, die als
Fortsätze der Neuronen elektrische Signale zu anderen Neuronen
weiterleiten.

Zur Behandlung der MS steht eine Reihe von Medikamenten zur Verfügung,
welche die entzündlichen Aspekte der sogenannten schubförmigen MS
(relapsing MS; RMS) wirksam therapieren. Die neurodegenerativen Schäden,
die bei Fortschreiten der Krankheit jedoch dominieren und zu nicht
wiederherstellbaren Defiziten und anhaltender Behinderung führen, können
trotz jahrzehntelanger intensiver Forschung noch nicht behandelt werden.
Es gibt keine Therapien, die Schäden verhindern oder verletzte Axone
reparieren können.

Ein Forschungsteam um Prof. Dr. Patrick Küry von der Klinik für Neurologie
(Leitung Prof. Dr. Hans-Peter Hartung) hat zusammen mit Kollegen aus
Cleveland (USA) und Montreal (Kanada) in einer kürzlich in PNAS
veröffentlichten Studie einen neuartigen Schädigungsmechanismen
identifiziert, der die Axone betrifft. Dieser kann möglicherweise für
Patienten mit progressiver MS (PMS) von hoher Relevanz sein.

Sie stellten fest, dass das Hüllprotein (ENV) des pathogenen humanen
endogenen Retrovirus Typ W (pHERV-W) maßgeblich bei der MS das
Nervengewebe schädigt. PD Dr. David Kremer, Erstautor der Studie: "Das
ENV-Protein bringt Mikrogliazellen im ZNS dazu, myelinisierte Axone
anzugreifen und zu schädigen."

Parallel zur wissenschaftlichen Aufklärung des Schädigungsmechanismus
werden auch klinisch-therapeutische Entwicklungen, die das schädigende
ENV-Protein bei MS Patienten neutralisieren können, vorangetrieben.
Bereits in zwei klinischen Studien unter Leitung von Prof. Hartung wurde
der ENV-neutralisierende Antikörper Temelimab dazu erfolgreich getestet.
MRT-Aufnahmen der behandelten Studienteilnehmer zeigten eine verminderte
Schädigung des Nervengewebes.

Die Düsseldorfer Forscher und ihre Kollegen können somit erklären, warum
die Neurodegeneration bei Patienten abnimmt, die mit Temelimab behandelt
wurden: Der Antikörper bindet spezifisch an das ENV-Protein des Retrovirus
und blockiert seine Aktivität im ZNS. Prof. Hartung, Koautor
PNAS-Publikation: "Künftige klinische Studien bei progressiven MS-Patienten
müssen nun zeigen, ob die Behandlung mit Temelimab auch die klinischen
Symptome der MS, die in Folge von Neurodegeneration auftreten, verbessern
kann."


Originalpublikation:

Kremer D, Gruchot J, Weyers V, Oldemeier L, Göttle P, Healy L, Ho Jang J,
Kang T Xu Y, Volsko C, Dutta R, Trapp BD, Perron H, Hartung HP, Küry P.,
pHERV-W envelope protein fuels microglial cell-dependent damage of
myelinated axons in multiple sclerosis, Proc. Natl. Acad. Sci. U. S. A.
2019 Jun 18. pii: 201901283

DOI: 10.1073/pnas.1901283116

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution223
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 27.06.2019
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ETHIK/1294: Maßnahmenbündel zur Erhöhung der Masernimpfquote statt allgemeiner Impfpflicht (Deutscher Ethikrat)


Deutscher Ethikrat - 27.06.2019

Deutscher Ethikrat: Maßnahmenbündel zur Erhöhung der Masernimpfquote statt allgemeiner Impfpflicht



In seiner heute in Berlin veröffentlichten Stellungnahme "Impfen als
Pflicht?" begründet der Deutsche Ethikrat eine allgemeine moralische
Pflicht, sich selbst und die eigenen Kinder gegen Masern impfen zu lassen.
Die Einführung einer gesetzlichen Masernimpfpflicht empfiehlt er nur für
Berufsgruppen in besonderer Verantwortung, nicht hingegen für alle
Erwachsenen oder Kinder.

Der Deutsche Ethikrat stellt fest, dass es keine reine Privatangelegenheit
ist, ob man sich gegen eine hochansteckende Infektionskrankheit wie die
Masern impfen lässt. In jeder Gesellschaft gibt es besonders
schutzbedürftige Menschen, die etwa aus medizinischen Gründen selbst nicht
gegen Masern geimpft werden können, bei denen die Erkrankung jedoch einen
besonders schweren Verlauf nehmen kann. Diese Menschen können nur dadurch
vor Ansteckung geschützt werden, dass ein hinreichend hoher Anteil der
Bevölkerung gegen Masern geimpft ist. Hinzu kommt der Aspekt
generationenübergreifender Verantwortung, da die Masern zu den Krankheiten
zählen, die sich durch weltweit koordinierte Anstrengungen gänzlich
ausrotten lassen. Da die Masernimpfung hochwirksam und sehr gut
verträglich ist, ist nach Ansicht des Deutschen Ethikrates jede Person
moralisch verpflichtet, sich selbst gegen Masern impfen zu lassen und
gegebenenfalls auch für einen entsprechenden Impfschutz der eigenen Kinder
zu sorgen.

Aus dem Bestehen dieser moralischen Pflicht zur Masernimpfung folgt
allerdings nicht unmittelbar, dass sich auch die Einführung einer
gesetzlichen, letztlich mit staatlichen Zwangsmaßnahmen durchzusetzenden
Verpflichtung rechtfertigen lässt. Vielmehr ist zu prüfen, ob und für wen
eine solche Rechtspflicht geeignet, erforderlich und verhältnismäßig ist,
um das Ziel einer Erhöhung der Impfquote zu erreichen. Im Fall der
vieldiskutierten Impfpflicht für Kleinkinder in Tagesbetreuung und für
Schulkinder führt diese Prüfung zum Schluss, dass in Anbetracht der in
diesen Altersgruppen insgesamt hohen Impfquoten eine generelle staatliche
Impfpflicht nicht gerechtfertigt ist. Zu empfehlen ist hingegen eine
Änderung des Infektionsschutzgesetzes, die eine bessere Erfassung nicht
geimpfter Kinder, eine intensivierte Beratung der Eltern und Impfaktionen
in den Einrichtungen selbst ermöglicht. Ausschlüsse aus Bildungs- und
Erziehungseinrichtungen sollten nur in individuell begründeten
Ausnahmefällen möglich sein. Zusätzlich ist die verhältnismäßig große
Gruppe der ungeimpften Erwachsenen verstärkt in den Blick zu nehmen. Sie
sollte dringend mit speziellen Aufklärungs- und Impfkampagnen angesprochen
werden.

Mit Ausnahme eines Ratsmitglieds, das sich in einem Sondervotum gegen jede
Form einer staatlichen Impfpflicht ausspricht, hält es der Deutsche
Ethikrat im Übrigen sehr wohl für gerechtfertigt und geboten, eine mit
Tätigkeitsverboten sanktionierbare Impfpflicht für bestimmte Berufsgruppen
in besonderer Verantwortung einzuführen. Dies betrifft in erster Linie
Personal im Gesundheits-, Sozial- und Bildungswesen, das aufgrund seiner
beruflichen Tätigkeit Infektionen mit erhöhter Wahrscheinlichkeit
weitergeben kann.

Flankierend empfiehlt der Deutsche Ethikrat eine Reihe weiterer Maßnahmen
zur Erleichterung des Zugangs zu Impfungen wie den Einsatz von
Impf-Erinnerungssystemen in Arztpraxen und zur Aufklärung der Bevölkerung über
die großen mit Impfungen verbundenen Chancen und ihre geringen Risiken.
Erst wenn diese Maßnahmen nicht den gewünschten Erfolg zeigten oder sich
die Gefahrenlage durch um sich greifende Masernepidemien erheblich
verändern würde, wären verpflichtende und sanktionierende Regelungen für
weitere Bevölkerungsgruppen in Erwägung zu ziehen.


Zum Hintergrund:

Die Weltgesundheitsorganisation hat in diesem Jahr Impfskepsis zu einer
der zehn größten weltweiten Bedrohungen für die Gesundheit erklärt. Erst
im Mai hat sie zudem vor den fortdauernden Masernausbrüchen in der
europäischen Region gewarnt, wo in 14 Monaten mehr als 100.000 Menschen
erkrankten. In Deutschland ließe sich das Ziel einer dauerhaften
Elimination der Masern nur erreichen, wenn es gelänge, die Impfquoten
weiter zu steigern und insbesondere regionale Impflücken zu schließen.
Seit einigen Monaten wird daher über die Einführung einer gesetzlichen
Masernimpfpflicht diskutiert, für die inzwischen bereits ein
Referentenentwurf des Bundesministeriums für Gesundheit vorliegt. Der
Deutsche Ethikrat hat sich schon Ende April mit einer Pressemitteilung zur
laufenden Debatte geäußert und dabei vor allem die Dominanz der
Forderungen nach einer Impfpflicht für Kinder kritisiert. In seiner heute
veröffentlichten Stellungnahme erläutert der Ethikrat nun ausführlich,
welche Maßnahmen er zur Steigerung der Impfquoten für Masern für
empfehlenswert hält.


Die Stellungnahme ist abrufbar unter

https://www.ethikrat.org/fileadmin/Publikationen/Stellungnahmen/deutsch/stellungnahme-impfen-als-pflicht.pdf.

Originalpublikation:

https://www.ethikrat.org/fileadmin/Publikationen/Stellungnahmen/deutsch/stellungnahme-impfen-als-pflicht.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution703
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Deutscher Ethikrat - 27.06.2019
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FORSCHUNG/4059: Neurobiologie - Erste Schritte zur Selbstreparatur im Zentralnervensystem (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 27.06.2019

Erste Schritte zur Selbstreparatur im Zentralnervensystem

Verletzte Axone beauftragen Schwann-Zellen mit dem Bau von spezialisierten
Aktin-Sphären, um abgetrennte Axonreste zu zerkleinern und zu beseitigen,
und starten damit den Regenerationsprozess



Nach einer Verletzung des peripheren Nervensystems, zum Beispiel infolge
eines Unterarmbruchs, können sich geschädigte Nervenzellen regenerieren.
Eine wichtige Rolle spielen hierbei die Axone der Nervenzellen, lange
kabelartige Zellfortsätze, die Reize oder Signale an andere Zellen
übermitteln. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU) und der schweizerischen Université de
Fribourg um Prof. Dr. Claire Jacob haben Einzelheiten dieses
Reparaturprozesses erforscht und gezeigt, wie dieser Mechanismus auch bei
Zellen des Zentralnervensystems, also etwa nach einer Schädigung des
Rückenmarks, aktiviert werden könnte. Die Arbeit wurde in dem renommierten
Fachmagazin Cell Reports veröffentlicht.

"Bei der Verletzung eines Axons im peripheren Nervensystem wird schnell
ein faszinierender Reparaturprozess aktiviert und der verletzte Nerv kann
nachwachsen und seine Funktion wiedererlangen. Im zentralen Nervensystem
funktioniert dieser Reparaturprozess nicht. Eine Verletzung führt daher
oft zu einem bleibenden Schaden, wie zum Beispiel einer
Querschnittslähmung", erklärt Claire Jacob, Leiterin der Zellulären
Neurobiologie an der JGU. Um eine Heilung zu ermöglichen, müssen daher
Strategien zur Verbesserung der Regeneration von Axonen im zentralen
Nervensystem gefunden werden.

Für den Reparaturprozess von Axonen sind myelinbildende Zellen von
zentraler Bedeutung. Myelin umhüllt die Axone. Dies dient einerseits als
Schutzschicht und ermöglicht andererseits eine schnelle und effiziente
Signalübertragung. "Myelin ist für die Funktion des gesamten Nervensystems
äußerst wichtig, aber es behindert den Reparaturprozess im Falle einer
Verletzung", sagt Jacob. Ein wesentlicher Unterschied zwischen dem
peripheren und dem zentralen Nervensystem: Myelin wird im peripheren
Nervensystem von Schwann-Zellen produziert, im zentralen Nervensystem
übernehmen Oligodendrozyten diese Aufgabe. Diese beiden Zelltypen
reagieren völlig unterschiedlich auf eine Verletzung der Axone.

Alleskönner Schwann-Zellen: Sie bauen Myelin und beschädigte Axone ab

Werden im peripheren Nervensystem Axone verletzt, dann lösen die
Schwann-Zellen schnell den Abbau des abgeschnittenen Axonendes in kleine Fragmente
aus, die anschließend von Schwann-Zellen selbst oder später von
Makrophagen verdaut werden können. Diese Beseitigung von Axon-Trümmern ist
einer der ersten Schlüsselschritte des Reparaturprozesses. "Die
Schwann-Zellen sind Alleskönner. Wir haben herausgefunden, dass sie beim
Abschneiden von Axonen nicht nur Myelin verdauen, sondern auch das lange
Stück Axon, das von seinem Zellkörper getrennt wurde, zerkleinern",
beschreibt Jacob den Vorgang. Dazu bilden die Schwann-Zellen kleine
Sphären des Proteins Aktin, die dann Druck auf den abgeschnittenen
Axon-Arm ausüben und ihn dadurch weiter zerkleinern. Dieser gezielte Abbau von
Zellresten bildet eine grundlegende Voraussetzung, damit der gesunde Teil
des Axons, der am Neuronzellkörper verblieben ist, nachwachsen kann, sich
mit seinem früheren Ziel verbindet und dadurch die volle Funktionalität
zurückgewinnt.

Abgetrennte Axone senden Signale an Schwann-Zellen

"Schwann-Zellen bilden spezialisierte Aktin-Sphären, die auf Axone Druck
ausüben und dadurch lange Axonstücke in kleine Fragmente zerlegen", fasst
Jacob zusammen. Oligodendrozyten können das - normalerweise - nicht.
Besonders interessant ist, dass das abgetrennte Axon ein Signal an die
Schwann-Zellen sendet, damit diese den Prozess starten - eine
beeindruckende, exakt abgestimmte Kooperation der beiden Zelltypen. Wird
dieser Mechanismus gestört, findet kein Abbau statt und die Axonreste
beeinträchtigen die Regeneration des Nervs.

Manipulierte Oligodendrozyten können ebenfalls Aktinstrukturen erzeugen

Als nächstes haben die Neurobiologen um Claire Jacob das
Zentralnervensystem und das Verhalten der Oligodendrozyten untersucht.
"Nach einer Verletzung sterben die Oligodendrozyten oder sie reagieren
überhaupt nicht", sagt Jacob. Ein ursächlicher Grund dafür ist, dass sie
kein VEGFR1 exprimieren. Dies im Gegensatz zu den Schwann-Zellen, in denen
dieser Rezeptor die Bildung der Aktin-Sphären aktiviert. In einem weiteren
Schritt hat das Forscherteam nun den Oligodendrozyten ermöglicht, VEGFR1
herzustellen. Dies führte dazu, dass auch Oligodendrozyten anschließend
Aktinstrukturen erzeugten und die Axonreste abgebaut wurden - ein
außerordentlich wichtiger Schritt für die Regeneration der Nervenzellen im
Zentralnervensystem.

Die Gruppe arbeitet derzeit daran, molekulare Prozesse zu erkennen, die im
zentralen Nervensystem den Abbau des Myelins an der Verletzungsstelle
auslösen und dadurch das Myelin entsorgen. Tatsächlich ist die Beseitigung
von Myelin die zweite Voraussetzung, neben der Beseitigung der Axonreste,
damit die Nervenzellen vollständig regenerieren. "Wir haben einen Weg
entdeckt, wie der Myelinabbau im peripheren Nervensystem schneller
abläuft. Jetzt klären wir, ob dieser Weg eine Demyelinisierung im
zentralen Nervensystem auslösen kann", umreißt Jacob eine aktuelle
Fragestellung ihrer Forschung.

Claire Jacob leitet seit Oktober 2018 die Gruppe Zelluläre Neurobiologie
an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz. Der in Cell Report
publizierte Artikel umfasst Arbeiten der Forschungsgruppen an den
Universitäten Fribourg, Schweiz, und Mainz. Im September 2018 erhielt
Claire Jacob den renommierten IRP Schellenberg Forschungspreis.


Video:

https://www.cell.com/cms/10.1016/j.celrep.2019.05.060/attachment/3d5f4010-3ff7-4c0f-99c6-1ef911628b7c/mmc6.mp4

Schwann-Zellen zerlegen lange Stücke geschnittener Axone in kleine Stücke:
Live-Cell-Imaging (konfokale Bildgebung) von rot markierten Axonen und
grün markierten Schwann-Zellen. Zeitraffer 3D-Rekonstruktion alle 20
Minuten nach der Läsion und 19 Stunden lang, 7 Bilder/Sekunde.
Video/©: Adrien Vaquié (Cell Reports, DOI: 10.1016/j.celrep.2019.05.060)

Weiterführende Links:

https://www3.unifr.ch/bio/en/groups/jacob/

Arbeitsgruppe Claire Jacob, Université de Fribourg

Lesen Sie mehr:

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/6411_DEU_HTML.php 

Pressemitteilung "Neurobiologin Claire Jacob erhält IRP Schellenberg
Forschungspreis" (11.10.2018)

Originalpublikation:

Adrien Vaquié et al.

Injured Axons Instruct Schwann Cells to Build Constricting Actin Spheres
to Accelerate Axonal Disintegration

Cell Reports, 11. Juni 2019
DOI: 10.1016/j.celrep.2019.05.060

https://www.cell.com/cell-reports/fulltext/S2211-1247%2819%2930689-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 27.06.2019
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VORSORGE/814: Leichteren Zugang zu Schutzimpfungen gefordert (idw)


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 27.06.2019

Expertinnen und Experten fordern leichteren Zugang zu Schutzimpfungen



Schutzimpfungen sind die beste Strategie, um eine Ansteckung mit
schwerwiegenden Infektionskrankheiten zu verhindern. Sie haben weltweit
zur Eindämmung von übertragbaren Erkrankungen beigetragen. Die meisten
Menschen haben ein hohes Vertrauen in die Sicherheit und Wirksamkeit von
Schutzimpfungen. Nur ein kleiner Teil der Bevölkerung nimmt aus sehr
unterschiedlichen Gründen Impfungen nicht oder nur unvollständig in
Anspruch. Die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina und die
Akademie der Wissenschaften in Hamburg haben heute zu diesem Thema das
Diskussionspapier "Gemeinsam Schutz aufbauen" veröffentlicht.

Die Autorinnen und Autoren des Papiers analysieren die Gründe für
fehlenden Impfschutz und empfehlen Maßnahmen, die unabhängig von der
derzeit diskutierten Impfpflicht umgesetzt werden sollten.

Ein fehlender Impfschutz gefährdet die Betroffenen ebenso wie ihre Kinder
sowie Menschen, die nicht geimpft werden können oder bei denen eine
bestimmte Schutzimpfung nicht wirkt. In Deutschland gibt es keine Pflicht,
sich impfen zu lassen. Aktuell gibt es einen gesetzgeberischen Vorstoß,
die Freiwilligkeit der Entscheidung für eine Impfung gegen Masern für
bestimmte Personengruppen - konkret für Personen in
Gemeinschaftseinrichtungen wie zum Beispiel Kindergärten - aufzuheben.

Die Autorinnen und Autoren des Diskussionspapiers machen darauf
aufmerksam, dass Maßnahmen ergriffen werden müssen, die das Vertrauen in
Schutzimpfungen und deren Inanspruchnahme erhöhen. Konkret benennen sie
folgende Handlungsoptionen, die auch unabhängig von der möglichen
Einführung einer Impfpflicht zeitnah umgesetzt werden sollten:

- Entscheidungen für Schutzimpfungen unterstützen: Die Gründe, warum
Schutzimpfungen genutzt oder nicht genutzt werden, müssen weiterhin
dauerhaft erfasst und untersucht werden. Die Erkenntnisse über diese
Gründe aus den Sozial- und Verhaltenswissenschaften sollten genutzt
werden, um den individuellen Entscheidungsprozess durch unabhängiges
Informationsmaterial, vertrauensbildende Maßnahmen und den Abbau von
praktischen Barrieren zu unterstützen.

- Angebote für Schutzimpfungen an die Lebensgewohnheiten der
Menschen anpassen: Der Zugang zu Schutzimpfungen könnte zum Beispiel durch
Angebote an leicht erreichbaren Orten wie am Arbeitsplatz und zu günstigen
Zeiten, etwa am Wochenende, vereinfacht werden. Impfungen sollten bei
jedem Arzttermin, gleich welcher Fachrichtung, ermöglicht werden. Durch
Erinnerungssysteme könnte die Zahl der verpassten Termine für Impfungen
und Auffrischungen gesenkt werden.

- Kommunikation über den Gemeinschaftsschutz stärken: Fast jede
Schutzimpfung trägt auch zum Schutz derjenigen Menschen bei, die nicht
geimpft werden können, weil sie für die Impfung noch zu jung sind oder
gesundheitliche Gründe dagegen sprechen. Bei älteren Menschen ist die
Wirksamkeit von Impfungen zudem zuweilen eingeschränkt. Dieser soziale
Nutzen des Gemeinschaftsschutzes sollte in der Kommunikation über
Schutzimpfungen verstärkt aufgegriffen werden.

- Gemeinsam die Verantwortung für den Gemeinschaftsschutz
wahrnehmen: Die Bedeutung des Gemeinschaftsschutzes wird dadurch
verstärkt, dass sichtbare Gruppen ihre Verantwortung für Andere konkret
zeigen, etwa, wenn Beschäftigte im Gesundheitswesen, Lehrkräfte und
Personal in Gemeinschaftseinrichtungen routinemäßig geimpft sind.
Gemeinschaftsaktionen zum Thema Gesundheit, bei denen Impfungen angeboten
werden, können ebenfalls motivieren, zum Gemeinschaftsschutz beizutragen.

- Ärztinnen und Ärzte sowie medizinisches Personal in der
Kommunikation besser ausbilden: Für die meisten Menschen sind Ärztinnen
und Ärzte der wichtigste Kontaktpunkt in gesundheitlichen Fragen. Daher
sollten sie so aus-, weiter- und fortgebildet werden, dass sie
Patientinnen und Patienten aktiv, verständlich und auf der Grundlage
wissenschaftlicher einschließlich verhaltenswissenschaftlicher
Erkenntnisse zu Schutzimpfungen beraten können.

Publikationen in der Reihe "Leopoldina Diskussion" sind Beiträge der
genannten Autorinnen und Autoren. Mit den Diskussionspapieren bieten die
Akademien Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern die Möglichkeit,
flexibel und ohne einen formellen Arbeitsgruppen-Prozess Denkanstöße zu
geben oder Diskurse anzuregen und hierfür auch Empfehlungen zu
formulieren.

Zum Thema Schutzimpfungen veranstalten die Nationale Akademie der
Wissenschaften Leopoldina und die Akademie der Wissenschaften in Hamburg
am 15. Juli eine Podiumsdiskussion in Hamburg:


"Impfen - ermöglichen, erleichtern, erzwingen?"

Podiumsdiskussion

Montag, 15. Juli 2019, 19:00 Uhr, Gartensaal im Baseler Hof

Esplanade 15, 20354 Hamburg

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/schutzimpfungen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution743
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DIABETES/2065: Forschung - Warum verweigern Beta-Zellen die Freigabe von Insulin? (idw)


Technische Universität Dresden - 26.06.2019

Volkskrankheit Diabetes im Fokus: Warum verweigern Beta-Zellen die Freigabe von Insulin?

Neue Erkenntnisse über "Teamarbeit" der Zellen: Hochvernetzte
"Chef"-Zellen koordinieren die Insulinproduktion und helfen uns zu
verstehen, wie sich Diabetes entwickelt



Jeder elfte Erwachsene weltweit leidet an Diabetes, Tendenz stark
steigend. Diabetes ist weltweit eine der am weitesten verbreiteten
Krankheiten. Bei der häufigsten Diabetesform, dem Typ-2-Diabetes,
reagieren die Körperzellen zunehmend unempfindlich auf das Hormon Insulin,
das von Beta-Zellen in der Bauchspeicheldrüse gebildet wird und die
Aufnahme von Zucker aus dem Blut in die Zellen fördern soll.

Patienten leiden infolge der zunehmenden Insulinresistenz der Zellen an
einem erhöhten Blutzuckerspiegel mit weitreichenden Folgen. Nach
langjähriger Krankheit versiegt die Insulinproduktion, und Patienten mit
Typ-2-Diabetes müssen Insulin spritzen.

Was ist die Ursache hierfür? Forscher des Zentrums für Regenerative
Therapien (CRTD) der Technischen Universität Dresden (TUD) haben gemeinsam
mit Kollegen des Imperial College London und weiteren Forschungsinstituten
aus Großbritannien, Kanada und Italien erstaunliche Zell-Interaktionen
nachgewiesen: Die Beta-Zellen der Bauchspeicheldrüse arbeiten in
hochvernetzten Verbünden, sogenannten Inselzellen, und ihre Reaktionen auf
steigenden Blutzuckerspiegel werden von gewissen "Chef"-Zellen
(Leader-Zellen) koordiniert.

Prof. Guy Rutter vom Imperial College London und Professor David Hodson
(jetzt tätig an der Birmingham University in Großbritannien) hatten zuvor
gezeigt, dass dieses Prinzip bei isoliertem Gewebe existiert. Nun zeigten
die Wissenschaftler, dass dies auch bei lebenden Tieren, unter anderem bei
Zebrafischen und Mäusen, der Fall ist. Zum Nachweis dessen hat das
Forscherteam eine innovative Bildgebungstechnik entwickelt, mit der sie
die hierarchische Beziehung der Beta-Zellen "in vivo" beobachten konnten.

"In den Modellorganismen sahen wir, dass bei einem Anstieg des
Blutzuckerspiegels die Reaktion der Beta-Zellen von zeitlich begrenzt
existierenden Leader-Zellen gesteuert wurde. Haben wir die Leader-Zellen
dann gezielt deaktiviert, waren die Reaktionen auf Zucker auf einmal
gestört", erklärt Promotionsstudent Luis Delgadillo Silva, einer der zwei
Hauptautoren der Studie. Mathematische Analysen belegten, dass die
Leader-Zellen eine Kontrollfunktion für die Insel-Zellen innehaben. Darüber
hinaus konnten die Forscher zeigen, dass einige Beta-Zellen eine
einzigartige molekulare Signatur haben. Diese erlaubt es ihnen offenbar,
eine aktive Rolle im Stoffwechsel zu spielen und stattet sie mit einer
höheren Zucker-Sensibilität aus.

Die Wissenschaftler werden auf Basis dieser Erkenntnisse nun untersuchen,
wie wichtig Leader-Zellen für die Entwicklung von Diabetes sind. "Es ist
wichtig für uns zu verstehen, ob Leader-Zellen anfälliger für Schäden
sind, wenn sich Diabetes entwickelt, und vor allem, ob sie gezielt
eingesetzt werden können, um starke und gesunde Insulinreaktionen
aufrechtzuerhalten, um die Krankheit zu heilen", erklärt Dr. Victoria
Salem, Senior Clinical Research Fellow am Imperial College London, Section
of Investigative Medicine, die die Arbeit an der Studie im britischen Team
leitete.

"Um die Rolle der Leader-Zellen in den Insel-Zellen besser zu verstehen,
haben wir eine Reihe neuer Methoden für unsere Arbeit mit Zebrafischen
entwickelt. Wir wollen Beta-Zellen aktivieren oder zum Schweigen zu
bringen, indem wir sie dem Licht aussetzen. Außerdem werden wir einzelne
Zellen über längere Zeit beobachten. Mit diesen Tools können wir genau
feststellen, wie viele Zellen von einer Leader-Zelle kontrolliert werden
und welche Gene die Identität einer Leader-Zelle bestimmen", erklärt Luis
Delgadillo Silva.

Ihre Ergebnisse haben die Wissenschaftler jetzt im Wissenschaftsmagazin
Nature Metabolism veröffentlicht und zieren das aktuelle Cover des
Wissenschaftsjournals. Der in Dresden ausgeführte Teil der Studie wurde
u.a. finanziert durch die TUD / CRTD, die Deutsche Forschungsgemeinschaft,
den Freistaat Sachsen, das Deutsche Zentrum für Diabetesforschung sowie
die Europäische Stiftung für Diabetesforschung.

Luis Delgadillo Silva ist in der Forschungsgruppe von Dr. Nikolay Ninov
tätig. Das Team erforscht die Beta-Zellen der Bauchspeicheldrüse als
wichtigste Sensoren und Regulatoren des Stoffwechsels. Die
Forschungsgruppe arbeitet am CRTD der TU Dresden, wo Spitzenforscher aus
mehr als 30 Ländern die Prinzipien der Zell- und Geweberegeneration
entschlüsseln und deren Nutzung zur Diagnose und Behandlung von
Krankheiten ergründen. Das CRTD verknüpft Labor und Klinik, vernetzt
Wissenschaftler mit Ärzten, nutzt Fachwissen in Stammzellforschung,
Genom-Editierung und Geweberegeneration für das eine Ziel: die Heilung von
Stoffwechselerkrankungen wie Diabetes, neurodegenerativen Erkrankungen wie
ALS, Alzheimer und Parkinson, hämatologischen Krankheiten wie Leukämie
sowie Augen- und Knochenerkrankungen mittels neuer Diagnose- und
Therapiemöglichkeiten.


Originalpublikation:

https://www.nature.com/articles/s42255-019-0075-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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DIABETES/2064: Journal of Health Monitoring 2/2019 - Neue Ergebnisse und Perspektiven der Diabetes-Surveillance (idw)


Robert Koch-Institut - 27.06.2019

Neue Ausgabe des Journal of Health Monitoring: Zwischenbilanz zum Aufbau der nationalen Diabetes-Surveillance am RKI



Hat sich die Früherkennung von Diabetes mellitus verbessert? Wie
entwickelt sich die Zahl der Diabetespatienten in den kommenden 25 Jahren?
Welches Potenzial haben Daten von Geokodierungsdiensten, um das
Diabetesrisiko besser einschätzen zu können? Neue Ergebnisse und
Perspektiven der Diabetes-Surveillance sind das Schwerpunkthema der
aktuellen Ausgabe des Journal of Health Monitoring 2/2019. Surveillance
(Überwachung) bedeutet im Public-Health-Kontext die systematische und
fortlaufende Erhebung, Zusammenführung und Analyse von Gesundheitsdaten.

"Diabetes steht mittlerweile als eine der weltweit häufigsten chronischen
Krankheiten im Fokus internationaler Aktionspläne", sagt Lothar H. Wieler,
Präsident des Robert Koch-Instituts (RKI). "Eine nationale
Diabetes-Surveillance ist daher als Grundlage für fundierte Entscheidungen der
Politik, aber auch für Forschung und Praxis unverzichtbar", unterstreicht
Wieler. Typ-1-Diabetes tritt meist schon im Kindesalter auf. Typ 2
dominiert das Diabetesgeschehen im Erwachsenenalter, wichtige
Risikofaktoren sind neben genetischen Faktoren vor allem ein höheres
Lebensalter und vermeidbare Gesundheitsrisiken wie Adipositas, körperliche
Inaktivität und Tabakkonsum. In Deutschland haben 9,2 % der Erwachsenen
Diabetes (7,2 % bekannter Diabetes und 2,0 % unerkannter Diabetes).

Daten aus dem RKI-Gesundheitsmonitoring zeigen, dass Diabetes in der
niedrigen Bildungsgruppe häufiger ist als in höheren Bildungsgruppen.
"Hier liegt eine große Herausforderung für Gesundheitsförderung und
Primärversorgung", unterstreicht Wieler. Abgenommen hat über alle
Bildungsgruppen die Häufigkeit des unerkannten Diabetes, bei
vergleichsweise konstanter Gesamtzahl. Dies werten die RKI-Wissenschaftler
als möglichen Hinweis auf eine verbesserte Früherkennung.

Bislang fehlten in Deutschland standardisierte, über die Zeit
vergleichbare Schätzungen zu Häufigkeit (Prävalenz) und Neuerkrankungsrate
(Inzidenz) von Typ-1-Diabetes bei Erwachsenen und Gesamtschätzungen über
alle Altersgruppen. Für Typ-1-Diabetes ergab eine aktuelle Schätzung die
Gesamtzahl von 341.000 Erwachsenen für das Jahr 2016. Typ-2-Diabetes ist
bei Kindern und Jugendlichen in Deutschland mit knapp 760 Personen im
Jahre 2016 nach wie vor eine seltene Erkrankung.

Das RKI hat auch Projekte gefördert, um Datenquellen hinsichtlich ihrer
Verfügbarkeit und Nutzbarkeit für die Surveillance zu überprüfen. Auf
Basis der Fallpauschalenbezogenen Krankenhausstatistik (DRG-Statistik)
wurden zum Beispiel Trends bei Amputationen ausgewertet. Der festgestellte
Rückgang ist möglicherweise zum Teil auf eine Verbesserung der Versorgung
von Diabetespatienten zurückzuführen. Im Jahr 2016 waren bei Erwachsenen
in Deutschland fast 8.000 Amputationen bei Diabetes zu verzeichnen.
Amputationen der unteren Extremität gelten als potenziell vermeidbar, da
Diabetes bei angemessener Versorgung gut kontrolliert werden kann.

Auf Basis von Daten nach der Datentransparenzverordnung wurde
hochgerechnet, dass die Anzahl von Personen mit Diabetes von 2015 bis 2040
allein aufgrund der zunehmenden Lebenserwartung relativ gesehen um etwa 21
% steigt. Unter Berücksichtigung weiterer Faktoren liegen die Schätzungen
noch weit höher.


Weitere Informationen: 

www.rki.de/journalhealthmonitoring

Das Robert Koch-Institut ist ein Bundesinstitut im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums für Gesundheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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FORSCHUNG/813: Kaskade verschlimmert Speicherkrankheiten (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 26.06.2019

Kaskade verschlimmert Speicherkrankheiten



Bei seltenen, erblichen Speichererkrankungen wie der Sandhoff-Krankheit
oder dem Tay-Sachs-Syndrom kann in den Nervenzellen der Stoffwechselmüll
von auflaufenden Gangliosiden nicht richtig entsorgt werden, weil wichtige
Enzyme fehlen. Die Folgen für die Patienten sind gravierend: von
Bewegungseinschränkungen über Erblindung und geistigen Verfall bis hin zum
frühen Tod. Wissenschaftler der Universität Bonn zeigen nun, warum diese
Ganglioside auch bei Patienten mit anderen Speicherkrankheiten vorkommen
und bei ihnen eine Verschlimmerung auslösen. Die Ergebnisse werden
demnächst im "Journal of Lipid Research" vorgestellt und sind bereits
vorab online nachzulesen.

Lysosomen übernehmen in lebenden Zellen die Funktion des Magens. Sie
verdauen überflüssige Stoffwechselprodukte und zerlegen sie in ihre
Bestandteile, die dann im Zuge des Recyclings für neue dringend benötigte
Bau- und Betriebsstoffe der Zelle zur Verfügung stehen. Ist die Verdauung
in den Lysosomen zum Beispiel durch Gendefekte blockiert, kommt es zur
Speicherung dieses "Zellmülls". Der wachsende Berg an Abfallstoffen kann
etwa für Nervenzellen toxisch sein und bereits in der Kindheit zum Tod
führen.

Beim Tay-Sachs-Syndrom und bei der Sandhoff-Krankheit können Bestandteile
von Nervenzell-Membranen nicht richtig abgebaut werden, weshalb das
Gangliosid GM2 in den Lysosomen gespeichert wird. Bei Gangliosiden handelt
es sich um wasserunlösliche Fette, sogenannte Lipide, die vor allem in den
Ganglienzellen des Nervensystems vorkommen. Wenn zum Beispiel aufgrund von
Gendefekten das GM2-abbauende Enzym, die Hex A, fehlt oder beeinträchtigt
ist, kommt es zur zerstörerischen Gangliosid-Speicherung.

Bei der Sandhoff-Krankheit fehlen die Abbau-Enzyme Hex A und Hex B. Wie
beim Tay-Sachs-Syndrom führt die GM2-Speicherung zur Zerstörung von
Nervenzellen. In den ersten Lebensmonaten entwickeln sich betroffene
Kinder normal, später kommt es zur Erblindung, zu Bewegungseinschränkungen
und zum geistigen Verfall - bis hin zum frühen Tod. "Bisherige
Therapieansätze haben bei diesen neurodegenerativen Gangliosidosen zu
keinen wesentlichen Erfolgen geführt", sagt Prof. Dr. Konrad Sandhoff,
Seniorprofessor am LIMES-Institut der Universität Bonn.
Enzymersatztherapien seien an der Undurchlässigkeit der Bluthirnschranke
für diese Substanzen gescheitert.

Forscher bauen Bedingungen im Reagenzglas nach

Prof. Sandhoff hat gemeinsam mit seinen Mitarbeiterinnen Dr. Susi Anheuser
und Dr. Bernadette Breiden entschlüsselt, welche Rolle die molekulare
Umgebung im Lysosom für den erfolgreichen Abbau des GM2 spielt. Im
Reagenzglas bauten die Wissenschaftler die winzigen Bläschen (Vesikel)
nach, an denen im "Zellmagen" (dem Lysosom) das GM2 abgebaut wird.
Normalerweise unterstützt das Hilfsprotein GM2AP dabei, das auf der Hülle
der Bläschen sitzende GM2 zu schnappen und loszulösen. Dann kann es
zusammen mit dem Abbau-Enzym Hex A zum GM3 abgebaut werden. Wenn aber die
Funktion von Hex A blockiert ist, kommt es zur Speicherung mit den für
Nervenzellen tödlichen Folgen.

Die Wissenschaftler untersuchten im Reagenzglas die Einflussfaktoren, die
einen Abbau des GM2 hemmen oder verbessern. Je kleiner zum Beispiel die
Bläschen im "Zellmagen" sind und je negativer ihre Oberfläche geladen ist,
umso leichter kann das Abbauenzym auf das GM2 zugreifen und desto besser
funktioniert die "Verdauung". Die Anwesenheit von Cholesterin und
Sphingomyelin dagegen mindert den GM2-Abbau deutlich. Bei den
Untersuchungen zeigte sich, dass genau ihre Speicherung bei den
Niemann-Pick-Erkrankungen eine zusätzliche GM2-Anreicherung im Lysosom auslöst,
die das Krankheitsbild beim Typ C deutlich verschlimmert, obwohl das
GM2-abbauende Enzym Hex A intakt und aktiv ist. "Offensichtlich lösen
genetisch bedingte Störungen des Abbauenzyms eine Kaskade noch unbekannter
Folgeschäden aus", fasst Sandhoff das Ergebnis zusammen.

In einer weiteren, aktuellen Arbeit zeigt Sandhoffs Team, dass dieses
Kaskaden-Prinzip auch für einige erbliche Mukopolysaccharidosen gilt.
Dabei löst eine ihrer Speichersubstanzen, das Chondroitinsulfat, durch
Hemmung des GM2-Abbaus eine zusätzliche Gangliosid-Speicherung in den
Nervenzellen aus. Sie verursacht neben vorhandenem Minderwuchs,
vergröberten Gesichtszügen und Lebervergrößerung zusätzlich Lerndefizite
und Angstreflexe, die aber im Tiermodell durch Inhibitoren der GM2-Bildung
wieder gemildert werden können.

"Ziel derzeitiger Therapieansätze ist es, für diese erblichen
Speichererkrankungen die Produktion von GM2 zu verhindern", sagt Sandhoff.
Medikamente, die bislang auf dem Markt sind, erfüllen dies nur teilweise.
"Mehr Erfolg verspricht vielleicht die Genersatztherapie, die bei
Tiermodellen bereits erfolgreich verlief und demnächst bei Patienten
eingesetzt werden soll", so der Biochemiker weiter. Mithilfe von Fähren
sollen Gene mit dem korrekten Bauplan für das GM2-Abbauenzym in die
Nervenzellen des Hirns geschleust werden. Sandhoff: "Die Zukunft wird
hoffentlich bald zeigen, ob dies tatsächlich eine Therapiemöglichkeit
ist."


Originalpublikation:

Susi Anheuser, Bernadette Breiden, and Konrad Sandhoff: Membrane lipids
and their degradation compounds control GM2 catabolism at intralysosomal
luminal vesicles, Journal of Lipid Research

DOI: 10.1194/jlr.M092551
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GENETIK/145: Schwere Störung des Immungleichgewichts als Folge eines bislang unbekannten angeborenen genetischen Defekts (idw)


Ludwig Boltzmann Gesellschaft - 25.06.2019

Schwere Störung des Immungleichgewichts als Folge eines bislang unbekannten angeborenen genetischen Defekts

Internationales Forscherteam entdeckt neuartigen Gendefekt, der Aufschluss
über Funktion und Signalweg des Botenstoffs Interleukin-6 liefert.



Wien, 25.06.2019. Das Immunsystem verteidigt den menschlichen Körper gegen
Krankheitserreger aus der Umwelt. Hierbei unterscheidet man zwischen der
unspezifischen und der spezifischen Immunantwort. Eine wichtige Rolle in
der unspezifischen Immunantwort spielt Interleukin-6 (IL-6), ein
körpereigener Botenstoff, der an der Auslösung von Entzündungsreaktionen
als Antwort auf z.B. Infektionen beteiligt ist. Dadurch liefert IL-6 einen
guten Angriffspunkt für die Behandlung von entzündlichen Erkrankungen. So
wird bei rheumatischen Erkrankungen unter anderem der Wirkstoff
Tocilizumab eingesetzt, welcher die Weitergabe der Signale über den
IL-6-Rezeptor blockiert.

Kaan Boztug und sein Team untersuchten gemeinsam mit den Forschungsgruppen
von James Thaventhiran in Cambridge (England) und Joshua Milner in
Bethesda (USA) mittels moderner Sequenzierungs-Techniken PatientInnen, die
an wiederkehrenden Infektionen und schweren Ekzemen litten, begleitet von
deutlich erhöhten Werten für einen Typ von Antikörper (sogenanntes
Hyper-IgE Syndrom). Das ForscherInnen-Team identifizierte Mutationen im
IL6-Rezeptor-Gen als zugrundeliegenden genetischen Defekt, wodurch das
IL6-Rezeptor Protein seine vorgesehene Aufgabe im Körper nicht erfüllen
kann und daher meist abgebaut wird. Die ForscherInnen konnten in ihren
Arbeiten detailliert beschreiben, wie diese angeborenen Mutationen zu
einer Störung der Verteilung und Funktion verschiedener Immunzellen
führen. Ihre Forschungsergebnisse wurden nun im Fachjournal "Journal of
Experimental Medicine" veröffentlicht.

Die Ergebnisse dieser Forschungskooperation ermöglichen auch Rückschlüsse
auf andere Erkrankungen, die als Folge von Mutationen in Genen des
IL-6-Signalweges auftreten. Die Symptome, die aus dem Verlust des
IL-6-Rezeptors resultieren, weisen zudem auf potenzielle Nebenwirkungen
von Medikamenten hin, die den IL-6-Rezeptor blockieren. Die Studie bildet
somit auch eine wichtige Basis für die gezielte Untersuchung der
Auswirkungen der Blockade des IL-6-Rezeptors auf die menschliche
Gesundheit.

Die Studie wurde im Rahmen des Ludwig Boltzmann Institute for Rare and
Undiagnosed Diseases (LBI-RUD) mit freundlicher Unterstützung der
beteiligten LBI-RUD Partner-Institutionen (Ludwig Boltzmann Gesellschaft
GmbH, MedUni Wien, St. Anna Kinderkrebsforschung und CeMM
Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften), sowie aus Fördermitteln des European Research Council
(ERC StG 310857), des Österreichischen Wissenschaftsfonds (FWF 29951-B30),
der Österreichischen Akademie der Wissenschaften (ÖAW DOC Fellowship)
realisiert. Die Kooperationspartner wurden unter anderem vom Medical
Research Council und Cancer Research UK unterstützt.


Publikation:

"Loss of the interleukin-6 receptor causes immunodeficiency, atopy, and
abnormal inflammatory responses"

Sarah SpencerX, Sevgi Köstel BalX, William EgnerX, Hana Lango AllenX,
Irfan Raza SyedX, Chi A. Ma, Meltem Gürel, Yuan Zhang, Guangping Sun, Ruth
A. Sabroe, Daniel Greene, William Rae, Tala Shahin, Katarzyna Kania, Rico
Chandra Ardy, Marini Thian, Emily Staples, Annika Pecchia-Bekkum, William
P.M. Worrall, Jonathan Stephens, Matthew Brown, Salih Tuna, Melanie York,
Fiona Shackley, Diarmuid Kerrin, Ravishankar Sargur, Alison Condliffe,
Nawaz Tipu Hamid, Hye Sun Kuehn, Sergio D. Rosenzweig, Ernest Turro, Simon
Tavaré, Adrian J. Thrasher, Duncan I. Jodrell, Kenneth G.C. Smith, Kaan
Boztug*, Joshua D. Milner*, James E. D. Thaventhiran* (X geteilte
Erstautorenschaft; * gleichwertige Korrespondenzautoren); veröffentlicht
in "Journal of Experimental Medicine" am 24.06.2019.

https://doi.org/10.17863/CAM.40904


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.rarediseases.at

http://www.kinderkrebsforschung.at

https://science.ccri.at

http://www.cemm.at

http://www.meduniwien.ac.at

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2141
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HERZ/1183: Personalisierter Algorithmus hilft Herzinfarkt schneller und sicherer zu erkennen (idw)


Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 27.06.2019

Personalisierter Algorithmus hilft Herzinfarkt schneller und sicherer zu erkennen

Herzforscher des UKE entwickeln einen Risiko-Kalkulator für Patienten mit
Verdacht auf Herzinfarkt



Patienten mit Verdacht auf akuten Herzinfarkt können auf eine schnellere
und sicherere Diagnose hoffen: Dank eines neuen auch online verfügbaren
Risiko-Kalkulators "Compass MI" können Kardiologen nun früher und sicherer
als bislang abschätzen, ob tatsächlich ein Infarkt vorliegt. Entwickelt
wurde die Diagnosehilfe von einem internationalen Wissenschaftlerteam
unter Federführung der Medizinerinnen und Mediziner des Universitären
Herz- und Gefäßzentrums des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf (UKE).

Grundlage der Diagnosehilfe sind moderne Tests, die auch sehr geringe
Troponin-Konzentrationen feststellen können. Troponin ist ein
Proteinkomplex, der nur im Herzmuskel vorkommt und bei Schädigungen der
Muskelzellen ins Blut gelangt.

"Mithilfe der gemessenen Troponin-Werte und der genauen Zeit zwischen den
Messungen kann man nun unter Berücksichtigung der Art des verwendeten
Bluttests ausrechnen, wie hoch die Wahrscheinlichkeit ist, dass der
betreffende Patient einen akuten Herzinfarkt hat. Das ist ein Novum",
erklärt Dr. Johannes Neumann, Klinik für Allgemeine und Interventionelle
Kardiologie des Universitären Herz- und Gefäßzentrums.

Entscheidend für die Infarktdiagnose sei nicht mehr ein fester Grenzwert
der Troponin-Konzentration im Blut, sondern das Ansteigen der
Troponin-Werte während des Messzeitraums. "Wir haben das in den medizinischen
Leitlinien niedergeschriebene Konzept zur Diagnose eines akuten
Herzinfarkts aufgebrochen", sagt Prof. Dr. Stefan Blankenberg, Ärztlicher
Leiter des Universitären Herz- und Gefäßzentrums.

Für die klinische Praxis bedeutet das: Wenn bei Verdacht auf einen akuten
Herzinfarkt das EKG (Elektrokardiogramm) keine eindeutigen Zeichen für
einen Infarkt liefert, können Ärzte dennoch innerhalb von rund einer
Stunde zu einer gesicherten Diagnose kommen, um dann die notwendigen
Therapiemaßnahmen einzuleiten. Bislang konnte es passieren, dass solche
Patienten bis zu zwölf Stunden warten mussten, bis die Ärzte einen Infarkt
sicher diagnostizieren oder ausschließen konnten.

Weltweite Studie mit 22.000 Patienten führt zu Neudefinierung
Das neue Konzept haben die Hamburger Herzforscherinnen und Herzforscher
gemeinsam mit internationalen Kollegen in der aktuellen Ausgabe der
renommierten medizinischen Fachzeitschrift "New England Journal of
Medicine" veröffentlicht.

Es ist das Ergebnis der Datenauswertung von mehr als 22.000 Patienten aus
weltweit 13 Ländern. Bei allen Patientinnen und Patienten, die mit
Verdacht auf einen Herzinfarkt in eine Notaufnahme kamen, maßen die Ärzte
unmittelbar bei der Eingangsuntersuchung und bis zu dreieinhalb Stunden
später jeweils mithilfe hochsensitiver Bluttests die Konzentration von
Troponin I oder Troponin T.

"Wir haben hier in Hamburg den Algorithmus entwickelt. Dazu haben wir die
weltweiten Daten harmonisiert und dann als gemeinsamen Datensatz für die
Analyse verwendet", erklärt Dr. Neumann, der auch einer der beiden
Erstautoren der Veröffentlichung ist.

Lediglich 15 Prozent der Studienpatienten hatten tatsächlich einen
Herzinfarkt. Geringe Ausgangskonzentrationen an Troponin und ein geringer
Konzentrationsanstieg waren mit einer geringen Wahrscheinlichkeit für
einen Herzinfarkt verknüpft. Diese Patienten hatten zudem ein geringes
Risiko für weitere Herz-Kreislauf-Komplikationen in den kommenden 30
Tagen. Mit einer Ausgangskonzentration an Troponin I von unter 6 Nanogramm
pro Liter (<6 ng/L) und einem nur geringen Anstieg (<4 ng/L) innerhalb von
45 bis 120 Minuten gehörte insgesamt mehr als die Hälfte aller Patienten
(57%) zu dieser Niedrig-Risiko-Gruppe.

Im ersten Schritt lieferte die Studie den Wissenschaftlern wertvolle Daten
zur Erstellung des Algorithmus, um im zweiten Schritt daraus einen
Risiko-Kalkulator zu entwickeln, der künftig den Ärztinnen und Ärzten bei der
Entscheidung zu weiteren therapeutischen Maßnahmen die Richtung weist.


Originalpublikation:

Literatur:

Neumann J.T., Twerenbold R. et al. Application of High-Sensitivity
Troponin in Suspected Myocardial Infarction. 

Doi: https://www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMoa1803377

Weitere Informationen finden Sie unter

http://Weitere Informationen zum Risikokalkulator "MI-Compass" unter:

https://compass-mi.com

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72326

UKE: Personalisierter Algorithmus hilft Herzinfarkt schneller und sicherer zu erkennen
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INFEKTION/1811: Forschung - Wie Zytomegalieviren in Schach gehalten werden (idw)


Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung - 27.06.2019

Wie Zytomegalieviren in Schach gehalten werden

TWINCORE-Forscher entschlüsseln zelluläre Erkennungsmechanismen des
Körpers, die das Zytomegalievirus unter Kontrolle halten



Ein Großteil der Weltbevölkerung ist mit dem wenig bekannten
Zytomegalievirus (CMV) infiziert, welches zur Gruppe der Herpesviren
gehört. Eine Erstinfektion mit dem Virus erfolgt meist ohne Symptome,
resultiert aber in einer lebenslangen versteckten Infektion. Ist das
Immunsystem geschwächt, kann das Virus jedoch wieder aktiv werden und
schwerste Infektionserkrankungen verursachen, die auch tödlich verlaufen
können. Vor allem während der Schwangerschaft können diese Infektionen
neuronale Schädigungen des heranwachsenden Kindes hervorrufen. Bislang
gibt es noch keine Impfung, die effektiv gegen CMV-Viren schützt. Die
bisher vorhandenen Therapien können die CMV-Infektion nur eindämmen, das
Virus aber nicht vollständig zerstören. Wissenschaftler des TWINCORE,
einer gemeinsamen Institution des Helmholtz-Zentrums für
Infektionsforschung (HZI) und der Medizinischen Hochschule Hannover (MHH),
gingen der Frage nach, wie eine CMV-Infektion von den Körperzellen erspürt
wird und wie sich das Virus im Körper verbreitet. Ihre Ergebnisse wurden
jetzt im renommierten Fachjournal Nature Communications veröffentlicht.

Die Mechanismen der Infektion mit Zytomegalieviren zu verstehen und
aufzuklären, ist Gegenstand vieler Forschungsarbeiten. Einen ersten
Schritt machten Wissenschaftler vor wenigen Jahren mit der Identifizierung
eines Sensors für freie DNA im Zellplasma. Kurz darauf konnten
TWINCORE-Forscher zeigen, dass dieses Sensorsystem, der sogenannte
cGAS/STING-Signalweg, in Makrophagen und anderen Immunzelltypen eine Infektion mit
Zytomegalieviren erkennen kann, da diese Viren DNA in sich tragen.

In einem deutsch-französischen Projekt, das von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) finanziert ist, beobachteten die
TWINCORE-Forscher, dass Mäuse, in denen der cGAS/STING-Signalweg ausgeschaltet
wurde, kurz nach der Infektion zwar eine stark verminderte Immunantwort in
der Leber zeigen, ansonsten die CMV-Infektion aber problemlos überstehen.
Erst wenn neben dem cGAS/STING-Signalweg auch die Signalübermittlung über
weitere Erkennungsrezeptoren ausgeschaltet ist, kommt es zu einer tödlich
verlaufenden Erkrankung. "Überraschenderweise vermitteln bei einer
CMV-Infektion alle wichtigen bisher bekannten Signalketten gemeinsam die
Viruserkennung. So etwas ist bisher bei anderen Viren noch nicht
beobachtet worden", sagt die TWINCORE-Forscherin Pia-Katharina Tegtmeyer.

Zufälle spielen oft eine wichtige Rolle beim Erkenntnisgewinn. In einer
früheren Studie zeigten die Forscher, dass das Virus die Leber zwar
befällt, sich aber nicht in andere Organe ausbreitet. Für ihre Experimente
setzten sie ein Virus ein, das eine verkürzte Form des viralen Proteins
MCK2 produziert. "Damals wussten wir nicht, dass das von uns benutzte
Virus einen Defekt in seinem MCK2-Gen hat. Daher reparierten wir für die
neue Studie das Virus mit modernsten molekulargenetischen Methoden und
wiederholten das Experiment", sagt Zsolt Ruzsics, der als Projektpartner
am Institut für Virologie der Universität Freiburg forscht.

Die Ergebnisse enthüllten gleich mehrere Überraschungen: Der
cGAS/STING-Signalweg ist nicht dafür verantwortlich, dass das Virus in der Leber
bleibt. Bei den Experimenten der TWINCORE-Forscher wandert das Virus erst
ab Tag 8 in die Speicheldrüsen ein. Vermutlich befällt das Virus - dank
seines Proteins MCK2 - Zellen des blutbildenden Systems, was die Wanderung
von der Leber in die Speicheldrüsen ermöglicht. Dieser Mechanismus der
Virusverbreitung ist in Mäusen ohne den cGAS/STING-Signalweg verstärkt.

"Mit dieser Studie sind wir dem Mechanismus, wie eine CMV-Infektion
erkannt wird und wie das Virus sich im Körper über verschiedene Organe
verbreitet, ein gutes Stück näher gekommen", sagt Ulrich Kalinke, Leiter
des Instituts für Experimentelle Infektionsforschung und Direktor des
TWINCORE. "Es gibt aber noch viel zu tun, bis wir genau verstehen, welche
Komponenten des Immunsystems aktiviert werden müssen, damit das Virus
vollständig eliminiert werden kann".

Diese Pressemitteilung und Bildmaterial finden Sie auch auf unserer
Webseite unter dem Link 

https://www.helmholtz-hzi.de/de/aktuelles/news/news-detail/article/complete/wie-zytomegalieviren-in-schach-gehalten-werden


Originalpublikation:

Pia-Katharina Tegtmeyer, Julia Spanier, Katharina Borst, Jennifer Becker,
André Riedl, Christoph Hirche, Luca Ghita, Jennifer Skerra, Kira Baumann,
Stefan Lienenklaus, Marius Doering, Zsolt Ruzsics, Ulrich Kalinke: STING
induces early IFN-β in the liver and constrains myeloid cell-mediated
dissemination of murine cytomegalovirus. Nature Communications 2019

doi: 10.1038/s41467-019-10863-0
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PARKINSON/172: Neue Fragen zur Entstehung von Parkinson - Neuronale Parkinson-Einschlüsse sind anders als gedacht (idw)


Universität Basel - 26.06.2019

Neue Inhalte: Neuronale Parkinson-Einschlüsse sind anders als gedacht



Ein internationales Forscherteam mit Beteiligung des Biozentrums der
Universität Basel hinterfragt die gängige Ursache von Parkinson. Die
Forscher konnten nachweisen, dass die für Parkinson charakteristischen
Einschlüsse in den Nervenzellen des Gehirns in den meisten Fällen nicht
aus Proteinfibrillen bestehen, sondern vielmehr aus einem Gemenge von
Membranfragmenten. Die in «Nature Neuroscience» publizierte Studie wirft
neue Fragen zur Entstehung von Parkinson auf.

Die Parkinson-Krankheit zählt zu den häufigsten neurodegenerativen
Erkrankungen weltweit. Sie geht mit Bewegungsdefiziten einher, wie dem
Zittern von Armen und Beinen, langsamen Bewegungen sowie Muskelstarre, die
zusammen mit anderen nicht motorischen Symptomen auftreten. Kennzeichen
dieser sich unaufhaltsam verschlimmernden Krankheit sind unter anderem
neuronale Einschlüsse, sogenannte Lewy-Körperchen, die sich in
verschiedenen Bereichen des menschlichen Gehirns ansammeln. Jahrzehntelang
hat man angenommen, dass Parkinson durch die Ablagerung von unlöslichen
Fibrillen des Proteins alpha-Synuclein in den Lewy-Körperchen verursacht
wird.

Membranfragmenten statt Proteinfibrillen

Niederländische, deutsche und Schweizer Forscher, darunter das Team von
Prof. Henning Stahlberg vom Biozentrum der Universität Basel, widerlegen
nun in ihrer aktuellen Studie diese gängige These. Mit modernsten
Elektronenmikroskopen konnten sie zeigen, dass die Lewy-Körperchen statt
der erwarteten alpha-Synuclein-Fibrillen hauptsächlich Membranfragmente,
Lipide und anderes zelluläres Material enthalten.

«Wir haben mit korrelativer Licht- und Elektronenmikroskopie das
Gehirngewebe von verstorbenen Parkinson-Patienten angeschaut und
herausgefunden, dass die Lewy-Körperchen hauptsächlich aus
Membranfragmenten von Mitochondrien und anderen Organellen bestehen, aber
keine oder nur verschwindend geringe Mengen an Fibrillen aufweisen», so
Stahlberg. «Die Entdeckung, dass alpha-Synuclein nicht in Form von
Fibrillen vorliegt, war für uns und das ganze Forschungsgebiet völlig
unerwartet.»

Zurzeit wissen die Forscher noch nicht, wo und in welcher Form sich das
Protein alpha-Synuclein zwischen den Membranfragmenten versteckt und auf
welche Art und Weise es zur Bildung der Lewy-Körperchen beträgt. Ihre
Arbeit zeigt jedoch, dass das Labormodell der alpha-Synuclein Fibrillen
als Ursache und Mechanismus der Parkinsonschen Krankheit hinterfragt
werden sollte. «Unsere Entdeckung deutet darauf hin, dass die Suche nach
den Krankheitsursachen stärker durch Erforschung der Pathologie im
Menschen geleitet werden sollte», so Stahlberg.

Ultra-strukturelle Einblicke in Zellorganellen

«Die Frage, warum es so lange nicht gelang, die Lewy-Körperchen besser zu
charakterisieren, lässt sich vermutlich mit den früheren
Probenpräparations- und Elektronenmikroskopie-Methoden beantworten. Die
heutigen Methoden erlauben einen viel tieferen Einblick in die Strukturen
des Menschlichen Gehirns», erklärt Stahlberg. «Die grosse Frage für uns
ist nun: Wie trägt alpha-Synuclein zu Lewy-Körperchen bei, wenn nicht in
Form von Fibrillen?»

Mit ihrer Arbeit werfen die Forscher viele neue Fragen hinsichtlich der
Bedeutung der Lewy-Körperchen bei der Entstehung von Parkinson auf. Die
Aufklärung solcher Zellstrukturen liefert wichtige Anhaltspunkte darüber,
wie man die Bildung von Lewy-Körperchen und die Zerstörung der
Zellstrukturen im Gehirn therapeutisch reduzieren oder aufhalten könnte.


Originalpublikation:

Sarah H. Shahmoradian, Amanda J. Lewis, Christel Genoud, Jürgen Hench, Tim
E. Moors, Paula P. Navarro, Daniel Castaño-Díez, Gabriel Schweighauser, et
al.

Lewy pathology in Parkinson's disease consists of crowded organelles and
lipid membranes
Nature Neuroscience (2019)

doi: 10.1038/s41593-019-0423-2
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REISEMEDIZIN/119: Fünf Tipps gegen Migräne und Kopfschmerzen im Urlaub (idw)


Stiftung Kopfschmerz - 25.06.2019

Fünf Tipps gegen Migräne und Kopfschmerzen im Urlaub



Jetzt beginnt die Urlaubszeit und viele Menschen freuen sich auf Sonne
und Erholung. Für Menschen, die zu Kopfschmerzen und Migräne neigen,
ist dies nicht immer ungetrübt. Die Stiftung Kopfschmerz in Marburg
gibt Planungs- und Verhaltenstipps gegen vermehrte Schmerzattacken.

1. Reiseziel

Ein reizarmes Klima mit ausgeglichenen Temperaturen, milden
Bedingungen und geringer Ozonbelastung beugt Kopfschmerzen vor.
Außerdem sollten Reiseziele mit höchstens vier Stunden Flugzeit
bevorzugt werden. Bis dahin kann der Körper Reisebelastungen noch gut
ausgleichen.

2. Abflugplanung

Beginnen Sie rechtzeitig mit der Planung. Das gilt nicht nur für das
Kofferpacken, sondern auch für Erledigungen am Arbeitsplatz. Erhöhter
Stress führt zu innerer Anspannung und in der Folge zu Kopfschmerzen.
Hetzen Sie nicht direkt vom Arbeitsplatz zum Flughafen oder auf die
Autobahn.

3. Reiseapotheke checken

Führen Sie einfache Schmerzmittel gegen Kopfschmerzen oder spezielle
Migränemedikamente im Handgepäck mit. Klären Sie die Verfügbarkeit am
Urlaubsziel oder den im Ausland abweichenden Handelsnamen. Ergänzen
Sie im Zweifel den benötigten Vorrat für die Urlaubsdauer schon zu
Hause. Informieren Sie sich, ob die Arzneimittel hohe Temperaturen
vertragen.

4. Flugkopfschmerzen vorbeugen

Auf Flügen treten häufiger Kopfschmerzen auf. Sie sind nicht
gefährlich, aber unangenehm. Ursache sind der niedrige Luftdruck und
die geringe Luftfeuchtigkeit an Bord. Ausreichend Trinken, kleine
Bewegungsübungen am Platz und Entspannungsübungen beugen vor.

5. Am Urlaubsort
Bei der Ankunft sollten Sie dem Körper die Möglichkeit geben, sich
langsam an die neue Umgebung zu gewöhnen. Behalten Sie den gewohnten
Schlaf- und Essensrhythmus möglichst bei. Fremde Speisen in Maßen
testen, damit die Inhaltsstoffe keine Migräne auslösen. Wichtig ist
auch, sich vor starker Sonneneinstrahlung und grellem Licht zu
schützen. Dies sind typische Triggerfaktoren für Migräne.
Kopfbedeckung und Sonnenbrille bieten hier Schutz.


Die Stiftung Kopfschmerz ist eine gemeinnützige, unabhängige
Treuhandstiftung zur Information der Öffentlichkeit über
Kopfschmerzerkrankungen. Die Stiftung finanziert sich ausschließlich
über Spenden. Sie ist Mitglied der European Migraine and Headache
Alliance (EMHA).

 * 
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SCHLAGANFALL/440: Lyse auch jenseits des Zeitfensters von 4,5 Stunden möglich (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 26.06.2019

Schlaganfall - Lyse auch jenseits des Zeitfensters von 4,5 Stunden möglich



Wenn ein Blutgerinnsel akut ein Hirngefäß verstopft, kommt es durch
Mangeldurchblutung des entsprechenden Gehirnareals zu einem ischämischen
Schlaganfall. Damit es nicht zu bleibenden Schäden kommt, muss bisher
innerhalb von maximal 4,5 Stunden die Blutversorgung wiederhergestellt
werden, indem das Gerinnsel entfernt oder aufgelöst wird. Medikamentös
erfolgt dies mit der intravenösen Lysetherapie. Leider erreichen viele
Patienten aber nicht rechtzeitig genug eine Klinik mit Schlaganfallstation
(Stroke Unit). Eine Studie [1] zeigt nun, dass mit spezieller Bildgebung
Patienten identifiziert werden können, die auch noch nach diesem engen
Zeitfenster von einer Lyse profitieren können.

Ein "ischämischer" Schlaganfall entsteht meistens durch den akuten
Verschluss einer Gehirnarterie (Hirninfarkt) durch ein Blutgerinnsel
(Thrombus); bei dem viel selteneren hämorrhagischen Schlaganfall ist eine
Hirnblutung die Ursache. Wenn eine Hirnregion nicht mehr ausreichend mit
Sauerstoff versorgt wird, kommt es zur Schädigung von Gehirngewebe oder
zum Absterben von Gehirnzellen. Die Therapie besteht darin, die
Blutversorgung möglichst bald wiederherzustellen, um zumindest eine
Zunahme des Infarktes zu verhindern. Mit einer sogenannten intravenösen
Lysetherapie wird der Thrombus medikamentös aufgelöst (Rekanalisation).
Bei Verschlüssen großer Hirnarterien, wo oft eine Lyse nicht ausreichend
wirkt, kann in spezialisierten Kliniken mittels eines
Gefäßkathetereingriffes eine Thrombusentfernung erfolgen (interventionelle
Thrombektomie). "Entscheidend ist, dass man bisher nur ein Zeitfenster von
ungefähr 4,5 Stunden für die intravenöse Lyse hatte", erklärt Professor
Dr. Götz Thomalla vom Universitätsklinikum Hamburg. "Für den Nutzen einer
späteren Behandlung gab es bisher keinen Nachweis." Sehr viele Patienten
können nicht lysiert werden, weil sie nicht schnell genug in einer
entsprechend spezialisierten Klinik sind. "Zurzeit werden nur ca. 20%
aller Schlaganfallpatienten in Deutschland leitlinienentsprechend
innerhalb des Zeitfensters mit einer Lysetherapie behandelt", so Prof.
Thomalla, Leiter der WAKE-UP-Studie [1]. "Schwierig ist die Situation
besonders bei Patienten, bei denen der Zeitpunkt des Schlaganfalls nicht
bekannt ist, weil er im Schlaf auftrat - sogenannte 'wake-up strokes'. In
der WAKE-UP-Studie konnten wir bereits zeigen, dass viele dieser Patienten
deutlich von einer Lysetherapie profitieren können."

Eine neue, kürzlich in der renommierten Fachzeitschrift "The Lancet"
publizierte Studie [2] untersuchte, ob mit einer speziellen, die
Durchblutung des Gehirns darstellenden Bildgebung diejenigen Patienten
identifiziert werden können, die von einer Lysebehandlung profitieren,
obwohl der Schlaganfall schon länger als 4,5 Stunden zurückliegt. Die
Metaanalyse erfolgte anhand von Patienteneinzeldaten aus den drei Studien
"EXTEND" [3, 4], "ECASS4-EXTEND" [5, 6] und "EPITHET" [7]. Es handelt sich
dabei um Studien mit Patienten (≥18 Jahre) mit ischämischem Schlaganfall,
die randomisiert mit dem Thrombolyse-Medikament Alteplase oder mit Placebo
behandelt wurden, obwohl ihr Symptombeginn länger als 4,5 Stunden
zurücklag. Alle hatten eine spezielle bildgebende Diagnostik mit einem
sogenannten Schlaganfall-MRT (Perfusions-Diffusions-MRT) oder ein
Perfusions-CT erhalten, um das Ausmaß des Infarkts sowie "Risikogewebe"
(d. h. zusätzlich gefährdetes, minderdurchblutetes Hirngewebe)
darzustellen. Primär erfasst wurde das funktionelle Ergebnis (Outcome)
nach drei Monaten - bestmögliches Ergebnis war ein mRS-Score ("modified
Rankin scale") mit einem Wert von 0-1. Das entspricht einer vollständigen
oder fast vollständigen Rückbildung der neurologischen Ausfälle. Die
Patientengruppen waren hinsichtlich Alter und klinischem Schweregrad der
Symptome adjustiert worden. Das Sicherheitsprofil umfasste als wichtigstes
Outcome Todesfälle und Einblutungen in das Infarktareal, zu denen es im
Rahmen der Lysetherapie durch die "Blutverdünnung" kommen kann.

Von insgesamt 414 Patienten hatten 213 (51%) eine Lysetherapie erhalten
und 201 (49%) Placebo. In der Lyse-Gruppe erreichten 36% der Patienten das
primäre Outcome (mRS-Score 0-1), in der Placebogruppe dagegen nur 29%.
Damit war die "Chance" (odds ratio=OR), ein optimales funktionelles
Ergebnis zu erreichen, in der Lysegruppe fast doppelt so hoch (OR 1,86,
p=0,011) wie in der Placebogruppe. Infarkteinblutungen waren unter einer
Lyse signifikant häufiger als bei Placebobehandlung (5% versus weniger als
1%, OR 9,7). 18 von 201 (9%) der Patienten in der Placebogruppe
verstarben, in der Lysegruppe 29 von 213 (14%). Der Unterschied war
statistisch nicht signifikant (p=0,66), so dass die Autoren der Arbeit
schlussfolgern, dass der Gesamtnutzen das Risiko des beschriebenen
Vorgehens überwiegt.

Zusammenfassend konnte die "Schlaganfall-Bildgebung" mittels MRT oder CT
Risikopatienten identifizieren, die bei einem ischämischen Schlaganfall
auch nach über viereinhalb (bis maxmial neun) Stunden bzw. bei unbekanntem
Zeitfenster noch von einer Lysetherapie profitieren können. "Diese
Untersuchungen zeigen, ob noch minderdurchblutete Gehirnareale vorhanden
sind, die das Risiko der späten Lyse rechtfertigen", so Professor Dr.
Peter Berlit, Generalsekretär der Deutschen Gesellschaft für Neurologie
(DGN).

Natürlich muss das Blutungsrisiko immer gut gegen den möglichen Nutzen der
Lysetherapie abgewogen werden. "Ein erhöhtes Risiko kann bestehen, wenn
der Patient sehr alt ist, früher bereits einen Schlaganfall oder eine
Hirnblutung hatte, aber auch bei nicht ausreichend eingestelltem
Bluthochdruck oder einer Blutungsneigung bzw. Gerinnungsstörung -
beispielsweise, wenn bereits sogenannte blutverdünnende Medikamente
eingenommen werden."

"Es bleibt aber in jedem Fall dabei, dass Patienten mit Schlaganfall so
schnell wie irgend möglich in eine geeignete Klinik eingeliefert werden
müssen, denn 'time is brain'. Das Zeitfenster von 4,5 Stunden signalisiert
nach wie vor die Dringlichkeit - und auch bei Schlaganfällen, die
unbemerkt über Nacht aufgetreten sind, sollte umgehend der Rettungsdienst
gerufen werden", betont Professor Dr. Hans-Christoph Diener,
Pressesprecher der DGN, abschließend.
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INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





FORSCHUNG/1344: Pharmazeuten graben im Mikrobengenom nach Schätzen (idw)


Philipps-Universität Marburg - 26.06.2019

Pharmazeuten graben im Mikrobengenom nach Schätzen



Im Boden warten ungehobene Schätze auf ihre Entdeckung: Das Erbgut des
Bakteriums "Streptomyces" enthält Baupläne für Naturstoffe, die bislang
unbekannt sind - weitere Funde sind nach Überzeugung einer Marburger
Forschungsgruppe sehr wahrscheinlich. Das Team berichtet über seine
Ergebnisse im Fachblatt "Angewandte Chemie".

Die Mikroben-Gattung Streptomyces umfasst harmlose Bodenbewohner, die eine
Fülle an Naturstoffen bilden; so sind sie für den charakteristischen
Geruch des Waldbodens verantwortlich. Auch Substanzen mit medizinischer
Bedeutung gehen auf die Bakterien zurück, zum Beispiel Antibiotika wie
Tetracyclin und Streptomycin. "Wir zeigen, dass diese Bodenbewohner eine
Quelle vieler weiterer Naturstoffe sein können", sagt der Pharmazeut
Professor Dr. Shu-Ming Li von der Philipps-Universität Marburg, der die
Forschungsarbeiten leitete.

Das Team fand heraus, dass Bakterien der Arten "Streptomyces monomycini"
und "Streptomyces varsoviensis" genetische Baupläne für Enzyme enthalten,
die ungewöhnliche Moleküle produzieren: Diese bestehen aus
Proteinvorstufen, die mit Guanin gekoppelt sind, einem Baustein der
Erbsäure DNA. Schon in einer früheren Studie beschrieb Lis Arbeitsgruppe
eine derartige Verknüpfung eines Guanin-Restes mit einem kleinen Peptid.
Die damalige Publikation diente als Vorarbeit zu dem aktuellen Artikel.
"Nach unserer Kenntnis wurde noch nie zuvor von einer solchen
Zusammenstellung eines kleinen Peptids mit einer Nukleobase berichtet",
erklärt Lis Mitarbeiterin Jing Liu, die als Erstautorin der Publikation in
"Angewandte Chemie" firmiert.

Die Forschungsgruppe identifizierte acht bislang unbekannte Naturprodukte,
die durch die neu entdeckten Enzyme gebildet werden. "Unsere Daten zeigen,
dass die von uns gefundenen Enzyme als besondere Biokatalysatoren
fungieren", führt Li aus.

Professor Dr. Shu-Ming Li lehrt Pharmazeutische Biologie an der
Philipps-Universität Marburg. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft sowie das
Stipendienprogramm "China Scholarship Council" des chinesischen
Bildungsministeriums unterstützten die zugrunde liegende Forschungsarbeit
finanziell.


Originalveröffentlichungen:

Jing Liu, Xiulan Xie & Shu-Ming Li: Guanitrypmycin Biosynthetic Pathways
Imply Cytochrome P450-mediated Regio- and Stereospecific Guaninyl Transfer
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DOI: 10.1002/anie.201906891

Huili Yu, Xiulan Xie & Shu-Ming Li: Coupling of Guanine with
cyclo-L-Trp-L-Trp Mediated by a Cytochrome P450 Homologue from
Streptomyces purpureus, Org. Lett. (2018), 4921-4925

DOI: 10.1021/acs.orglett.8b02051
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10222: Bielefeld - Werke von Bach, Chopin, Mozart, Beethoven und mehr am 6.7.19


Stadt Bielefeld

Konzert mit "Pro Musica" mit Werken von Bach, Beethoven und
anderen



Bielefeld (bi). Auch in diesem Jahr lädt die Musikschule "Pro Musica"
wieder ein zum traditionellen Sommerkonzert am Samstag, 6. Juli, in
der Stadtteilbibliothek Brackwede, Germanenstraße 17. Schülerinnen und
Schüler der Musikschule spielen klassische Werke von Bach, Chopin,
Mozart und Beethoven sowie deutsche, russische, ungarische und
französische Kinder- und Volkslieder. Der Eintritt zu der
Veranstaltung um 10 Uhr ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9111: Aus aller Welt - 01.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Finnland übernimmt EU-Ratsvorsitz

Die Regierung des sozialdemokratischen Ministerpräsidenten Antti
Rinne will in den kommenden sechs Monaten seiner
EU-Ratspräsidentschaft die Klima- und Umweltpolitik der europäischen
Staatengemeinschaft vorantreiben. Er hoffe, die EU bis zum Jahresende
auf eine klimaneutrale Wirtschaft bis 2050 festlegen zu können, sagte
Rinne. Die finnische Ratspräsidentschaft wird zudem durch den
britischen EU-Austritt, der derzeit für den 31. Oktober vorgesehen
ist, und die Neuausrichtung der Gemeinschaft nach der Wahl zum
EU-Parlament und der Konstituierung einer neuen EU-Kommission
bestimmt sein. Finnland hat heute turnusgemäß den Ratsvorsitz von
Rumänien übernommen.

1. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9111: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bayerische Grenzpolizei beschlagnahmt 5,6 Kilo Gold

Auf der Autobahn 3 bei Passau (Niederbayern) entdeckte die
Grenzpolizei bei einer Fahrzeugkontrolle 5,6 Kilogramm Gold in Form
von Münzen und eines Barrens. Den Wert des Edelmetalls schätzen die
Beamten auf 225.000 Euro. Weil der 41 Jahre alte Mann mit
russisch-israelischer Staatsangehörigkeit bei seiner Ausreise keine
Angaben zur Herkunft des Goldes machen konnte, wurde es
beschlagnahmt. Die Kriminalpolizei übernahm die Ermittlungen.

1. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9108: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Autobombenexplosion erschüttert Kabul

In der afghanischen Hauptstadt Kabul sind am Montag bei der
Detonation einer Autobombe mindestens ein Mensch getötet und 65
weitere verletzt worden. Nach Informationen des afghanischen
Innenministeriums lieferten sich mehrere Angreifer anschließend ein
mehrstündiges Feuergefecht mit Spezialkräften. Die Taliban bekannten
sich zu der Tat. Der Anschlag erfolgte vor dem Hintergrund der vor
zwei Tagen in Katar begonnenen Friedensgespräche zwischen den
Vereinigten Staaten und den Taliban.

1. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9110: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bremens Bürgermeister Sieling will nicht erneut kandidieren

Bremens Bürgermeister Carsten Sieling verzichtet auf eine zweite
Amtszeit. Es brauche eine personelle Neuaufstellung an der Spitze des
Senats, deshalb mache er den Weg frei, erklärte der 60jährige
SPD-Politiker nach der Einigung auf die rot-grün-rote Koalition in
der Hansestadt. Der bisher amtierende Regierungschef zog damit die
persönlichen Konsequenzen aus dem schlechtesten SPD-Ergebnis bei der
Bremer Bürgerschaftswahl im Mai seit sieben Jahrzehnten.

1. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9108: Tragisches und Kurioses - 01.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hagelunwetter im Westen Mexikos

Ein heftiger Hagelsturm hat am Sonntag in mehreren Vororten der
westmexikanischen Stadt Guadalajara Chaos ausgelöst. In den Straßen
der Millionenmetropole türmten sich bis zu einen Meter hohe
Eisschichten. Der Verkehr kam zum Erliegen. Zum Teil schauten Autos
nur noch zur Hälfte aus den Hagelmassen heraus. Dutzende Häuser und
Geschäfte wurden beschädigt. Einen Tag zuvor hatten die Temperaturen
in der Stadt noch bei sommerlichen 28 Grad gelegen.

1. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8193: Aus Forschung und Technik - 01.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Neuer Marsrover der NASA erhält seinen Roboterarm

Nach der Fertigstellung des Fahrgestells des neuen Marsrovers 2020
haben Techniker am Jet Propulsion Laboratory (JPL) der NASA im
kalifornischen Pasadena den aus fünf Gelenken bestehenden
Hauptroboterarm an das Gefährt montiert. Eine Greifmechanik am Ende
des 2,1 Meter langen Arms ermöglicht den Einsatz verschiedener
Werkzeuge, darunter auch eines zum Sammeln geologischer Proben. Der
Start der neuen NASA-Marsmission soll zwischen Juli und September
2020 erfolgen. Als Landeplatz wurde der 49 Kilometer durchmessende
Jezero Krater auf der nördlichen Halbkugel ausgesucht.

1. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8207: Aus aller Welt - 01.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Washington kommentiert Tod eines venezolanischen Putschisten

In Venezuela ist der ehemalige Marineoffizier Rafael Acosta Arévalo
bei einer Gerichtsanhörung zusammengebrochen und am Samstag im
Krankenhaus verstorben. Generalstaatsanwalt Tarek William Saab
kündigte eine umfassende Untersuchung des Vorfalls an. Der
Informationsminister Jorge Rodríguez teilte über Twitter mit, Maduro
habe den Generalstaatsanwalt aufgefordert, den bedauerlichen
Todesfall zu untersuchen. Der Minister erinnerte daran, daß Arévalo
unter anderem schwerer Terrorakte verdächtig gewesen ist. Er war am
21. Juni zusammen mit zwölf weiteren ehemaligen Militärangehörigen
und Polizisten unter dem Verdacht, mit Unterstützung der USA,
Kolumbiens und Chiles ein Attentat auf Präsident Nicolás Maduro,
seine Gattin Cilia Flores, den Vorsitzenden der verfassunggebenden
Versammlung, Diosdado Cabello, und weitere hochrangige Funktionäre
sowie ein Gemetzel unter den sogenannten Colectivos in Caracas zu
planen, festgenommen worden. Der unter anderem von der US-Regierung
unterstützte Oppositionsführer Juan Guaidó, der seit Anfang des
Jahres immer wieder Anläufe unternimmt, das Regierungsgeschäft von
Maduro zu übernehmen, behauptete, der Korvettenkapitän sei brutal
gefoltert worden. Darin wurde er am Sonntag vom US-Außenministerium
bestätigt. Dieses erklärte, Arévalo sei in der Gewalt von Maduros
Schlägern und seiner kubanischen Berater gestorben. Der Nationale
Sicherheitsberater von US-Präsident Donald Trump, John Bolton,
schrieb bei Twitter, Venezuelas militärische Spionageabwehr (DGCIM)
sei gemeinsam mit ihren kubanischen Aufsehern verantwortlich für
Folter und Tod von Kapitän Arévalo.

1. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8165: Medizin und Gesundheitswesen - 01.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Schon 10 Polio-Fälle dieses Jahr in Afghanistan

Seuchenmediziner schauen mit großer Besorgnis nach Afghanistan. Wie
das Deutsche Ärzteblatt berichtete, sollen die Gesundheitsbehörden
dort gerade den zehnten Fall von Polio (Kinderlähmung) in diesem Jahr
bestätigt haben. Alle zehn Fälle seit Januar sind in Gebieten im
Süden und Osten des Landes aufgetreten, die von den
radikalislamischen Taliban oder der Terrormiliz Islamischer Staat
(IS) kontrolliert werden, sagte Merdschan Rasik, ein Sprecher des
Gesundheitsministeriums.

1. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8195: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Rechtsextreme bedrohen Braunschweiger Aktivisten David Janzen

Die Polizei in Braunschweig hat Ermittlungen gegen einen 20jährigen
polizeibekannten Rechtsextremen aufgenommen, der im Verdacht steht,
den Sprecher des örtlichen "Bündnisses gegen Rechts", David Janzen,
mit dem Tod bedroht zu haben. An der Haustür Janzens fanden sich am
Sonntag die Worte "Wir töten dich! Janzen" sowie Aufkleber der
rechtsextremen Gruppe "Adrenalin BS", wie NDR 1 Niedersachsen
berichtete. Die neonazistische Kampf- und Sportgemeinschaft Adrenalin
Braunschweig hatte ihre Auflösung bekanntgegeben, nachdem sich der
niedersächsische Landtag auf Antrag der Grünen Landtagsfraktion mit
einer vor wenigen Tagen bei Instagram erschienenen, mutmaßlichen
Morddrohung gegen Janzen befaßt hatte. Die Mitglieder von "Adrenalin
BS" wollen nach Angaben der Gruppe in anderen Parteien und
Organisationen aufgehen.

1. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8118: Sprache, Kunst und Medium - 01.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Hitzefrei für Theater in Thüringen

Daß Theateraufführungen unter freiem Himmel hin und wieder wegen
Regens ausfallen, ist hierzulande nicht ungewöhnlich. Am letzten
Wochenende wurde in Thüringen aber schon zum zweiten Mal in diesem
Sommer eine Vorstellung wegen voraussichtlich unerträglicher Hitze
abgesagt. So strich das Theater Rudolstadt am Wochenende eine
Freilichtvorstellung auf der Heidecksburg, nachdem das Thermometer am
Vortag auf 38°C geklettert war.

Nicht zuletzt die Schauspieler dürften wegen ihrer schweren Garderobe
erleichtert darüber gewesen sein, sich der Backofenhitze und den
UV-Strahlen nicht aussetzen zu müssen.

Eine Sprecherin hatte bekanntgegeben, daß die Nachmittagsvorstellung
von "Cyrano de Bergerac" aus nämlichen Gründen ausfalle. Die Tickets
konnten an der Kasse getauscht oder zurückgegeben werden.

Bereits Mitte Juni hatte das Theaterhaus Jena vorsichtshalber eine
Vorstellung in dem schlecht zu belüftenden Saal ausfallen lassen. Wie
es damals hieß, seien die Temperaturen für alle Beteiligten
unzumutbar.

1. Juli 2019
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MILITÄR/8184: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundeswehr löst Stab von Operation Sophia in Rom auf

Das Mandat der Bundesmarine für die "Sophia" genannte Operation
"Eunavfor Med" im Mittelmeer ist am Sonntag abgelaufen, nachdem es
Anfang des Jahres nicht verlängert worden war. Bereits im Februar war
die deutsche Fregatte Augsburg zurückbeordert worden. Sie wurde 
sowieso nur noch außerhalb der Flüchtlingsrouten im Mittelmeer 
eingesetzt. Zehn Bundeswehrangehörige hielten zuletzt die Stellung im 
"Sophia"-Hauptquartier in Rom. Auch sie wurden Ende Juni abgezogen. 
Die Operation Sophia war vor vier Jahren von der EU gestartet worden, 
um Flüchtlingshelfer vor der libyschen Küste aufzubringen. Aus 
seerechtlichen Gründen waren die Besatzungen der beteiligten 
Kriegsschiffe verpflichtet, auch in Seenot geratene Bootsflüchtlinge 
zu retten. Die Operation wurde von der italienischen Regierung 
geleitet. Diese hatte dann unter Ministerpräsident Giuseppe Conte die 
Seenotrettung verweigert.
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POLITIK/8198: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Koalitionsvertrag von SPD, Grünen und Linken in Berlin

In Bremen haben sich SPD, Grüne und Linke in der Nacht auf Montag auf
einen 140 Seiten umfassenden Koalitionsvertrag verständigt, den sie
am Nachmittag der Presse vorstellten. Zwar ist die CDU aus der
Bürgerschaftswahl vor rund fünf Wochen als Siegerin hervorgegangen,
aber sie fand keinen Partner für eine Regierungsmehrheit. Die Linke
wird zum rot-grün-roten Koalitionsvertrag bis zum 22. Juli einen
Mitgliederentscheid durchführen. Bei SPD und Grünen stimmen darüber
Parteitage am kommenden Samstag ab. Schwerpunkte des
Koalitionsvertrags sind der Klimaschutz, das Verkehrswesen und
arbeitsmarktpolitische Programme für Alleinerziehende. Unter anderem
sollen die Kohlekraftwerke in dem Bundesland bis 2023 abgeschaltet
werden, in der Innenstadt von Bremen sollen ab 2030 keine Autos mehr
fahren, und der Öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) soll ausgebaut
werden. Die SPD hatte bei der Bürgerschaftswahl erstmals in über 70
Jahren ihre Führung abgeben müssen. Für den Stimmenverlust übernimmt
der bisherige Bürgermeister Sieling die Verantwortung. Vor
Journalisten sprach er sich für eine Neuaufstellung des Senats aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8168: Tragisches und Kurioses - 01.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Mähroboter werden Igeln leicht zum Verhängnis

Nachdem er zum zweiten Mal einen schwerverletzten Igel in seiner
Praxis behandelt hatte, wandte sich der Bonner Tierarzt Ansgar
Waldmann auf seiner Facebookseite an die Öffentlichkeit.

Der Igel, der ihm früher im Jahr gebracht wurde, war nämlich von einem
Rasenmähroboter so schwer am Kopf verletzt worden, daß ihm nicht mehr
zu helfen war. Das Tier, das er jetzt behandelt hat, überlebte mit
schweren Schnittverletzungen, wie WDR1 berichtete.

Die Roboter sind für Gartenbesitzer praktisch, weil sie ohne weitere
Aufsicht den Rasen kurz halten. Allerdings weichen sie Tieren nicht
aus. Da viele Hausbesitzer die Geräte auch nachts laufen lassen, sind
speziell die nachtaktiven Igel gefährdet. Diese verlassen sich auf
ihre vermeintlich wirksamste Abwehr, sie rollen sich ein. Doch die
Messer der Maschine können den Kopf mit der spitzen Schnauze
erreichen. Deshalb bittet der Tierarzt Gartenbesitzer darum, ihre
Roboter nachts nicht einzusetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8196: Arbeit, Soziales und Familie - 01.07.2019 (SB)




VOM TAGE



LGBTQ-Marsch zum Christopher-Street-Day in New York

Zum 50. Jahrestag des Aufstands im Umfeld der Schwulenbar "Stonewall
Inn" in der Christopher Street von New York sind am vergangenen
Sonntag rund 150.000 Lesben, Schwule, bi- und transsexuelle sowie
queere Menschen (LGBTQ) durch die US-Metropole marschiert und haben
für Gleichberechtigung demonstriert. Hunderttausende Menschen
schauten sich den von der "Gay Liberation Army" angeführten "Pride
March" vom Straßenrand aus an. Weil die Veranstaltung zunehmend
kommerziell genutzt wird, hatten LGBTQ-Aktivisten eine Woche zuvor
ihren politisch betonteren "Queer Liberation March" veranstaltet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8176: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 01.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Japans Walfänger stechen wieder in See

Es ist wieder soweit. Trotz weltweiter Proteste treffen Japans
Walfänger gerade die letzten Vorbereitungen zur großen Jagd. Laut dpa
stechen sie am 1. Juli, wenn Japans Austritt aus der Internationalen
Walfangkommission (IWC) formal in Kraft getreten ist, vom Hafen
Kushiro in See, um erstmals seit drei Jahrzehnten wieder mit der
kommerziellen Jagd auf die Meeressäuger zu beginnen. Auf der
Abschußliste der Walfänger, die nur auf japanischem Territorium jagen
wollen, stehen Zwerg-, Sei- und Brydewale. Wie viele Tiere der Jagd
bis Ende August zum Opfer fallen sollen, ist nicht bekannt, da das
zuständige Fischereiministerium noch keine Quoten bekanntgegeben hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8184: Märkte und Finanzen - 01.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Bitcoin Mining im Iran wird illegal

Im Iran wird elektrischer Strom staatlicherseits mit umgerechnet fast
einer Milliarde US-Dollar jährlich subventioniert. Der iranischen
Elektrizitätsagentur zufolge ist der Stromverbrauch im Juni
hauptsächlich wegen des sogenannten Bitcoin-Minings um sieben Prozent
gestiegen. Deswegen seien vergangene Woche Server-Farmen in zwei
Fabriken mit rund 1000 Bitcoin-Miningmaschinen und einem Verbrauch
von einem Megawatt beschlagnahmt worden, berichtete das staatliche
Fernsehen unter Berufung auf einen Sprecher des Energieministeriums.
Zuvor hatte der staatliche Netzbetreiber und Energieversorger
Tavanir die Nutzung des staatlichen Stromnetzes für das Mining für
illegal erklärt. Einheiten der Kryptowährung Bitcoin kann sich jeder
schaffen, der bereit ist, in leistungsfähige Rechner zu investieren
und den nur für diese Aufgabe vergeudeten Strom zu bezahlen. Deswegen
ist der Iran wohl auch für Bitcoin-Schürfer interessant, die bislang
ihre Rechner in China stehen hatten, wo preiswerter Strom aus
Kohlekraftwerken zur Verfügung steht. Inzwischen wird das Mining in
der Volksrepublik stärker reguliert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8199: Aus Forschung und Technik - 01.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Apple droht hohe Konventionalstrafe wegen OLED-Displays

Neues Ungemach für das kalifornische Hightech-Unternehmen Apple. Es
sinken nicht nur die iPhone-Verkäufe, jetzt könnte noch ein Streit
mit Hauptkonkurrent Samsung drohen, der ebenfalls Milliarden kosten
wird. Das berichtet inside-handy.de unter Berufung auf die
südkoreanische Website ETNews (via ZDNet). Der Grund: Apple hat nicht
genug OLED-Displays vom südkoreanischen Hersteller abgenommen. Daher
drohen nun vereinbarte Konventionalstrafen. Allerdings hatte das
Unternehmen aus Kalifornien bei Vertragsabschluß von Samsung
gefordert, eine eigene Fabrik für die Herstellung von OLED-Panels für
das iPhone zu bauen, was der südkoreanische Hersteller auch tat. Doch
nun liegt die Auslastung der Produktionsstätte "A3" nur noch bei 50
Prozent. Obgleich Apple und Samsung zur Zeit über eine Lösung
verhandeln, sehen viele Experten für Apple schwarz. Schließlich hatte
Apple selbst auf Konventionalstrafen gepocht, nachdem Samsung zu
Beginn der OLED-Produktion mit Qualitätsproblemen zu kämpfen hatte.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/586: Sensibel trotz dicker Hornhaut (idw)


Technische Universität Chemnitz - 27.06.2019

Sensibel trotz dicker Hornhaut

Bewegungswissenschaftler aus Chemnitz und Biologen aus Harvard untersuchen
in aktueller "Nature"-Veröffentlichung den Einfluss des Barfußgehens auf
die Sensibilität unserer Fußsohlen



Bereits vor sechs Millionen Jahren begann der Mensch, auf zwei Beinen zu
laufen. Die ältesten bekannten Nachweise für Schuhe sind nur 40.000 Jahre
alt - demnach ist die menschliche Anatomie bestens an ein Leben ohne
Schuhe in natürlicher Umgebung angepasst. Ein Teil dieser Anpassung ist
die Hornhaut, eine natürliche Schutzschicht der Füße - die heute
allerdings eher als kosmetisches Problem gesehen wird. Doch welchen
Einfluss hat die dicke Hornhaut auf die Empfindlichkeit der Fußsohlen? Das
untersuchten Prof. Dr. Thomas Milani, Professur Bewegungswissenschaft der
Technischen Universität Chemnitz, und Professor Daniel Lieberman von der
Harvard University.


Kooperation zischen Chemnitz und Harvard

In der Theorie liegt die Hornhautschicht zwischen dem Boden und den
menschlichen Sensoren in der Haut. Diese nehmen beispielsweise die
Bodenbeschaffenheit war. Demnach wäre die logische Schlussfolgerung: Durch
die Zunahme von Hornhaut müsste diese Wahrnehmung beim Gehen gedämpft
sein. Dementgegen steht allerdings die evolutionsbiologische Theorie, dass
der Mensch sich über Millionen von Jahren ideal an ein Leben mit Hornhaut
angepasst hat, sodass die Funktion der Sensoren nicht in relevantem Maße
beeinträchtigt sein sollte.

Zur Untersuchung der Hypothesen reiste das internationale Forscherteam um
den Chemnitzer Wissenschaftler Milani und seinen Kollegen Liebermann von
der Harvard University im Juni 2016 nach Kenia und testete mithilfe eines
Ultraschallgerätes die Dicke der Fußsohlenhaut von 40 barfuß laufenden
Personen.

Mit einem Vibrationsgerät konnte zudem die Empfindlichkeit der Fußsohlen
gemessen werden. Dazu wurden unterschiedlich große Vibrationen über ein
Messgerät abgefragt, um die Wahrnehmungsschwelle jedes Probanden zu
finden. Als Kontrollgruppe dienten Kenianerinnen und Kenianer, die
regelmäßig Schuhe tragen. Unterstützung erhielten die Forscherinnen und
Forscher vom Institut für Physiologie der Moi University (Kenia).

Verblüffende Erkenntnis

Das verblüffende Ergebnis dieser Untersuchungen: Trotz 30 Prozent dickerer
Hornhaut konnte kein Sensibilitätsunterschied zwischen den Gruppen
festgestellt werden. Das Forschungsteam schlussfolgerte, dass Hornhaut
damit ihre Schutzfunktion erfüllt, ohne die darunter liegenden Sensoren in
ihrer Funktion einzuschränken.

"Fest steht, dass unsere Füße evolutionsbiologisch nicht für Schuhe
vorgesehen sind", sagt Milani. Daraus zu folgern, grundsätzlich barfuß zu
laufen und auf Schuhe zu verzichten, wäre jedoch in Anbetracht der
asphaltierten Straßen ebenfalls falsch.


Originalpublikation:

Holowka, N.B., Wynands, B., Drechsel, T., Yegian, A., Tobolsky, V.P.,
Okutoyi, R., Ojiambo Mang'Eni, Haile, D.K., Sigei, T., Zippenfennig, C.,
Milani, T.L. & Lieberman, D.E. (2019).

Foot callus thickness does not trade off protection for dynamic skin
sensitivity during walking.

DOI: https://doi.org/10.1038/s41586-019-1345-6

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution85
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/436: App erkennt Vogelstimmen (idw)


Technische Universität Chemnitz - 28.06.2019

App erkennt Vogelstimmen

Forscher der TU Chemnitz entwickelten KI-gestützte App zur
Vogelstimmen-Erkennung



Die Analyse von Vogelstimmdaten wird für Ornithologinnen, Ornithologen
und Hobby-Vogelforscherinnen und -forscher bedeutend einfacher. Denn die an
der Technischen Universität Chemnitz entwickelte mobile App zur
Aufzeichnung und Erkennung verschiedenster Stimmen von Singvögeln ist
fertig und kann im Play Store von Google heruntergeladen werden.

Laut neuesten Zahlen nutzen aktuell bereits rund 180.000 Menschen die App,
die Stefan Kahl, wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Professur
Medieninformatik (Prof. Dr. Maximilian Eibl) der TU Chemnitz, und sein
Team entwickelt haben. Täglich zählen die Forscherinnen und Forscher aus
Chemnitz rund 3.000 neue Nutzerinnen und Nutzer. Dazu zählt das Team rund
30.000 Beobachtungen durchschnittlich pro Tag. Das bedeutet, dass
Nutzerinnen und Nutzer der App ihre Audio-Daten an den App-Server
übertragen, wo sie durch die an der Professur Medieninformatik entwickelte
Künstliche Intelligenz (KI) "BirdNET" analysiert und die entsprechende
Vogelart identifiziert wird.

Beteiligt an der App waren neben Stefan Kahl auch Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Hochschule Mittweida (Prof. Dr. Marc Ritter) und der
Cornell University in Ithaca/New York (Prof. Dr. Holger Klinck).

Der Europäische Sozialfond (ESF) förderte das Projekt über einen Zeitraum
von drei Jahren mit insgesamt 57.600 Euro. Darüber hinaus unterstützten
die Professur Medieninformatik der TU Chemnitz und die
Stiftungsjuniorprofessur Media Computing (Jun.-Prof. Dr. Danny Kowerko)
der TU Chemnitz sowie ansässiger regionaler Unternehmen das Projekt.

Bessere Daten dank Citizen Science - Kooperation mit Tierpark Chemnitz

Mehrere Gigabyte an Audio-Daten wurden in das System eingespeist: "Wir
verwenden die von unseren Nutzern eingespeisten Daten zur Verbesserung
unseres Systems. So einen großen Datensatz aufzubauen ist nur durch die
Hilfe der App-User möglich, denn nur so kommen wir an Aufnahmen von
unterschiedlichen Geräten, Orten und Geräuschkulissen", erklärt Stefan
Kahl den "Citizen Science"-Ansatz seiner App. Das bedeutet, dass
Nutzerinnen und Nutzer selbst aktiv am Forschungs- und Entwicklungsprozess
teilnehmen können.

Ein weiterer Baustein des Citizen Science-Ansatzes sei eine Kooperation
mit dem Tierpark Chemnitz. "Im Tierpark haben wir aktuell vier passive
Rekorder angebracht, die rund um die Uhr Audio-Daten aufzeichnen, die wir
später analysieren wollen. Dem Tierpark geht es dabei vor allem um die
Frage, welche Arten frei lebend im Tierpark heimisch sind, wo sich
bestimmte Arten konzentrieren und wie man diese Daten pädagogisch wertvoll
nutzen kann", erklärt Kahl.

Grenzübergreifender Erfolg

Die meisten Anfragen erreiche das Team aus Deutschland, dem Vereinigten
Königreich, Frankreich und den USA, wo sich offenbar die größte
Nutzerinnen- und Nutzerbasis befinde: "Wir freuen uns sehr, dass wir mit
der Veröffentlichung der finalen Version unserer App einen wichtigen
Beitrag für die Fachdisziplin der Ornithologie leisten können, damit
Forscher noch effektiver ihre Daten auswerten können. Vor allem der
grenzübergreifende Erfolg der App bereits vor der finalen Veröffentlichung
zeigt uns, wie groß das Interesse ist", sagt Kahl. Aufgrund der großen
Nachfrage fertigten Kahl und sein Team eigens eine Version der App in
französischer Sprache an.

Dank KI-Unterstützung Vogelstimmen auf der Spur

Der Hintergrund dieses Chemnitzer Forschungsprojektes ist denkbar einfach:
Um wildlebende Tierarten wie Vögel nachhaltig schützen zu können, ist eine
stetige Kontrolle und Überwachung unabdingbar. Wildtiere lassen sich aber
nur eingeschränkt in freier Wildbahn dauerhaft durch den Menschen
beobachten. In aller Regel werden daher Bild- und Tonrekorder eingesetzt,
die Langzeitdaten aufzeichnen. Diese Daten müssen aber zuerst erhoben und
ausgewertet werden, was bei wilden Tieren in der Regel mit hohem Aufwand
verbunden ist.

Um die nötigen Daten für ihre App zu erhalten, legte das Team um Stefan
Kahl das größte, vollständig annotierte Datenset von Geräuschkulissen
(Soundscapes) an - eine besondere Herausforderung für die Forscherinnen
und Forscher: "Neben den Vogelstimmen sind auch sehr viele anderen
Geräusche wie Autos, Wind, Regen, andere Tiere wie Frösche und Insekten
und natürlich auch Menschen enthalten", so Kahl. Um diese Daten zu
filtern, verwendet das Team Lernverfahren mit künstlichen neuronalen
Netzen. Diese Netze trainierte das Forschungsteam vorab mit rund 50.000
Aufnahmen und über 350 Stunden Testmaterial bekannter Vogelarten. Aktuell
enthält die Datenbank die Stimmen der rund 500 häufigsten Vogelarten in
Nordamerika und Europa. In diesen Regionen ist die App aktuell am
weitesten verbreitet. Weitere Regionen können hinzukommen.

Ansatz auch in der Pädagogik einsetzbar

Darüber hinaus entwickelten die Forscherinnen und Forscher eine mobile und
vollständig autonome Monitoring-Station zur Aufzeichnung von Vogelstimmen
auf der Basis eines "Raspberry Pi", einem einfach und flexibel zu
programmierenden Mini-Computer.

Die Anordnung steht aktuell in den USA und analysiert die Daten in
Echtzeit. Nach der Testphase soll diese Anordnung in Serienproduktion
gehen und beispielsweise an Schulen aufgestellt werden: "Wir wollen
Kindern und Lehrern die Möglichkeit geben, ihre Umwelt zu beobachten, sie
kennen zu lernen und zu schützen. Das wollen wir, neben dem
ornithologischen Wissen, dadurch erreichen, dass die Stationen
Vogelfutterstellen enthalten und so einen Anlass geben, sie zu besuchen
und zu pflegen", erklärt Kahl. Der Chemnitzer Forscher sei zuversichtlich,
dass die ersten Anlagen Ende dieses Jahres in Betrieb gehen können.

Und noch einen weiteren Erfolg kann Kahl verzeichnen: Waren er und sein
Team im letzten Jahr lediglich Teilnehmer an der "LifeCLEF Bird
recognition challenge", organisieren sie diese Veranstaltung nun. Für das
Forschungsprojekt und die App im wahrsten Sinne ein steiler Start.

Hintergrund: LifeCLEF Bird recognition challenge

Die "LifeCLEF Bird recognition challenge" ist die umfangreichste ihre Art
im Bereich der Vogelstimmenerkennung. Es ist eine internationale
Veranstaltung im Rahmen des "Conference and Labs of the Evaluation Forum,
formerly known as Cross-Language Evaluation Forum" (CLEF).

Hintergrund: Funktionen der Vogelstimmen-App


	Automatische Erkennung von Vogelstimmen anhand kurzer Audio-Ausschnitte.

	Die App visualisiert die Geräusche der Umwelt, man kann also schon sehen, wie Vogelstimmen aussehen, was es leichter macht, zu entscheiden, ob in der Aufnahme tatsächlich etwas zu hören ist.

	Die App entscheidet aufgrund der Audio-Daten, aber auch anhand von Ort und Datum, ob eine bestimmte Vogelart zu hören ist.

	Wurde eine Art erkannt, kann man sich Details dazu anzeigen lassen.

	Beobachtungen können gespeichert und mit Freundinnen und Freunden geteilt werden.

	Jede Beobachtung wird registriert und zu Forschungszwecken weitergenutzt.

	Bei der Gestaltung der App und der implementierten Features ist viel Feedback von Nutzerinnen und Nutzern eingeflossen.

	Die App soll helfen, Menschen ihre Umwelt besser kennenlernen zu lassen und im Idealfall das ökologische Bewusstsein zu stärken.
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FORSCHUNG/559: Gestresste Pflanzen blühen früher (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 28.06.2019

Gestresste Pflanzen blühen früher

Kieler Botanik-Forschungsteam beschreibt den Einfluss bestimmter Proteine
auf den pflanzlichen Blütezeitpunkt



Eine zentrale Aufgabe in der Botanik ist die Erforschung der pflanzlichen
Mechanismen, die an der Regulierung des Blütezeitpunkts beteiligt sind.
Sämtliche Pflanzen durchlaufen am Übergang von der Wachstums- zur
Fortpflanzungsphase eine Blüte. Dieser Zeitpunkt ist zum Beispiel für die
Anpassungsfähigkeit der Pflanzen an veränderte Umweltbedingungen relevant,
insbesondere im Zusammenhang mit dem Klimawandel. Auch für den Ackerbau
ist der Blütezeitpunkt von großer Bedeutung, da er Erntezeiten und Höhe
der Erträge mitbestimmt. Daher sind die zugrundeliegenden Prozesse auch
für die Züchtung von Nutzpflanzen von höchstem Interesse.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler weltweit arbeiten intensiv daran,
alle an der Steuerung des Blütezeitpunkts beteiligten Komponenten zu
ergründen. Ein Forschungsteam vom Botanischen Institut der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) hat nun einen bisher
unbekannten Baustein dieser Regulation charakterisiert: Am Beispiel der
Modellpflanze Arabidopsis thaliana haben die Forschenden aus der Abteilung
für Botanische Genetik und Molekularbiologie einen Zusammenhang zwischen
einem bestimmten Protein und dem Blütezeitpunkt identifiziert. Dieses
sogenannte Poco1-Protein kommt in einem pflanzlichen Zellorganell, den
Mitochondrien vor, deren Rolle in der Blütezeitregulation bisher wenig
untersucht wurde.

Die CAU-Forschenden zeigten, dass durch das Ausschalten des für das
Protein verantwortlichen Gens der Blütezeitpunkt signifikant früher
stattfindet. Die durch Poco1 beeinflusste Regulation steht zudem
möglicherweise im Zusammenhang mit ungünstigen Umweltbedingungen. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die auch im neugegründeten
Kieler Pflanzenforschungszentrum "Kiel Plant Center" (KPC) aktiv sind,
veröffentlichten ihre Ergebnisse in der aktuellen Ausgabe der renommierten
Fachzeitschrift The Plant Journal.

Eine Gleichung mit vielen Variablen

Wann eine Pflanze von der sogenannten vegetativen in die reproduktive
Phase übergeht und zu blühen beginnt, ist vor allem durch verschiedene,
miteinander verknüpfte genetische Pfade reguliert. Auch äußere Einflüsse
wie Tageslänge oder Temperaturen beeinflussen den Beginn der Blüte. Um die
Rolle des Poco1-Proteins in diesem Zusammenspiel zu untersuchen,
inaktivierten die Kieler Forschenden das dafür verantwortliche
Arabidopsis-Gen. Die so veränderten Pflanzen blühten unabhängig von den
Umweltbedingungen durchschnittlich fünf Tage früher als der Wildtyp.

Um zu bestätigen, dass dieser Effekt auf die Regulation der Blütezeit
tatsächlich auf das Protein zurückzuführen ist, unternahm das
Forschungsteam eine Reihe weiterer Tests. "Wir haben mit den veränderten
Versuchspflanzen einen sogenannten genetischen Komplementationstest
durchgeführt", erklärt Hossein Emami, Doktorand in der Abteilung für
Botanische Genetik und Molekularbiologie. "Daraufhin blühten die Pflanzen
wieder zum normalen Blütezeitpunkt und wir erhielten einen weiteren
Hinweis, dass die ursprüngliche Veränderung auf das Poco1-Protein
zurückzuführen ist", so Emami weiter.

Auch der Vergleich des Wurzelwachstums deutet in diese Richtung: Während
beim Arabidopsis-Wildtypus ein bestimmter Steuerungsmechanismus das
Längenwachstum der Wurzeln am Übergang zur reproduktiven Phase stoppt, ist
dieser Signalweg bei den poco1-Pflanzen gestört. Weil sie nicht in
ausreichendem Maß über die an dieser Regulation beteiligten Stoffe
verfügen, zeigen sie im Vergleich deutlich längere Wurzeln. "Auch an
dieser Veränderung gegenüber den Wildpflanzen ist offenbar das
Poco1-Protein beteiligt", betont Emami. "Dadurch, dass es die Signale
herunterreguliert, wird einerseits das Wurzelwachstum gefördert und die
Hemmung des Blütezeitpunkts abgeschwächt", so Emami weiter.

Ungünstige Umweltbedingungen beeinflussen den Blütezeitpunkt

Um diese Zusammenhänge weiter zu analysieren, untersuchte das 
KPC-Forschungsteam das Zusammenwirken von Mitochondrien und pflanzlichem
Zellkern bei der Kontrolle des Blütezeitpunkts. Dazu untersuchten sie
zunächst die wichtigsten physiologischen Funktionen der Mitochondrien und
stellten dabei fest, dass sie bei den Poco1-Pflanzen deutlich gestört
waren. Sie zeigten eine geringere Zellatmung, einen geringeren
Energiegehalt und ein höheres Vorkommen von zellschädlichen sogenannten
freien Radikalen im Vergleich mit dem Arabidopsis-Wildtypen. Mit diesen
physiologischen Abweichungen ist vermutlich ein Signal der Mitochondrien
an den pflanzlichen Zellkern verbunden, der den Mechanismus, der einem
früheren Blütezeitpunkt unter Stressbedingungen zu Grunde liegt,
beeinflusst.

"Ungünstige Umweltbedingungen wie beispielsweise Trockenheit können
bewirken, dass Pflanzen früher als normalerweise blühen, um trotzdem ihren
Fortpflanzungserfolg sicherzustellen", betont Professor Frank Kempken,
KPC-Mitglied und Leiter der Abteilung für Botanische Genetik und
Molekularbiologie. "Wir nehmen daher an, dass Mitochondrien-Proteine wie
Poco1 dazu entscheidende Signale liefern und so eine wichtigere Rolle bei
der pflanzlichen Anpassung an Umweltstress spielen, als bisher bekannt
war", so Kempken weiter. Auf dieser Grundlage gelingt es der
Pflanzenzüchtung in Zukunft möglicherweise, den Blütezeitpunkt wichtiger
Nutzpflanzen so zu regulieren, dass sie auch in drastisch veränderten
klimatischen Bedingungen weiterhin gedeihen können.


Originalarbeit:

Hossein Emami and Frank Kempken (2019):

PRECOCIOUS1 (POCO1), a Mitochondrial Pentatricopeptide Repeat (PPR) Protein
Affects Flowering Time in Arabidopsis thaliana.

The Plant Journal Published on 20 June 2019

DOI: 10.1111/tpj.14441

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-kiel.de/de/detailansicht/news/206-emami-plant-journal
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MELDUNG/249: Bioinformatik und die Zukunft von Genbanken (idw)


Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
28.06.2019

Bioinformatik und die Zukunft von Genbanken - Der Wandel von
Saatgut-Sammlungen zu bio-digitalen Ressourcenzentren



Wissenschaftler des IPK haben in einem Perspektivenessay die
bevorstehenden Herausforderungen und Möglichkeiten für die Zukunft von
Genbanken betrachtet. Sie betonen, dass die Entwicklung der Genbanken zu
bio-digitalen Ressourcenzentren, welche Saatgut sowie die molekularen
Daten der eingelagerten Proben sammeln, gleichermaßen von großem Vorteil
für Wissenschaftler, Pflanzenzüchter und die gesamte Gesellschaft wäre.

"Die Erhaltung der Pflanzenbiodiversität", so lautet die Mission von
Pflanzen-Genbanken. Weltweit gibt es ca. 1.750 solcher Sammlungen. Bislang
werden in ihnen vornehmlich Saatgutmuster, und oftmals zusätzliche
phänotypische oder genetische Information, von insgesamt ca. 7.4 Millionen
Pflanzenarten aufbewahrt. Es ist zu erwarten, dass die Anzahl der gut
charakterisierten Akzessionen und die Menge an detaillierten
Informationen, die neben dem biologischen Material aufbewahrt werden muss,
mit dem erleichterten Zugang zu besseren, schnelleren und billigeren
Sequenzierungs- und anderen "Omics"-Technologien, rasant und
kontinuierlich ansteigen wird. Eine Gruppe Wissenschaftler des
Leibniz-Instituts für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK) in
Gatersleben hat nun einen Blick in die mögliche Zukunft von Genbanken
geworfen und die bevorstehenden Herausforderungen und Chancen in einem
Perspektivenessay in Nature Genetics diskutiert.

Seit Anfang des 20. Jahrhunderts sind Landrassen unserer Kulturpflanzen in
vielen Regionen der Welt nach und nach durch modern gezüchtete
Pflanzensorten ersetzt wurden, sodass die Kulturpflanzendiversität der
Vergangenheit zu verschwinden droht. Um diesem Trend zu begegnen, wurden
die ersten Genbanken mit der Aufgabe gegründet, diese pflanzengenetischen
Ressourcen zu erhalten und den Verlust von genetischer Diversität und
Biodiversität vorzubeugen. Heutzutage fungieren Genbanken als Archive, um
pflanzengenetische Informationen und das entsprechende Pflanzenmaterial
als wertvolle Ressourcen frei zugänglich zu machen. So können
Wissenschaftler, Pflanzenzüchter und auch interessierte Laien aus aller
Welt die Daten, welche in den mehr als 1.750 Genbanken weltweit gelagert
werden, anfordern und für Forschung, Pflanzenzüchtung oder eigene Studien
nutzen.

Die Genbank des Leibniz-Instituts für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben hält zurzeit eine der weltweit
umfassendsten Sammlungen von Kulturpflanzen und deren wild-verwandter
Arten. So werden in Gatersleben 151.002 Akzessionen aus 2.933
Arten und 776 Gattungen aufbewahrt. Der Großteil der pflanzlichen Muster
wird als getrocknetes Saatgut bei -18 °C gelagert. Hingegen werden
Akzessionen, welche vegetativ vermehrt werden, dauerhaft im Feld (ex situ)
kultiviert oder in flüssigem Stickstoff bei -196 °C konserviert. Auf dem
Online-Portal der IPK Genbank können Interessierte die gelagerten
Pflanzenmuster und deren zugehörige "Passdaten" sichten und durchsuchen
sowie Pflanzenmaterial in einem nichtkommerziellen Umfang anfragen. In
einem neuen Perspektivenpapier betrachten Dr. Martin Mascher und Kollegen
am IPK nun die Herausforderungen für Genbanken, aber auch die Chancen für
deren Weiterentwicklung.

Zwei der drei wichtigsten Herausforderungen, welche die Wissenschaftler
identifizierten, entstehen aus Konsequenzen der Verwaltung zehntausender
Saatgutproben. So stehen Genbanken vor der Problematik, die Identität der
verschiedenen Akzessionen zu verfolgen sowie Duplikationen innerhalb und
zwischen verschiedenen Genbanken herauszufiltern und zu vermeiden. Des
Weiteren bringt die Praxis der ex situ Konservierung inhärente Nachteile
mit sich, die zu differenziellem Überleben und dadurch zu genetischer
Drift sowie Erosion während der Lagerung führen können, und somit die
Erhaltung der genetischen Integrität von Akzessionen bedroht. Ein
zunehmend durch die Anwendung von "Genomik" getriebener Arbeitsansatz in
Genbanken würde jedoch bei der Bewältigung dieser Herausforderungen
helfen, wie in dem von den Autoren geschilderten Beispiel der "Passdaten"
von Genbank-Mustern exemplarisch gezeigt. Diese "Passdaten" beinhalten
üblicherweise die Taxonomie und Herkunft der Akzessionen. Durch das
Hinzufügen von Einzelnukleotid-Polymorphismen (SNPs) als "Fingerabdruck"
der Akzessionen, könnten diese genotypischen Informationen als molekulare
Passdaten helfen, die traditionellen Passeinträge zu komplementieren oder
auch zu korrigieren. Zudem würde die zusätzliche Information zur
Identifizierung von Duplikaten beitragen und die Qualität und Integrität
der Sammlungen verbessern. Die Wissenschaftler beschreiben, dass es durch
die Wende in Richtung Bioinformatik und Big-Data-Analytik in den
Pflanzenwissenschaften nun die Möglichkeit gibt, traditionelle Genbanken,
welche sich auf den Erhalt von Saatgutsammlungen fokussieren, in 
bio-digitale Ressourcenzentren umzuwandeln und somit die Lagerung von 
Saatgut mit deren zugehöriger genomischer und molekularer Charakterisierung 
zu kombinieren.

Noch erlaubt das aktuelle Finanzierungsszenario von Genbanken keine
systematische Generierung von molekularen Passdaten für jede eingelagerte
Pflanzenprobe. Jedoch wurden die ersten Schritte in Richtung einer
Hochdurchsatz-Genotypisierung ganzer Sammlungen schon absolviert.
Tatsächlich charakterisierte ein vom IPK geführtes internationales
Forschungskonsortium in einer Fallstudie bereits eine globale Sammlung von
mehr als 22.000 Gerste-Mustern auf molekularer Ebene durch
Genotyping-by-Sequencing. Zudem entstand infolge dieser Studie das
Web-Auskunftsportal BRIDGE. Auf BRIDGE, welches für "Biodiversity
informatics to bridge the gap from genome information to educated
utilization of genetic diversity hosted in gene banks" steht, werden die
gewonnenen genomischen Informationen der verschiedenen Gerstensorten
gespeichert und zugleich mit ihren zugehörigen phänotypischen
Informationen verbunden, welche in der bundeszentralen Ex-situ-Genbank für
landwirtschaftliche und gartenbauliche Kulturpflanzen am IPK aufbewahrt
werden.

Während BRIDGE bereits den Weg für die Entwicklung der Gaterslebener
Genbank in eine "zentrale Anlaufstelle für eine erleichterte und
fachkundige Benutzung von Kulturpflanzen-Biodiversität" ebnet, arbeiten
internationale Kollaborationen, wie die Organisation "DivSeek", schon seit
Längerem an Strukturen, welche es Genbanken, Pflanzenzüchtern und
Forschern weltweit ermöglichen, genetische Pflanzendiversität effektiv
aufzubereiten und einzusetzen. So könnte, wie von den Autoren beschrieben,
ein weltweites Netzwerk aus bio-digitalen Ressourcenzentren, welche Daten
frei austauschen und somit Forschungsfortschritte in den
Pflanzenwissenschaften und in der Pflanzenzucht fördern, in nicht allzu
ferner Zukunft Realität werden.


Zusammenfassung:


	Genbanken (Saatgutbanken) dienen der Aufbewahrung genetischer Reproduktionseinheiten (Samen, Meristeme, vegetative Klone) von Pflanzen aus der ganzen Welt. Die gelagerten Ressourcen können so in der Zukunft für die Forschung an und die Verbesserung von Kulturpflanzen verwendet werden.

	Von den weltweit 1.750 Genbanken unterhält die bundeszentrale Ex-situ-Genbank für landwirtschaftliche und gartenbauliche Kulturpflanzen am Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben zurzeit die umfassendste Sammlung von Kulturpflanzen und deren wild-verwandten Arten. So werden in Gatersleben 151.002 Muster aus 2.933 Arten und 776 Gattungen aufbewahrt.

	Wissenschaftler des IPK haben in einem Perspektivenessay die bevorstehenden Herausforderungen und Möglichkeiten für die Zukunft von Genbanken betrachtet. Sie betonen, dass die Entwicklung der Genbanken zu bio-digitalen Ressourcenzentren, welche Saatgut sowie die molekularen Daten der eingelagerten Proben sammeln, gleichermaßen von großem Vorteil für Wissenschaftler, Pflanzenzüchter und die gesamte Gesellschaft wäre.

	Die Entwicklung von kosteneffizienten und schnelleren Sequenzierungstechnologien, Open Data und internationale Kollaborationen zeichnen ein positives Bild für die zukünftige weltweite Entwicklung von bio-digitalen Ressourcenzentren.

	Veröffentlicht in Nature Genetics.
 DOI: 10.1038/s41588-019-0443-6




Originalpublikation:

Martin Mascher et al (2019)

"Genebank genomics bridges the gap between the conservation of crop
diversity and plant breeding",

Nature Genetics, 

DOI: https://doi.org/10.1038/s41588-019-0443-6
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MELDUNG/371: Geographen untersuchen Wechselspiel von Gletscherschmelze und Sedimenttransport (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 28.06.2019

Geographen untersuchen Wechselspiel von Gletscherschmelze und
Sedimenttransport



Der massive Rückzug von Gletschern im alpinen Raum als Folge des
Klimawandels hat einen Nebeneffekt: Mit dem Gletscherschwund und
zunehmender Steinschlagaktivität sammeln sich vermehrt Schutt und
Geröllablagerungen an den Gletscherzungen. Diese Sedimente gelangen über
Gletscherbäche in tiefere Lagen, wo sie Murabgänge oder das Verlanden von
Stauseen verursachen können. Der Lehrstuhl für Physische Geographie der
Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt (KU) untersucht im Rahmen
des deutsch-österreichischen Projekts "Hidden Ice" in den kommenden drei
Jahren das Wechselspiel von Gletscherschmelze und Sedimenttransport.

Das Verbundprojekt ist Teil des Forschungsprogramms "Earth System
Sciences" der Österreichischen Akademie der Wissenschaften. Es wird mit
einer halben Million Euro gefördert, wobei rund 100.000 Euro auf die KU
entfallen. Unter Leitung des Institutes für Gebirgsforschung der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften sind an dem Projekt neben der
KU Forscher der Universität für Bodenkultur in Wien, der Universität
Innsbruck und der Environmental Earth Observation IT GmbH aus Innsbruck
beteiligt.

Klimabeobachtungen der vergangenen Jahrzehnte zeigen weltweit einen
starken Temperaturanstieg. Im alpinen Raum ist dieser Anstieg annähernd
doppelt so hoch als im globalen Mittel, was sich unter anderem in starken
Veränderungen an den Gletschern und im Permafrost bemerkbar macht. "Im
Allgemeinen sind Gebiete im Übergang von glazialen zu nicht-glazialen
Bedingungen sehr instabil und anfällig für Erosion und stellen damit
ausgehend von der Gletscherschmelze auch große Mengen an Sedimenten für
den Transport in hochalpinen Bächen und Flüssen zur Verfügung", erklärt
Privatdozent Dr. Florian Haas, der das Eichstätter Teilprojekt gemeinsam
mit Prof. Dr. Michael Becht und Privatdozent Dr. Tobias Heckmann leitet.

Der Projekttitel "Hidden.Ice" verweist auf die Besonderheiten von
Gletschern, deren Zungen schuttbedeckt sind und deshalb beispielsweise
nicht so schnell abschmelzen wie Eismassen, auf denen kein Geröll liegt.
Neben einer österreichweiten Kartierung von Gletschern, die aktuell oder
in der Vergangenheit durch ein überproportional hohes Sedimentaufkommen
gekennzeichnet waren, soll auch eine detaillierte zeitlich und räumlich
hoch aufgelöste Studie zur Ablagerung und Remobilisierung von Sedimenten
durch Transport in Gebirgsbächen am Jamtalferner/Silvretta Rückschlüsse
darauf geben, was mit den Sedimenten geschieht.

Dazu werden die Forscher unter anderem untersuchen, wieviel Geröll und
Schutt potentiell über Gletscherflüsse weitertransportiert werden könnte.
Außerdem analysieren sie die Korngröße der Sedimente auf der
Gletscheroberfläche und im Randbereich der Gletscher. Über Drohnen und
mittels Laserscanning aus dem Hubschrauber wird während der dreijährigen
Projektzeit dokumentiert, wie sich das Volumen des Sediments entwickelt.
Über die Rekonstruktion der Entwicklung des Gletscherbaches des
Jamtalferners aus historischen Karten, Schriften und Bildern sollen diese
aktuellen Daten zusätzlich abgesichert werden. Schwerpunkt der Arbeiten an
der KU werden die Drohnenaufnahmen und die 3D-Laserscanning-Aufnahmen mit
dem Helikopter sowie deren Auswertung und Analyse sein.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt, 28.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





MELDUNG/829: Ultraschneller Magnetismus - Elektron-Phonon-Wechselwirkungen an BESSY II analysiert (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 28.06.2019

Ultraschneller Magnetismus: Elektron-Phonon-Wechselwirkungen an BESSY II
analysiert



Wie schnell kann ein Magnet seine Ausrichtung ändern und was sind die
mikroskopischen Mechanismen? Diese Fragen sind für die Entwicklung von
Datenspeichern und Computerchips von größter Bedeutung. Jetzt ist es einem
HZB-Team am BESSY II erstmals gelungen, den wichtigsten mikroskopischen
Prozess des ultraschnellen Magnetismus experimentell zu beobachten. Die zu
diesem Zweck entwickelte Methodik kann auch zur Untersuchung von
Wechselwirkungen zwischen Spins und Gitterschwingungen in Graphen,
Supraleitern oder anderen (Quanten-)Materialien verwendet werden.

Wechselwirkungen zwischen Elektronen und Gitterschwingungen (Phononen)
gelten als die treibende Kraft hinter ultraschnellen Magnetisierungs- oder
Entmagnetisierungsprozessen (Spin-Flips). Bisher war es jedoch aufgrund
des Fehlens geeigneter Methoden nicht möglich, solche ultraschnellen
Prozesse im Detail zu beobachten.

Nun hat ein Team um Prof. Alexander Föhlisch eine neuartige Methode
entwickelt, um erstmals die Spin-Flip-Streurate, die durch
Elektron-Phonon-Wechselwirkungen getrieben wird, in zwei Modellsystemen
experimentell zu bestimmen: in ferromagnetischems Nickel und
nichtmagnetischem Kupfer.

Dazu wurde die Röntgen-Emissionsspektroskopie (XES) bei BESSY II
eingesetzt. Röntgenstrahlung regt dabei zunächst Elektronen in den Proben
(Ni oder Cu) an, so dass "Löcher" entstehen, die durch Valenzelektronen
gefüllt werden können. Wenn Valenzelektronen diese Plätze besetzen, geben
sie Licht ab; diese Emission kann dann analysiert werden. Die Proben
wurden bei verschiedenen Temperaturen gemessen, um die Auswirkungen der
zunehmenden Gitterschwingungen (Phononen) zu beobachten.

Mit steigender Temperatur zeigte ferromagnetisches Nickel einen starken
Rückgang der Emissionen. Diese Beobachtung passt gut zu der theoretischen
Simulation von Prozessen in der elektronischen Bandstruktur von Nickel
nach Anregungen: Durch die Erhöhung der Temperatur und damit der
Phononenpopulation steigt die Streurate zwischen Elektronen und Phononen.
Gestreute Elektronen stehen für den Zerfall nicht mehr zur Verfügung, was
zu einer Abnahme der Lichtemission führt. Wie erwartet, hatten beim
diamagnetischen Kupfer die Gitterschwingungen kaum Einfluss auf die
gemessenen Emissionen.

"Wir glauben, dass unser Artikel nicht nur für Spezialisten auf den
Gebieten Magnetismus, Festkörperphysik und Röntgenemissionsspektroskopie
von großem Interesse ist, sondern auch für eine breite Leserschaft, die
neugierig auf die neuesten Entwicklungen in diesem dynamischen
Forschungsgebiet ist", sagt Dr. Régis Decker, Erstautor und Postdoc im
Föhlisch-Team. Das Verfahren kann auch zur Analyse von ultraschnellen
Spin-Flip-Prozessen in neuartigen Quantenmaterialien wie Graphen,
Supraleitern oder topologischen Isolatoren eingesetzt werden.


Originalpublikation:

Scientific Reports, 2019:

"Measuring the atomic spin-flip scattering rate by x-ray emission
spectroscopy".

Régis Decker, Artur Born, Robby Büchner, Kari Ruotsalainen,
Christian Strahlman, Stefan Neppl, Robert Haverkamp, Annette Pietzsch,
and Alexander Föhlisch

DOI: 10.1038/s41598-019-45242-8
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AGRAR/401: Friedrich Ostendorff zum Tag der Tiertransporte am 1. Juli


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. Juni 2019

Zum Tag gegen Tiertransporte am 1. Juli erklärt Friedrich Ostendorff, Sprecher für Agrarpolitik:



"Dieser Tage steigen die Temperaturen in Deutschland bis auf 36 Grad
und mehr. Bei diesen Bedingungen Tiertransporte über lange Strecken
durchzuführen ist grausam. Auch bei niedrigeren Temperaturen kommt es
viel zu häufig vor, dass Ruhezeiten nicht eingehalten und die Tiere
nicht richtig versorgt werden. Doch bei der Suche nach der
Verantwortung schieben sich Bund, Länder und Europäische Union
gegenseitig den schwarzen Peter zu. Für die Tiere gibt es dadurch
leider keine Verbesserungen.

Kurzfristig fordern wir die Bundesregierung auf, Tiertransporte bei
Extremtemperaturen von über 30 Grad Celsius auszusetzen. Gemeinsam mit
den Ländern muss die Bundesregierung vereinbaren, dass während der
Sommermonate Transporte nur unter einer Dauer von vier Stunden in den
frühen Morgen-, Abend- und Nachtstunden durchgeführt werden.

Diese kurzfristigen Maßnahmen ändern jedoch nichts daran, dass die
bestehende Verordnung dringend überarbeitet werden muss.
Langstreckentransporte von Tieren in EU-Drittländer lehnen wir
gänzlich ab. Die Routen außerhalb der EU sind eine Blackbox, es gibt
keine verlässliche Dokumentation der Einhaltung der Tierschutzgesetze.
Es muss davon ausgegangen werden, dass die Tiere bei den Transporten
großes Leid erfahren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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ARBEIT/1176: Sozialer Arbeitsmarkt - noch keine Erfolgsgeschichte


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. Juli 2019

Sozialer Arbeitsmarkt - noch keine Erfolgsgeschichte



Zu den Arbeitsmarktzahlen für den Monat Juni erklärt Beate
Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive
Arbeitsmarktpolitik:

Die Bundesagentur für Arbeit kann noch immer positive Zahlen
vermelden, die bei genauerem Hinsehen aber viele Baustellen
offenbaren. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen hat sich seit Jahren auf
hohem Niveau verfestigt. Den Menschen müssen durch Qualifizierung,
Teilhabe und Wertschätzung dringend nachhaltige Perspektiven eröffnet
werden. Die Einführung eines Sozialen Arbeitsmarkts war daher richtig.
In der Umsetzung zeigt sich jedoch deutlicher Nachbesserungsbedarf.

Zwar steigen die Zahlen für den Sozialen Arbeitsmarkt kontinuierlich
an, gleichzeitig sind durch das Ende des Bundesprogramms "Soziale
Teilhabe am Arbeitsmarkt" jedoch Tausende von geförderten
Arbeitsplätzen weggefallen. Insgesamt wurde damit noch nicht einmal
die Zahl geförderter sozialversicherungspflichtiger
Beschäftigungsverhältnisse vom Vorjahr erreicht. Damit ist die
Einführung des Sozialen Arbeitsmarkts noch lange keine
Erfolgsgeschichte. Es ist fraglich, wie die Bundesregierung in diesem
Tempo das selbst gesteckte Ziel von 150.000 Arbeitsplätzen erreichen
will.

Die Bundesregierung muss auch dringend bei der Zuweisungspraxis
umsteuern. Es darf nicht sein, dass Menschen wieder unter Zwang und
unter dem Druck von Sanktionen stehen. Dies ist nicht akzeptabel und
widerspricht komplett der Idee eines inklusiven Arbeitsmarkts. Auch
das beschäftigungsbegleitende Coaching muss sich an den wirklichen
Bedürfnissen orientieren und darf kein Produkt von der Stange sein. Es
bleibt also viel zu tun, wenn der Soziale Arbeitsmarkt eine wirkliche
Chance für Erwerbslose werden soll.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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EUROPA/1804: Kein Deal mit Vietnam in dieser Form


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. Juni 2019

Kein Deal mit Vietnam in dieser Form



Zur heutigen Unterzeichnung des Freihandelsabkommens und des
Investitionsschutzabkommens zwischen der EU und der Sozialistischen
Republik Vietnam durch die EU-Kommission in Hanoi erklärt Katharina
Dröge, Sprecherin für Handelspolitik:

Die heutige Unterzeichnung des EU-Vietnam-Handelsabkommens ist ein
schlechtes Signal im Kampf gegen die Klimakrise und ein großes
Versäumnis mit Blick auf die Menschenrechtslage in Vietnam. Das
Abkommen setzt einseitig auf die Interessen großer Konzerne.
Regelungen zum Schutz von Klima, Umwelt, Arbeitsstandards oder gar
Menschenrechten bleiben hingehen größtenteils zahnlos.

Besonders problematisch ist die Unterzeichnung eines
Investitionsschutzabkommens mit Vietnam, in dem Schiedstribunale
verankert sind, die hochproblematische Klageprivilegien für Konzerne
schaffen. Es ist ein Fehler, dass die Bundesregierung diesem Abkommen
im Ministerrat ihre Zustimmung erteilt hat!

Und auch im Handelsabkommen hat die Bundesregierung die Interessen der
Wirtschaft über den Schutz von Mensch und Umwelt gestellt. Die
menschenrechtliche Situation in Vietnam ist ausgesprochen
besorgniserregend. Zivilgesellschaftliche Kräfte werden in Vietnam
unterdrückt. Allein im Jahr 2018 wurden 67 Verteidiger*innen der
Religions-, Meinungs-, Presse- oder Vereinigungsfreiheit unter dem
Vorwand der nationalen Sicherheit inhaftiert. Ein Jahr zuvor entführte
der vietnamesische Geheimdienst den ehemaligen vietnamesischen
Parteifunktionär und Geschäftsmann Trinh Xuan Thanh mitten in Berlin.

Und auch was Rechte für Arbeitnehmer*innen angeht, sieht es in Vietnam
nicht gut aus: Die Ratifizierung der ILO-Konventionen zur
Vereinigungsfreiheit, zu Tarifverhandlungen und zur Abschaffung der
Zwangsarbeit zögert die Regierung seit Jahren hinaus.

Die Bundesregierung lässt zurzeit keine Gelegenheit aus, um zu
betonen, dass der Klimaschutz jetzt endlich ernst genommen werden
soll. Trotzdem ist das Pariser Klimaabkommen im Vietnam-Abkommen
wieder nur schmückende Prosa statt Kern des Vertrages.

Der Abschluss dieses Abkommens zeigt einmal mehr, dass die
Beteuerungen der Bundesregierung, für Klimaschutz und Menschenrechte
einzutreten, höchstens halbherzig sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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EUROPA/1803: Mercosur-Abkommen - Fatale Entscheidung für Klimaschutz und Menschenrechte


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. Juni 2019

Mercosur-Abkommen: Fatale Entscheidung für Klimaschutz und Menschenrechte



Zur politischen Einigung über das EU-Mercosur-Assoziierungsabkommen,
erklärt Katharina Dröge, Sprecherin für Handelspolitik der Grünen
Bundestagsfraktion:

Die Einigung über das EU-Mercosur-Freihandelsabkommen ist eine fatale
Entscheidung für Klimaschutz und Menschenrechte! Dieses Abkommen
sollte so nicht zum Abschluss gebracht werden!

Die EU tauscht mit dem Abkommen besseren Marktzugang für Autos gegen
riesige Importe von Rindfleisch, Geflügel, Zucker und anderen
Agrargütern. Das bedeutet neue Weide- und Anbauflächen und wird wohl
weitere Rodungen im Amazonasgebiet zur Folge haben. Schon jetzt sind
ist die Abholzung des Regenwaldes unter Bolsonaro um mehr als 50
Prozent gestiegen. Mit gravierenden Folgen für den Klimaschutz, die
Artenvielfalt im Amazonas-Gebiet und die indigene Bevölkerung, die für
neue Weideflächen vertrieben wird.

Die Entscheidung ist auch ein Schlag ins Gesicht für die
Zivilgesellschaft in Brasilien, die sich gegen Repressalien des
rechtsextremen Präsidenten Bolsonaro wehrt. Denn den Liberalisierungen
für die europäische Industrie und die südamerikanischen Agrargiganten
stehen im Abkommen kaum Regeln für den Schutz von Umwelt, Klima und
Menschenrechten gegenüber - ein fatales Ungleichgewicht.

Es war insbesondere Bundeskanzlerin Angela Merkel, die mit einem Brief
an die EU-Kommission massiv auf einen schnellen Abschluss des Deals
gedrängt. Und es war die Regierung Angela Merkels, die sich in Brüssel
gegen effektive Klimaschutzklauseln und bessere
Durchsetzungsmechanismen für Menschenrechte ausgesprochen hat.

Es ist höchst unglaubwürdig, dass die Kanzlerin gerade erst
angekündigt hat, dass die Zeit für "Pille-Palle" beim Klimaschutz nun
vorbei sein müsse und nun diesen Deal unterstützt. Wenn Merkel zu
ihren Worten stehen will, muss sie den Abschluss des
Mercosur-Abkommens in dieser Form verhindern!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/1860: Steffi Lemke zur Wiederaufnahme des kommerziellen Walfangs durch Japan


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. Juni 2019

Zur Wiederaufnahme des kommerziellen Walfangs durch Japan, ab 1. Juli 2019 erklärt Steffi Lemke, Parlamentarische Geschäftsführerin und Sprecherin für Naturschutzpolitik:



"Die Wiederaufnahme des kommerziellen Walfangs durch Japan ist ein
herber Rückschlag für den internationalen Meeres- und Artenschutz.
Erfolge, die über Jahrzehnte für einzelne Populationen erkämpft worden
sind, drohen nun dauerhaften Schaden zu nehmen.

Die Hoffnung bleibt, dass durch den Ausstieg Japans bei der
Internationalen Walfangkommission wichtige Entscheidungen für die
Meeressäuger nicht mehr blockiert werden. Ein seit Jahren am
Widerstand Japans scheiterndes Walschutzgebiet im Südost-Atlantik
könnte nun endlich Wirklichkeit werden.

Die deutsche Bundesregierung muss sich nun umso mehr für einen
weltweiten Schutz bedrohter Tierarten einsetzen - das fängt im Übrigen
auch beim heimischen Schutz der Meerestiere in Nord- und Ostsee an.
Die einzige heimische Walart, der Schweinswal, ist weiterhin vom
Aussterben bedroht. Wir fordern endlich wirksame Meeresschutzgebiete
für Schweinswal und Co. in Nord- und Ostsee."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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EUROPA/973: Handelsabkommen EU-Mercosur ist ein Meilenstein


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 28. Juni 2019

Handelsabkommen EU-Mercosur ist ein Meilenstein

Beide Kontinente bekennen sich zu freiem, regelbasierten Handel



Nach 20 Jahren Verhandlungsdauer haben sich die Europäische Union und
die Staaten des südamerikanischen Mercosur - Argentinien, Brasilien,
Paraguay und Uruguay - auf ein Handelsabkommen verständigt. Hierzu
erklärt der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Jürgen Hardt:

"Dass die EU und der Mercosur den Abschluss der Verhandlungen über
das größte Freihandelsabkommen der Welt genau zu dem Zeitpunkt
verkünden, an dem die Staats- und Regierungschefs der G20-Staaten in
Osaka über schwierige Handelsfragen verhandeln, hat hohe Symbolkraft.

Der Durchbruch bei den Verhandlungen ist ein großer Erfolg für
EU-Kommissionspräsident Juncker und Handelskommissarin Malmström.
Hiermit handelt die EU-Kommission unmittelbar zum Wohle der
Bürgerinnen und Bürger in Europa und der Welt.

Die EU und die Staaten des Mercosur senden ein eindeutiges Signal:
Sie stehen für freien, regelbasierten Welthandel mit hohen Umwelt-
und Sozialstandards. Mit diesem Abkommen wird der Wohlstand auf
beiden Kontinenten gemehrt. Dadurch wird aber auch der Austausch
zwischen beiden Kontinenten intensiviert. Und beide Kontinente zeigen
unmissverständlich: Zusammenarbeit und Mut zum Kompromiss zahlen sich
aus.

Mit dem heutigen Durchbruch bei den Verhandlungen entsteht ein
Wirtschaftsraum mit fast 800 Millionen Menschen. Durch die
unterschiedliche Wirtschaftsstruktur auf beiden Kontinenten ist davon
auszugehen, dass sich die Wirtschaftsräume in hohem Maße ergänzen.

Der Erfolg beim EU-Mercosur-Abkommen ist auch deshalb erfreulich,
weil dieses Abkommen eine zentrale Forderung der
Lateinamerika-Karibik-Strategie 'Vision 2030 - Eine Partnerschaft für
die Zukunft' war, die die CDU/CSU-Fraktion erst kürzlich
verabschiedet hat. Bundeskanzlerin Merkel hat zum richtigen Zeitpunkt
die Verhandlungsteams zu einem raschen Durchbruch ermutigt.

Dieses Signal aus Brüssel sollte auch in Osaka gehört werden: Jetzt
ist die Zeit, bei den vielen Handelsauseinandersetzungen Fortschritte
zu erzielen und sich klar zu freiem und fairem Handel zu bekennen.
Abschottung und Rückzug ins Nationale sind der falsche Weg."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/1995: Familienstärkungsgesetz - damit sich Erwerbstätigkeit lohnt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 1. Juli 2019

Familienstärkungsgesetz - damit sich Erwerbstätigkeit lohnt.
Erhöhung von Kindergeld und Kinderzuschlag tritt in Kraft



Zu der Kindergeld- und Kinderzuschlagserhöhung, die am heutigen
Montag in Kraft tritt, können Sie den familienpolitischen Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marcus Weinberg, wie folgt zitieren:

"Mit der heute in Kraft tretenden Kindergelderhöhung um 10 Euro im
Monat auf mindestens 204 Euro sowie der Erhöhung des Kinderzuschlages
auf 185 Euro schlagen wir zwei Fliegen mit einer Klappe. Wir von CDU
und CSU unterstützen und entlasten insbesondere Eltern, die
erwerbstätig sind und setzen zwei zentrale und wichtige
familienpolitische Vorhaben des Koalitionsvertrages um. Mit dem
Familienstärkungsgesetz treten wir als Union Kinderarmut
zielorientiert entgegen. Mit passgenauen Maßnahmen - und nicht wie
von einigen Parteien gewünscht im Gießkannenprinzip - unterstützen
wir Familien mit geringem Einkommen noch besser und bauen damit auch
die Chancen der Kinder auf Bildung und Teilhabe aus. Beim
Kinderzuschlag erleichtern wir die bislang komplizierte
Antragstellung: künftig kann der Kinderzuschlag bei der Familienkasse
digital beantragt werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/1871: Arbeitslosenversicherung muss auf den Abschwung vorbereitet sein


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. Juli 2019

Arbeitslosenversicherung muss auf den Abschwung vorbereitet sein



"Die aktuellen Arbeitslosenzahlen wiegen in falscher Sicherheit. Erst
kürzlich hat das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der
Bundesagentur für Arbeit in seinem aktuellen Arbeitsmarktbarometer
eingeräumt: Aufgrund der schwächelnden Konjunktur ist künftig wieder
mit einer steigenden Arbeitslosenzahl zu rechnen. Statt sich auf der
guten Arbeitsmarktlage auszuruhen, muss die Bundesregierung daher
jetzt aktiv gegensteuern", kommentiert Sabine Zimmermann,
arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, die
aktuellen Arbeitsmarktzahlen der Bundesagentur für Arbeit. Zimmermann
weiter:

"Dazu gehören konjunkturstärkende Maßnahmen, allen voran eine aktive
Politik für höhere Löhne. Dazu braucht es so schnell wie möglich einen
Mindestlohn von 12 Euro pro Stunde sowie eine deutliche Stärkung der
Tarifbindung. Außerdem muss die Arbeitslosenversicherung für den
Abschwung fit gemacht werden: Leichterer Zugang zum Arbeitslosengeld,
längere Bezugszeiten, ein Recht auf Weiterbildung - das sind die
Bausteine, mit denen die Arbeitslosenversicherung auch in Zeiten des
Wirtschaftsabschwungs wieder verlässlich wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 1. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1870: Sommerferien bedeuten Arbeitslosigkeit für viele Lehrkräfte


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 30. Juni 2019

Sommerferien bedeuten Arbeitslosigkeit für viele Lehrkräfte



Anlässlich des Ferienbeginns in 5 Bundesländern sagt Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

"Es ist leider immer noch eine verbreitete Praxis, angestellte
Lehrerinnen und Lehrer am Anfang der Sommerferien zu entlassen und mit
Beginn des folgenden Schuljahres wieder einzustellen. Während die
Schülerinnen und Schüler sich auf die Sommerferien freuen, erwartet
diese Lehrkräfte die Arbeitslosigkeit. Damit sparen die Länder
Millionen, zu Lasten der Beitragszahlenden zur
Arbeitslosenversicherung und der Lehrkräfte selbst. Nach- und
Vorbereitungsarbeiten des Schuljahres werden damit zu unbezahlter
Mehrarbeit. Da geht die öffentliche Hand bei sachgrundloser Befristung
mit sehr schlechtem Beispiel voran. Diese 'fire-and-hire' Praxis
gehört schleunigst abgestellt. Es bedeutet regelmäßig existenzielle
Unsicherheit für die betroffenen Lehrkräfte und wirkt sich sicher
nicht positiv auf den Unterricht und die Attraktivität des Berufs aus.

Die einfachste Art, diesen Missbrauch von befristeten Arbeitsverträgen
zu Lasten von Lehrerinnen und Lehrern zu beenden ist, sachgrundlose
Befristungen generell zu verbieten. Das wäre gut für alle Menschen in
unsicheren Beschäftigungsverhältnissen."

Zum Hintergrund die Daten zur Lehrerarbeitslosigkeit 2018:

https://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/
Arbeitsmarktberichte/Berufe/generische-Publikationen/Lehrer.pdf

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 30. Juni 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220
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EUROPA/1724: Seenotrettung ist kein Verbrechen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 29. Juni 2019

Seenotrettung ist kein Verbrechen



Zur Festnahme der Sea-Watch 3 Kapitänin Carola Rackete erklärt der
Parteivorstand der LINKEN:

DIE LINKE erklärt sich solidarisch mit der Kapitänin der Sea-Watch 3,
Carola Rackete. Sie hat höchst verantwortungsvoll gehandelt, als sie
mit der Sea-Watch 3 in den Hafen der Insel Lampedusa eingefahren ist,
um Geflüchtete an Land zu bringen. Der Notstand - aufgrund
medizinischer Zuspitzung - an Bord war rechtzeitig ausgerufen worden,
italienische Behörden ignorierten dies trotz geltendem Seerecht. Die
Diffamierung und Kriminalisierung der Kapitänin Carola Rackete durch
den italienischen Innenminister Salvini weisen wir in aller
Entschiedenheit zurück.

Die EU und die EU-Staaten müssen statt die Abschottungspolitik weiter
voranzutreiben, endlich eine staatliche zivile Seenotrettung
etablieren. Wir LINKEN lehnen eine Kriminalisierung von
Flüchtlingshelfer*innen ab. Eine staatliche zivile Seenotrettung auf
dem Mittelmeer ist überfällig. Seenotrettung aus der Zivilgesellschaft
ist absolut notwendig und konkrete Lebensrettung, die die LINKE
ausdrücklich unterstützt. DIE LINKE fordert die Bundesregierung auf,
die Geretteten aufzunehmen und sich klar gegen die Kriminalisierung
der Kapitänin und der Schiffsbesatzung zu positionieren. Es darf keine
Rückführungen nach Libyen geben. Für uns ist Carola Rackete eine
Heldin und keine Kriminelle.

Wir rufen auf, sich den bundesweiten Demonstrationen von Seebrücke
e.V. am 06. Juli anzuschließen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 29. Juni 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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INNEN/5057: Die Erinnerung an Marwa El-Sherbini darf nicht verblassen - Bundesregierung muss endlich handeln


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. Juli 2019

Die Erinnerung an Marwa El-Sherbini darf nicht verblassen - Bundesregierung muss endlich handeln



"Der Mord an Marwa El-Sherbini war rassistisch motiviert. Die
Erinnerung an sie darf nicht verblassen", erklärt Christine Buchholz,
religionspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des
Gedenkens an Marwa El-Sherbini, die vor zehn Jahren vor den Augen
ihres Ehemanns und ihres dreijährigen Sohnes im Landgericht Dresden
erstochen worden ist. Buchholz weiter:

"Wir gedenken heute Marwa El Sherbini. Unsere Gedanken sind bei ihrer
Familie und ihren Freunden. Ihr Tod ist uns Mahnung, antimuslimischen
Rassismus und Ausgrenzung in jeder Form zurückzuweisen.

Die Bluttat wurde von einem Neonazi und NPD-Anhänger verübt. Die
muslimische Apothekerin und Sportlerin Marwa El-Sherbini hatte ihn
zuvor angezeigt, nachdem er sie wegen ihres Kopftuchs als
'Islamistin', 'Terroristin' und 'Schlampe' beschimpft hatte.

Die grausame Tat war Ausdruck des zunehmend islamfeindlichen Klimas,
das damals von Politikern wie Thilo Sarrazin und dem rechten Flügel
der CDU/CSU geschürt worden ist. NPD und andere Naziparteien haben
diese islamfeindlichen Ideen aufgegriffen und ihre Anhänger zu
Gewalttaten aufgestachelt.

Heute ist der Hass gegen Muslime zum Markenkern von AfD und Pegida
geworden. Wer den Rechtsextremismus stoppen will, darf diesen Hass
nicht ignorieren. Die Bundesregierung muss endlich Schritte einleiten,
um dem antimuslimischen Rassismus wie jeder anderen Form des Rassismus
entgegenzutreten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 1. Juli 2019
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INNEN/5056: Gedenken an rassistischen Mord an Marwa El Sherbini


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 29. Juni 2019

Gedenken an rassistischen Mord an Marwa El Sherbini



Vor zehn Jahren wurde die muslimische Apothekerin und Sportlerin Marwa
El-Sherbini von einem Neonazi und NPD-Anhänger im Dresdner Landgericht
erstochen. Christine Buchholz, Mitglied im geschäftsführenden
Parteivorstand und religionspolitische Sprecherin der Linksfraktion im
Deutschen Bundestag erklärt:

Wir gedenken Marwa El Sherbini. Unsere Gedanken sind bei ihrer Familie
und ihren Freunden. Wir weisen antimuslimischen Rassismus und
Ausgrenzung in jeder Form zurück. Ihr Tod steht im Zusammenhang mit
dem zunehmenden Hass gegen Muslime in den letzten zwei Jahrzehnten.

In den 2000er Jahren hetzte die NPD bereits gegen den Islam und gegen
Muslime, um so am bürgerlichen Mainstream anknüpfen zu können. Denn
Politiker aus dem rechten Flügel der CDU hetzten damals gegen eine
vermeintliche "Islamisierung Deutschlands". Die CDU brach eine
Leitkulturdebatte vom Zaun, Thilo Sarrazin (SPD) veröffentlichte sein
Buch, in dem er Rassismus gegen Muslime schürt.

Der Rassismus gegen den Islam ist zum Kernbestandteil der extremen
Rechten, der AfD und der rassistischen Pegida-Bewegung geworden, die
ihren Ausgangspunkt ebenfalls in Dresden hat. Sie können damit an in
der Bevölkerung weit verbreiteten Ressentiments gegen Muslime
anknüpfen, wie sie die Autoritarismus-Studie der Universität Leipzig
gezeigt hat.

Wer den Aufstieg der extremen Rechten stoppen will, muss sich klar und
deutlich gegen antimuslimischen Rassismus stellen.

Marwa El-Sherbini wurde ermordet, weil sie sich gegen einen Rassisten
gewehrt hat. Sie zeigte den Mann an, der sie wegen ihres Kopftuchs als
"Islamistin", "Terroristin" und "Schlampe" beschimpft hatte. Als sie
als Zeugin bei Gericht gegen ihn aussagen sollte, erstach er sie. Ihr
Mann überlebte schwer verletzt. Ihr Mann und ihr dreijähriger Sohn
mussten zu sehen, wie sie im Gerichtssaal verblutete.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 29. Juni 2019
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BUNDESTAG/8598: Heute im Bundestag Nr. 741 - 01.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 741

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 1. Juli 2019, Redaktionsschluss: 14.43 Uhr

1. Militärkooperation mit Saudi-Arabien

2. Digitalisierte Visaverfahren

3. Eingeschränkter Sandabbau in Indien

4. Familiennachzug aus Eritrea

5. Korrektur bei Angaben zu Pflegeschülern



1. Militärkooperation mit Saudi-Arabien

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke fordert die Bundesregierung
auf, die militärische Zusammenarbeit mit Saudi-Arabien umgehend zu
beenden. Das Land sei nicht nur eine der führenden Parteien im
Jemen-Krieg, die Menschenrechtslage im Königreich stelle sich weiter
als überaus prekär dar, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag
(19/11236). "Die Ausbildung saudischer Offiziere, bei denen man davon
ausgehen muss, dass sie ihr Wissen ebenfalls für die Unterdrückung der
Menschenrechte und für den Krieg im Jemen einsetzen werden, muss
sofort eingestellt werden." Die Bundesregierung wird aufgefordert, das
2017 geschlossene Abkommen mit dem Königreich Saudi-Arabien zur
Ausbildung saudischer Offiziere in Deutschland umgehend und mit
sofortiger Wirkung aufzukündigen.

 * 

2. Digitalisierte Visaverfahren

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bearbeitung von Visaanträgen in Deutschland ist
bereits zu einem großen Teil digitalisiert. Wie die Bundesregierung in
der Antwort (19/10949) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/10017) schreibt, können Anträge auf Erteilung eines
Schengen-Visums online ausgefüllt werden (sogenanntes VIDEX Formular).
"Die Antragsdaten können ab Vorlage des unterschriebenen Antrags
mithilfe eines Barcodes auf dem ausgedruckten Antragsformular digital
in das deutsche System zur Bearbeitung von Visumanträgen (RK-Visa)
eingelesen werden." Dies gelte auch für die Fingerabdrücke und das
Lichtbild des Antragstellers. Diese Daten würden sodann im vom
Bundesverwaltungsamt verantworteten automatisierten Visumverfahren
digital weiterverarbeitet.

Eine volle Digitalisierung des Verfahrens würde nach Angaben der
Bundesregierung erhebliche finanzielle und personelle Ressourcen
erfordern. "Eine der größten Herausforderungen bei der Digitalisierung
von Visa-Verfahren ist die angemessene Berücksichtigung von
Sicherheitsinteressen, etwa bei der sicheren Verwendung elektronischer
Signaturen, der Abnahme von Fingerabdrücken oder bei der Prüfung der
Identität einer Person im Zusammenhang mit der Echtheit von
vorzulegenden Ausweisdokumenten und weiterer erforderlicher
Unterlagen."

Die Bundesregierung führe derzeit in einer ressortübergreifenden
Abstimmung eine Optimierung des Visumverfahrens durch.
"Machbarkeitsstudien zu priorisierten Themen wurden initiiert,
insbesondere zur Digitalisierung der Dokumentenübertragung an die im
Visumverfahren zu beteiligenden Behörden."

 * 

3. Eingeschränkter Sandabbau in Indien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im indischen Bundesstaat Tamil Nadu gilt seit 2013,
dass der Abbau und Export von Strandsand für private Firmen verboten
ist, sofern die Quelle der Strandmineralien nicht nachgewiesen werden
kann. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/10972) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/10311). Von diesem
Verbot sei auch das deutsche Unternehmen Ampeco betroffen. "Zwischen
der Firma Ampeco und Vertretern des deutschen Generalkonsulats in
Chennai sowie der deutschen Botschaft in Neu Delhi gab es jeweils ein
Treffen in den Jahren 2016 und 2017, bei denen Ampeco über ihre
unternehmerische Situation unterrichtete."

 * 

4. Familiennachzug aus Eritrea

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Familiennachzug zu Flüchtlingen aus Eritrea
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/11036). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie viele
Visaanträge 2018 und im bisherigen Jahr 2019 von eritreischen
Staatsbürgern an den deutschen Botschaften im Sudan, in Äthiopien und
Kenia gestellt und wie sie beschieden worden sind. Außerdem
interessiert die Abgeordneten, in welchem Umfang 2017, 2018 und im
bisherigen Jahr 2019 nach einer Klageerhebung Visa zum Familiennachzug
zu eritreischen Flüchtlingen erteilt worden ist.

 * 

5. Korrektur bei Angaben zu Pflegeschülern

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat ihre Angaben zu einem
Pflegeschüler-Ausbildungsprojekt in Hamburg korrigiert. "In der
Drucksache 20/8979 der Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg
wird der durch das Auswärtige Amt bewilligte Zuwendungsbetrag mit
einer Höhe von 952.132 Euro korrekt angegeben", heißt es in der
Antwort (19/11011) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/10600). "Davon abweichend war das Projektvolumen in Anlage 1 der
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der
AfD auf Bundestagsdrucksache 19/10081 fälschlicherweise mit 958.557
Euro angegeben."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8597: Heute im Bundestag Nr. 740 - 01.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 740

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 1. Juli 2019, Redaktionsschluss: 13.38 Uhr

1. MINT-Kompetenz stärken

2. FDP will Raumfahrt stärken

3. Linke will soziale Innovationen stärken

4. AfD will berufliche Bildung stärken



1. MINT-Kompetenz stärken

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die FDP-Fraktion hat erhebliche Zweifel, ob der
MINT-Aktionsplan der Bundesregierung in seiner konkreten Ausgestaltung
als strategisches Grund-und Gesamtkonzept dem Anspruch der wachsenden
und mannigfaltigen Aufgaben der Zukunft genügt. Das schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag (19/11155). Als MINT-Fächer werden
Unterrichtsfächern beziehungsweise Berufe aus den Bereichen
Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik bezeichnet.

Tausende von MINT-Initiativen außerschulischer Art leisteten
ehrenamtlich beziehungsweise stiftungsbasiert wichtige Beiträge,
schreiben die Abgeordneten. Diese außerschulischen MINT-Initiativen
müssten in einem hohen Maße die Defizite der schulischen MINT-Bildung
kompensieren. Sie seien in den Kommunen und Regionen oft das Rückgrat
der MINT-Bildung und stellten den Erwerb von MINT-Kompetenzen entlang
der gesamten Bildungskette sicher. Häufig werde die Verzahnung
schulischer und außerschulischer MINT-Bildung nicht ausreichend
hergestellt.

Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung auf, in Zusammenarbeit
mit den zivilgesellschaftlichen Akteuren ein schlüssiges Gesamtkonzept
für alle MINT-Regionen vorzulegen, in dem sowohl die etwa 120
vorhandenen als auch die vom BMBF zukünftig geplanten Regionen
vernetzt sind. Zudem soll eine Plattform entwickelt werden, die im
Kern nicht als nationale Datenbank aller MINT-Initiativen wirkt,
sondern - insbesondere in Regionen - die Vernetzung der vielen
Initiativen ermöglicht, "Best Practice" zur Verfügung stellt und
zugleich eine "Bottom-up"-Struktur der Nutzer integriert und damit
durch die Ausweitung der MINT-Regionen sukzessive nationale Reichweite
gewinnt. Ferner soll in einem systematischen Diskurs mit den
beteiligten Akteuren aus Politik, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und
Wirtschaft Qualitätskriterien sowie Qualitätssicherungsverfahren
entwickelt werden, zu denen sich die MINT-Initiativen verpflichten
können, um sowohl eine wirklich nachhaltige und vor allem effektive
Entwicklung der MINT-Initiativen in Deutschland sicherzustellen. Zudem
soll die außerschulische und schulische Bildung verzahnt werden.

 * 

2. FDP will Raumfahrt stärken

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Der Bundesregierung fehlt es aus Sicht der
FDP-Fraktion in vielen Bereichen der Schlüssel- und
Zukunftstechnologien und ihren Anwendungen an Visionen. Auch in der
Raumfahrt und der Erforschung des Weltalls sind die Bestrebungen
zögerlich bis nicht vorhanden, schreiben die Abgeordneten in einem
Antrag (19/11232). Dabei sei der Bereich Raumfahrt nicht nur ein
wesentlicher wirtschaftlicher Faktor für Kleine und Mittlere
Unternehmen (KMU) oder für die Wertschöpfungskette deutscher
Raumfahrtunternehmen, sondern Raumfahrt erzeuge Innovationen und neue
Ideen, die Forscherinnen und Forscher in Deutschland umsetzen wollen
und die viele Branchen nutzen können.

Die FDP-Fraktion fordert vor diesem Hintergrund, das deutsche
Raumfahrt-Engagement deutlich zu steigern. Der deutsche Mittelstand
habe eine überragende Position in Europa. Das müsse auch in der
Raumfahrt gelingen. Derzeit liege Deutschland hinter anderen
EU-Partnern zurück und müsse den Führungsanspruch seiner
mittelständischen Unternehmen in wichtigen Zukunftstechnologien
fördern. Der Weltraum rücke in den Fokus vieler Nationen und
Organisationen.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung unter anderem auf, sich
für die technische Entwicklung einer europäischen bemannten Raumfahrt
einzusetzen. Damit Europa in der Raumfahrt weltweit nicht abgehängt
wird, müssen Bedingungen geschaffen werden, um mit den anderen
Raumfahrtnationen wie den USA und Russland auf Augenhöhe verhandeln zu
können. Europa dürfe sich nicht in politische und technologische
Abhängigkeiten begeben. Auch treten die Liberalen dafür ein, bei der
Vergabe von staatlichen oder europäischen Raumfahrt-Aufträgen den
volkswirtschaftlichen Nutzen Deutschlands noch stärker zu
berücksichtigen. So würden mitunter sicherheitsrelevante Aufträge, wie
zum Beispiel von der Bundeswehr, an außereuropäische Akteure vergeben.
Nicht miteinkalkuliert würden die Entwicklungskosten von europäischer
Raumfahrttechnologie, die zum größten Teil aus Steuergeldern
finanziert würden, sowie die Wirkungen auf Wertschöpfung in
Deutschland und Europa. Die EU sei weltweit der einzige
raumfahrtfähige Akteur, der institutionelle Aufträge nicht
ausschließlich an die eigene Industrie vergebe. Wenn die
deutsch-europäische Raumfahrt wettbewerbsfähig bleiben will, müsse die
heimische Industrie genauso unterstützt werden, wie es in den anderen
Raumfahrtnationen die Regel sei.

 * 

3. Linke will soziale Innovationen stärken

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Fraktion Die Linke will soziale Innovationen und
mit ihnen soziale Werte wie Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit und soziale
Gleichheit fördern. Soziale Innovationen seien neue Ideen, kreative
Entwicklungen und Adaptionen, die das Gemeinwohl im Blick haben,
schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/11234). Als
erfolgreiche Beispiele nennt die Fraktion Umsonstläden,
Straßenzeitungen, Mehrgenerationenhäuser oder Projekte wie der
"laufende Schulbus" oder die öffentlichen Bücherschränke.

Im Gegensatz zu einer technischen oder technologischen Innovation gehe
es bei sozialen Innovationen nicht in erster Linie darum, neue
Produkte zu entwickeln und gewinnbringend zu vermarkten. Die
Demokratisierung und das emanzipatorische Handeln im Sinne der
Wiederaneignung, Selbstermächtigung und Verantwortungsübernahme seien
ein Erfolg sozialer Innovationspolitik. So seien neue Projekte der
politischen Beteiligung der Zivilgesellschaft, von
Nichtregierungsorganisationen und Gewerkschaften entstanden.

Die Linke fordert, gemeinwohlorientierte Dienstleistungsforschung
sowohl in der institutionellen als auch der Projektförderung zu
integrieren und auszuweiten und Forschungsprogramme und
Projektförderung verstärkt für soziale Innovationen zu öffnen und
explizite Projektförderung für soziale Innovationen einzuführen.
Soziale Innovationen sollen als sinnvolle eigenständige Lösungen
gesellschaftlicher Probleme definiert werden und entsprechend
gefördert werden. Eine offene Innovationskultur soll insbesondere in
der Verwaltung finanziell, personell und technologisch mittels Einsatz
von Open-Source-Software auf allen Ebenen gefördert werden. Die
Bundesregierung soll sich auf europäischer Ebene dafür einsetzen,
soziale Innovationen und gemeinnützige Dienstleistungsforschung zu
fördern. Exemplarisch soll ein europäisches Förderprogramm für
Innovationen im öffentlichen Sektor entwickelt und aufgesetzt werden.

 * 

4. AfD will berufliche Bildung stärken

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Mit dem "Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung
und Stärkung der beruflichen Bildung" (19/10815) unternimmt die
Bundesregierung einen Vorstoß, den Stellenwert der beruflichen Bildung
gegenüber einer Hochschulausbildung zu stärken, bestehende verfestigte
Positionen aufzubrechen und das duale System der beruflichen Bildung
fit für die Zukunft zu machen, schreibt die AfD-Fraktion in einem
Antrag (19/11154). Grundsätzlich loben die Abgeordneten den Versuch
der Bundesregierung, auf der Grundlage des bestehenden
Berufsbildungsgesetzes notwendige Anpassungen an die sich immer
dynamischer verändernden Qualifikationsanforderungen in Wirtschaft und
Verwaltung vorzunehmen. Der Beruf bilde einen wesentlichen Teil der
persönlichen und sozialen Identität. Seine eindeutige und klare
Definition gebe den Menschen berufliche Sicherheit, Flexibilität und
Mobilität.

Falsch sei dagegen die Absicht, die Bezeichnungen von beruflichen
Bildungsabschlüssen an akademische Abschlüsse anzugleichen. Es sei
dringend geboten, die Attraktivität der dualen Berufsausbildung
gegenüber anderen Ausbildungsgängen im Schul- und Hochschulbereich,
vor allem für Leistungsstärkere, weiter zu erhöhen. Das setze mehr
denn je die praktische Umsetzung der Gleichwertigkeit von allgemeiner
und beruflicher Ausbildung voraus. Mit einer Initiative "Meister statt
Master", die das Bedürfnis junger Menschen nach einer attraktiven,
hochwertigen und gesellschaftlich angesehenen Berufsausbildung ernst
nimmt, könne eine Ausbildung im dualen System aufgewertet werden. Das
duale System müsse künftig wieder auf die Bildungsleistungen
vorangegangener Bildungsabschnitte aufbauen können.

Im Jahr 2018 hätten 494.539 Personen ihre duale Berufsausbildung in
einem der rund 330 nach Berufsbildungsgesetz (BBiG) und
Handwerksordnung (HwO) anerkannten Ausbildungsberufe begonnen.
Demgegenüber stünden 513.988 Personen, die ihre Ausbildung an einer
Fachhochschule oder Hochschule begonnen hätten. Diese Entwicklung
zeige deutlich, dass die Attraktivität der beruflichen Ausbildung
gegenüber der Hochschulausbildung nachgelassen habe, schreiben die
Abgeordneten.

Ein anderes Problem sei der Anstieg der Anzahl der Schulabgänger ohne
Schulabschluss, was vor dem Hintergrund der demographischen
Entwicklung in Deutschland und eines drohenden Fachkräftemangels so
nicht hinnehmbar sei.

Die jüngere Vergangenheit habe zudem gezeigt, dass die Maßnahmen der
Berufsausbildungsvorbereitung (BAV), nicht immer einen systematischen
Anschluss an eine Berufsausbildung gewährleisten würden. In einem
Übergangssystem ersatzweise verstärkt geförderte außerbetriebliche
Ausbildungsgänge führten nur zu einem Teil in den ersten Arbeitsmarkt.

Insgesamt waren im Jahr 2017 rund 2,12 Millionen junge Erwachsene im
Alter zwischen 20 und 34 Jahren ohne Berufsausbildung, unterstreicht
die AfD. Auch leistungsschwächeren jungen Menschen müssten reale
Chancen eingeräumt werden. Viele von ihnen würden sich gar nicht erst
um eine Lehrstelle bemühen, andere fänden trotz intensiver Suche
keine, weil es für ihre Fähigkeiten keine adäquaten
Ausbildungsmöglichkeiten gebe, manche würden die Ausbildung abbrechen
oder in der Abschlussprüfung scheitern. Diesen jungen Menschen bleibe
meist nur die Möglichkeit, als an- oder ungelernte Kräfte Tätigkeiten
aufzunehmen, die mit einem weit überdurchschnittlichen Risiko behaftet
sind, arbeitslos zu werden.

Eine Möglichkeit zur Modernisierung der dualen Berufsausbildung und
zum Ausgleich bestehender Schwächen sei die Einführung ein System klar
abgrenzbarer Ausbildungsabschnitte für die berufliche Ausbildung.
Staatliches Handeln müsse die Rahmenbedingungen für eine
Durchlässigkeit zwischen und innerhalb der verschiedenen
Bildungsbereiche schaffen. Diese müssten sich auf eine Transparenz der
Bildungswege, Übergänge zwischen Berufsvorbereitung und
Berufsausbildung, auf die Verzahnung von Aus- und Weiterbildung und
den Zugang von beruflich Qualifizierten zur Hochschule ausrichten.

 * 
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BUNDESTAG/8596: Heute im Bundestag Nr. 739 - 01.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 739

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 1. Juli 2019, Redaktionsschluss: 12.48 Uhr

1. Kosten bei Baumaßnahmen des Bundes

2. Stand beim Bürokratieabbaugesetz

3. Zeitplan für Tourismus-Strategie

4. BFH-Urteile zur Abgeltungsteuer

5. Elektronische Wertpapiere



1. Kosten bei Baumaßnahmen des Bundes

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Bei 41 Prozent der großen Bundes-Baumaßnahmen
überschreiten die aktuellen Kostenprognosen die ursprünglichen zum
Teil signifikant. Die Gesamtkostenprognosen lägen um bis zu 84 Prozent
über den Anfangsschätzungen, erklärt die Bundesregierung in der
Antwort (19/10999) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/10382) der FDP-Fraktion. Sofern die eventuellen Mehrkosten nicht
ausgeglichen oder vermieden werden konnten, seien Nachtragsverfahren
zu einem Anheben der Kostenobergrenze durchgeführt worden oder sie
seien noch einzuleiten, heißt es weiter. Die Bundesregierung listet
die betroffenen 14 Projekte auf, darunter sind etwa das Berliner
Pergamon-Museum sowie ein Erweiterungsbau des Bundesinnenministeriums.

Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) verantworte derzeit
34 laufende Baumaßnahmen mit Baukosten von jeweils über zehn Millionen
Euro. Bei 15 dieser Maßnahmen (44 Prozent) seien wesentliche
Terminrisiken entdeckt worden, die zu einer Verschiebung der
Baufertigstellung um mehr als sechs Monate führen könnten.

 * 

2. Stand beim Bürokratieabbaugesetz

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung kann noch keine Angaben zum
Zeitplan für das geplante Bürokratieentlastungsgesetz III machen. Man
befinde sich in Gesprächen mit den Ressorts über die jeweiligen
Beiträge, heißt es in der Antwort (19/11048) auf eine Kleine Anfrage
(19/10649) der FDP-Fraktion. Einzelheiten der Verhandlungen würden
nicht kommentiert.

 * 

3. Zeitplan für Tourismus-Strategie

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat ihr Ziel bekräftigt, in
dieser Legislaturperiode eine nationale Tourismusstrategie vorzulegen.
Es sei geplant, in dieser Zeit einen Aktionsplan zu erarbeiten, mit
der Umsetzung der Maßnahmen zu beginnen und diese so weit wie möglich
umzusetzen, erklärt die Bundesregierung in der Antwort (19/10989) auf
eine Kleine Anfrage (19/10651) der FDP-Fraktion. Konkretere Aussagen
seien derzeit nicht möglich.

 * 

4. BFH-Urteile zur Abgeltungsteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um Urteile des Bundesfinanzhofes (BFH) zur
Abgeltungsteuer geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/10976). Dabei thematisieren die Abgeordneten besonders die
steuerliche Anerkennung von Verlusten. Die Bundesregierung soll auch
begründen, warum in einem Gesetzentwurf vorgesehen ist, dass Verluste
als Lehre aus der Finanzkrise nicht anzuerkennen seien, Gewinne mit
demselben Anlageinstrument aber steuerpflichtig sind.

 * 

5. Elektronische Wertpapiere

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nachdem die Bundesregierung in einem Eckpunktepapier
für die regulatorische Behandlung von elektronischen Wertpapieren und
Kryptotoken vorschlägt, dass die derzeit zwingende urkundliche
Verkörperung von Wertpapieren nicht mehr uneingeschränkt gelten soll,
hat die FDP-Fraktion das elektronische Wertpapier zum Thema einer
Kleinen Anfrage (19/10961) gemacht. Die Bundesregierung soll angeben,
wie viele Aktien und Anleihen in den vergangenen zehn Jahren emittiert
wurden und die Kosten der Wertpapieremissionen beziffern. Außerdem
wird nach den Vorteilen eines elektronischen Wertpapiers gefragt.

 * 
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BUNDESTAG/8595: Heute im Bundestag Nr. 738 - 01.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 738

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 1. Juli 2019, Redaktionsschluss: 11.58 Uhr

1. Mehr Einsatz für Gesundheit und Bildung

2. Linke will Weltfriedenstag als Feiertag

3. Subsidiaritätsklage wegen Upload-Filtern

4. Masterplan gegen Geldwäsche gefordert

5. Probleme mit Video-Ident-Verfahren

6. FDP erkundigt sich nach Kryptoassets



1. Mehr Einsatz für Gesundheit und Bildung

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Die Linke möchte Mädchen und
Frauenrechte weltweit stärken und legt das Augenmerk dabei besonders
auf den Ausbau der Bildungs- und Gesundheitsversorgung. Unter anderem
fordern die Abgeordneten die Bundesregierung in einem Antrag
(19/11103) auf, sich weltweit für einen universellen Zugang zu einer
effektiven, qualitativ hochwertigen und bedürfnisorientierten
Gesundheitsversorgung inklusive der sexuellen und reproduktiven
Gesundheit und Rechte (SRGR) einzusetzen. Auch solle sie den
kostenfreien Zugang aller Menschen zu einer öffentlichen
Basisgesundheitsversorgung unterstützen.

Desweiteren solle die Bundesregierung sich stärker dafür engagieren,
in den Ländern des Südens einen flächendeckenden und kostenfreien
Zugang zu einer "qualitativ hochwertigen, landes- und ortspezifischen,
kultur- und sprachsensitiven Grundbildung sicherzustellen". Dieses
Ziel soll die Koalition auch verstärkt als Schwerpunkt der deutschen
und europäischen Entwicklungszusammenarbeit (EZ) verfolgen.

 * 

2. Linke will Weltfriedenstag als Feiertag

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Die Linke will den Weltfriedenstag am
1. September zu einem europäischen Feiertag machen. Trotz aller
Differenzen in Europa wolle die Mehrheit der Menschen ein friedliches
Miteinander, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/11237).
Der Weltfriedenstag erinnere an den Beginn des Zweiten Weltkriegs,
daher wäre es aus Sicht der Antragsteller eine "zivilisatorische
Leistung", wenn es der Bundesregierung gelingen würde, andere
Regierungen zu überzeugen, einen europäischen Feiertag zu beschließen.
Dabei solle sie sich nicht nur auf EU-Mitglieder beschränken. Einen
wirklichen europäischen Feiertag könne es nur geben, wenn möglichst
alle Staaten Europas sich dieser Initiative anschließen würden.

 * 

3. Subsidiaritätsklage wegen Upload-Filtern

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die EU-Richtlinie des Europäischen Parlaments und
des Rates über das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im
digitalen Binnenmarkt verletzen nach Auffassung der AfD-Fraktion die
Grundsätze der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit. Sie fordert die
Bundesregierung daher in einem Antrag (19/11129) auf, dagegen
Subsidiaritätsklage zu erheben.

Die Abgeordneten halten eine Richtlinie nicht für das richtige
Instrument. Sie verletze das Prinzip der begrenzten Ermächtigung, also
die Subsidiarität im weiteren Sinne, heißt es in der Begründung. Ziel
der Richtlinie sei der Schutz der Urheberrechte und der verwandten
Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt. Aber sie schreibe auch Mittel
des Schutzes vor, "jedenfalls mittelbar, nämlich die Uploadfilter".
Die Diensteanbieter könnten die Haftung für Urheberrechtsverletzungen
der Nutzer nur abwehren, "wenn sie eine Technik einsetzen, die
Verletzungen der Urheberrechte elektronisch a priori ausschließt".
Diese Haftung ist nach Ansicht der AfD ein Mittel des
Urheberrechtsschutzes und könne damit nicht Gegenstand einer
Richtlinie sein.

 * 

4. Masterplan gegen Geldwäsche gefordert

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll zusammen mit den Ländern
einen Masterplan zur Geldwäschebekämpfung erarbeiten und einen
Gesetzentwurf mit weiteren Maßnahmen vorlegen. Dies fordert die
Fraktion Die Linke in einem Antrag (19/11098). Darin wird gefordert,
die nationale Geldwäsche-Risikoanalyse weiterzuentwickeln und
Whistleblowern bei Meldungen über mutmaßliche Verstöße gegen das
Geldwäschegesetz einen umfassenden Schutz zu gewähren. Außerdem soll
ein öffentliches Register der wirtschaftlich Berechtigten von
Immobilien eingerichtet werden. Zu den weiteren Forderungen gehört die
Verbesserung der Geldwäsche-Aufsicht. Die für die Geldwäschebekämpfung
zuständigen Behörden sollen personell und materiell besser aufgestellt
werden.

In der Vorbemerkung des Antrages wird Deutschland als ein "Paradies
für Geldwäsche" bezeichnet. Im Financial Secrecy Index des "Tax
Justice Network" befinde sich die Bundesrepublik unter den Top Ten der
weltweiten Schattenfinanzplätze. Die Linksfraktion zitiert den
renommierten Anti-Mafia-Staatsanwalt von Palermo, Roberto Scarpinato,
der gesagt habe, wäre er Mafioso, würde er in Deutschland investieren.
Unter Verweis auf Schätzungen im Auftrag des Bundesministeriums der
Finanzen wird das Geldwäsche-Volumen in Deutschland mit mindestens 100
Milliarden Euro jährlich angegeben.

 * 

5. Probleme mit Video-Ident-Verfahren

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Das Video-Ident-Verfahren bei Finanzdienstleistungen
ist Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/10946). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem erfahren,
bei welchen Finanzdienstleistungen das Video-Ident-Verfahren zum
Einsatz kommt und ob die Bundesregierung die Einschätzung des
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik teilt, dass das
Verfahren für Hackerangriffe anfällig sei. Außerdem will die
FDP-Fraktion wissen, ob Kunden beim Abschluss von
Finanzdienstleistungen auf das Video-Ident-Verfahren vertrauen können.
Wie es in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt, ist das
Video-Ident-Verfahren, mit dem die Identität eines Kunden online
festgestellt werden kann, offiziell nach dem Geldwäschegesetz
zugelassen. Das Gesetz verpflichte Finanzdienstleister, die Identität
des Kunden anhand von Ausweisdokumenten zu prüfen.

 * 

6. FDP erkundigt sich nach Kryptoassets

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung die Einschätzung der
Europäischen Zentralbank (EZB) teilt, wonach sogenannte Kryptoassets
derzeit kein Geld darstellen, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/10962) erfahren. Gefragt wird unter anderem danach, wie
viele Personen in Deutschland beziehungsweise Europa Kryptoassets
halten und wie viele Händler es gibt, die Kryptoassets als
Zahlungsmöglichkeit gewähren

 * 
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ARBEIT/974: Bundesregierung lebt arbeitsmarktpolitisch von der Substanz


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. Juli 2019

VOGEL: Bundesregierung lebt arbeitsmarktpolitisch von der
Substanz



Zu den Arbeitsmarktzahlen erklärt der arbeitsmarktpolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Die Bundesregierung lebt arbeitsmarktpolitisch von der Substanz und
den Weichenstellungen längst vergangener Jahre. Dieser Kurs stößt mit
der sich abkühlenden Konjunktur zunehmend an erwartbare Grenzen. Das
zeigt auch die steigende Nachfrage nach Kurzarbeit. Deutschland
braucht endlich wieder ein sozialpolitisches Denken in Jahrzehnten.
Allein in der Arbeitsmarktpolitik gäbe es genug Modernisierungen für
Union und SPD: Schluss mit den geplanten weiteren Einschränkungen von
Flexibilität. Stattdessen her mit einer nationalen
Weiterbildungsstrategie, die diesen Namen auch verdient, mit einem
echten Einwanderungsgesetz mit Punktesystem, mit mehr Flexibilität
für mobiles Arbeiten und mit besseren Startbedingungen für Gründer."

 * 
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EUROPA/1627: Freihandelsabkommen mit Mercosur ist wichtiger Schritt gegen Protektionismus und Abschottung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 30. Juni 2019

THEURER: Freihandelsabkommen mit Mercosur ist wichtiger Schritt
gegen Protektionismus und Abschottung



Zum Freihandelsabkommen der EU mit den Mercosur-Staaten erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Das Freihandelsabkommen der EU mit den Mercosur-Staaten ist ein
wichtiger Schritt gegen Protektionismus und Abschottung. Es schafft
eine Win-Win-Situation: Ein Wirtschaftsraum mit 260 Millionen
Einwohner ist nun für die deutsche Wirtschaft besser erreichbar und
im Gegenzug werden auch die Importe in die EU erleichtert. Unsere
mittelständische Industrie ist auf solche Exportchancen angewiesen.
Das Freihandelsabkommen mit den Mercosur-Staaten sichert somit
Arbeitsplätze und liefert dringend notwendige Impulse für die
schwächelnde Industrie und Wirtschaft in Deutschland. Es darf jetzt
nicht von den üblichen Verdächtigen schlecht geredet werden. Vielmehr
müssen weitere Freihandelsabkommen wie das mit Vietnam folgen. Die
Bundesregierung muss sich beherzter für den Freihandel einsetzen und
den Kritikern den Wind aus den Segeln nehmen."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4808: Verschleppte Tempo 30-Anträge - Praxis des Senats erschüttert (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. Juli 2019

Verschleppte Tempo 30-Anträge: Praxis des Senats erschüttert



Zum Schutz vor gesundheitlichen Lärm- und Luftbelastungen können
Bürger_innen nach § 45 Abs. 3 Straßenverkehrsordnung für ihren
Straßenabschnitt Tempo 30 beantragen. Knapp vier Jahre, nachdem der
erste von bislang 451 Anträgen in Hamburg gestellt wurde, sind gerade
zehn Anträge bearbeitet - und allesamt abgelehnt, wie eine Anfrage
(Drs. 21/ 17553) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft ergibt. "Der Umgang des Senats mit der Gesundheit von
Anwohner_innen an lauten und dreckigen Straßen ist erschütternd. Seit
fast vier Jahren modern die Anträge in den Behördenschubladen vor sich
hin. Ziehen die Bürger_innen vor Gericht, verschleppt der Senat das
Verfahren", kritisiert Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin
der Fraktion. "Wer sein Recht nutzt, wegen zu hoher Belastung Tempo 30
zu beantragen, wird mürbegemacht, mit horrenden Gebühren von bis zu
360 Euro und langer Bearbeitungszeit. Kein Wunder, dass so von 451
Anträgen nur noch 48 übergeblieben sind."

Dass alle zehn bisher abgearbeiteten Anträge abgelehnt wurden, sei für
den Senat wohl eine Erfolgsquote - für die Bürger_innen aber ein
weiteres Hindernis, so Sudmann: "Diese Verschleppungs- und
Abschreckungspraxis zeigt wieder, dass der Autoverkehr dem Senat
wichtiger ist als die Gesundheit der Bürger_innen. Ich erwarte, dass
er die Anträge und Gerichtsverfahren zügig abarbeitet und im Sinne des
Lärm- und Gesundheitsschutzes entscheidet."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5184: Neues Hochschulgesetz (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
27.06.2018

Neues Hochschulgesetz

Minister Wolf plant ein neues Gesetz, ohne eine Vision für die Zukunft
der Hochschulen zu haben



Es wäre wirklich schön gewesen, wenn das Wissenschaftsministerium und
Minister Wolf uns die geplanten Neuerungen des Hochschulgesetzes im
Vorfeld hätten zukommen lassen - eigentlich ein Gebot des Anstands und
der Zusammenarbeit, so hätte auch die CDU-Landtagsfraktion die Chance
gehabt, sich die Vorschläge genauer anzuschauen. Wir können nur
hoffen, dass sich in der Neuerung des Hochschulgesetzes auch unsere
langjährigen Forderungen wiederfinden.

Wenn sich das neue Hochschulgesetz aber schwerpunktmäßig nur mit
redaktionellen Veränderungen beschäftigt, reicht das längst nicht aus.
Wir verleihen unserer Forderung Nachdruck, dass sich die Anzahl der
Studienplätze gerade im Hinblick auf das Fach Medizin erhöhen muss.
Des Weiteren sollten verlässliche Regelungen und Grundlagen für die
Zukunft der drei Hochschulstandorte Kaiserslautern, Koblenz und Landau
geschaffen werden. Es benötigt eine Verstetigung der landeseigenen
Mittel zum Hochschulpakt und eine bessere Grundfinanzierung, damit die
Hochschulen Planungssicherheit haben, um ihre Aufgaben erfüllen und
für Lehrende, Studierende und Beschäftigte gute Bedingungen schaffen
zu können.

Seit Langem mahnen wir das Thema 'Sanierungsstau und Neubaustau der
Universitätsgebäude' an. Die Landesregierung ist in der Pflicht,
allerdings bleibt Minister Wolf Antworten schuldig. Stattdessen plant
er ein neues Gesetz, ohne eine Vision für die Zukunft der Hochschulen
zu haben.

 * 

Quelle:
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INNEN/3066: Manuela Schwesig, Malu Dreyer und Thorsten Schäfer-Gümbel zum Rücktritt von Carsten Sieling


SPD-Pressemitteilung vom 1. Juli 2019

Manuela Schwesig, Malu Dreyer und Thorsten Schäfer-Gümbel zum Rücktritt von Carsten Sieling



Anlässlich des Rücktritts von Carsten Sieling vom Amt des Präsidenten
des Senats und Bürgermeisters der Freien Hansestadt Bremen erklären
die drei kommissarischen Vorsitzenden der SPD Manuela Schwesig, Malu
Dreyer und Thorsten Schäfer-Gümbel:

Wir danken Carsten Sieling für seine geleistete Arbeit als Präsident
des Senats und Bürgermeister der Freien Hansestadt Bremen und für sein
Engagement für Bremen und Bremerhaven. Bremen boomt als
Industriestandort und ist Vorzeigestadt des sozialen Wohnungsbaus. Für
diese Erfolge hat er hart gekämpft.

Carsten Sieling hat Bremen kompetent, sozial und wirtschaftlich
erfolgreich regiert. Seine Entscheidung, künftig nicht mehr an der
Spitze der Bremer Landesregierung zu stehen, nehmen wir mit großem
Respekt und Bedauern zur Kenntnis.

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 1. Juli 2019
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MELDUNG/015: New York City auf dem Weg zum Ausstieg aus Investitionen in Atomwaffen und zu deren Verbot (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

New York City auf dem Weg zum Ausstieg aus Investitionen in 
Atomwaffen und zu deren Verbot

Von David Andersson, Pressenza New York






[image: Gruppenbild mit großem Plakat zur Kampagne - Bild: © Pressenza NYC]
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New York - 28.06.2019. Am Mittwoch, den 9. Juni, schlugen die
Mitglieder des New Yorker Stadtrates Dromm, Rosenthal und Kallos die
Resolution 976 vor, die von der Stadt verlangt, 1.) sich von
Finanzinstituten zu trennen, die an der Produktion und Wartung von
Atomwaffen beteiligt sind; und 2.) sich für den UN-Vertrag über das
Verbot von Atomwaffen einzusetzen. New York City wird sich der Stadt
Paris anschließen, die die erste französische Stadt ist, die den
Vertrag unterstützt, und die zweite Hauptstadt eines Staates, der
selber Atomwaffen besitzt.

Es ist ein sehr wichtiger Schritt, aber nur der Anfang. Nun müssen die
einzelnen Ratsmitglieder die Resolution unterschreiben. Im September
soll es öffentliche Anhörungen geben, und danach wird der Stadtrat
über die Resolution abstimmen, woraufhin sie an den Bürgermeister
geht, der sie entweder unterzeichnen oder ablehnen kann.

Der Text der Resolution lautet: "Resolution, in der der New York City
Comptroller (zu dtsch.: Rechnungsprüfer) aufgefordert wird, die
Pensionsfonds der öffentlichen Angestellten in New York City
anzuweisen, sich von Unternehmen zu trennen und jegliche finanzielle
Abhängigkeit von Unternehmen zu vermeiden, die an der Produktion und
Wartung von Atomwaffen beteiligt sind, New York City als
atomwaffenfreie Zone zu bestätigen, dem Appell der ICAN Städte [1]
beizutreten und die Vereinigten Staaten dazu aufzufordern, den Vertrag
über das Verbot von Atomwaffen zu unterstützen und ihm beizutreten.
Ausschuss der Stadt New York für öffentlichen Dienst und Arbeit."

Der Prozess kann online [2] verfolgt und die Namen der Ratsmitglieder
eingesehen werden, die unterzeichnet haben. Um erfolgreich zu sein,
benötigt die Resolution die Unterstützung von mindestens 30
Ratsmitgliedern.

Sollte die Stadt New York diese Resolution verabschieden, wird dies
unbegrenzte Auswirkungen haben, sowohl auf nationalem als auch auf
internationalem Niveau.

Für alle, die mehr über den Vertrag erfahren möchten, hat Pressenza
einen Dokumentarfilm produziert, der bereits in New York Premiere
feierte, und der demnächst in weiteren Städten der Welt aufgeführt
werden wird, wie zum Beispiel in Mailand am 9. Juli. Weitere Infos
dazu gibt es unter [3].


Übersetzung aus dem Englischen von Pressenza München 


Anmerkungen:

[1] http://nuclearban.org/cities

[2] https://legistar.council.nyc.gov/LegislationDetail.aspx?ID=3996240&GUID=4AF9FC30-DFB8-45BC-B03F-2A6B534FC349

[3] http://theendofnuclearweapons.com/events/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 
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HOCHSCHULE/2294: Literaturhinweis - Ausgabe 2/2019 der "Beiträge zur Hochschulforschung" erschienen (idw)


Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hochschulplanung -
27.06.2019

Professoren wünschen sich mehr Zeit für die Forschung. Ausgabe 2/2019 der
"Beiträge zur Hochschulforschung" erschienen



Etwa zwei Drittel der Professorinnen und Professoren an bayerischen
Universitäten sind mit ihrer Arbeitssituation zufrieden oder sehr
zufrieden. Das ergibt eine Befragung an bayerischen Universitäten, über
deren Ergebnisse die aktuelle Ausgabe der "Beiträge zur Hochschulforschung
berichtet. Eine wichtige Rolle bei der Beurteilung der Arbeitssituation
spielt die Zeitaufteilung zwischen Lehre, Forschung und akademischer
Selbstverwaltung.

Laut der Projektleiterin der Studie, Professor Dr. Yvette Hofmann, wenden
die Professoren in den Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
sowie den Sprach- und Kulturwissenschaften nur etwa ein Viertel der Zeit
für die Forschung auf und mehr als ein Drittel für die Lehre. "Sie
wünschen sich unabhängig von ihrer Fachzugehörigkeit mehr Zeit für die
Forschung". Angesichts der Tatsache, dass sich das deutsche
Universitätssystem im internationalen Vergleich durch ein deutlich höheres
Lehrdeputat auszeichne, komme diesen Ergebnissen im internationalen
Wettbewerb eine besondere Bedeutung zu, so die Autorin.

Weitere spannende Artikel der soeben erschienenen Ausgabe 2/2019
vermitteln aktuelle Ergebnisse aus der Studierendenforschung:

Angesichts der bildungspolitischen Bemühungen zur Durchlässigkeit zwischen
beruflicher Bildung und Hochschulbildung greift der Artikel von Gunther
Dahm, Christian Kerst, Caroline Kamm, Alexander Otto und Andrä Wolter
anhand einer Auswertung der amtlichen Statistik die Frage auf, ob
nichttraditionelle Studierende im Vergleich zu Studierenden mit
schulischem Bildungsabschluss gleichermaßen studierfähig sind und einen
vergleichbaren Studienerfolg erreichen.

Studierende an privaten Hochschulen müssen im Unterschied zu Studierenden
an staatlichen Hochschulen häufig Studium und Beruf koordinieren. Auf
Basis einer Auswertung von Daten des nationalen Bildungspanels zeigt Sonja
Herrmann in ihrem Artikel, dass für diese Gruppe die Machbarkeit des
Studiums sowie die spätere Beschäftigungsfähigkeit einen besonders hohen
Stellenwert haben.

Mit den geschlechtsspezifischen Einstellungen von Studierenden zu Studium
und Beruf befasst sich der Artikel von Elke Wolf. In ihrer Befragung von
Studierenden der Hochschule München stellt sie fest, dass die
Einstellungen von Studierenden zu der in Hochschule und Arbeitswelt
wahrgenommenen Chancengleichheit in vielen Punkten durch das Geschlecht
und durch traditionelle Rollenbilder beeinflusst sind.

Studienverlaufsstatistiken enthalten für die Hochschulen wichtige
Kennzahlen zur Beurteilung von Studiengängen, Modulen und Prüfungen.
Torben Güldener, Ivonne Driesner, Mona Arndt und Falk Radisch erläutern in
ihrem Artikel Umsetzungsmöglichkeiten und -hindernisse von
Studienverlaufsstatistiken und geben den Hochschulen Empfehlungen zur
nachhaltigen Implementierung.

Die "Beiträge zur Hochschulforschung" sind eine der führenden
wissenschaftlichen Zeitschriften im Bereich der Hochschulforschung im
deutschen Sprachraum mit einem anonymen Peer-Review-Verfahren. Sie
zeichnen sich durch hohe Qualitätsstandards, ein breites Themenspektrum
und eine große Reichweite aus. Die Zeitschrift veröffentlicht quantitative
und qualitative empirische Analysen, Vergleichsstudien, Überblicksartikel
und Einblicke in die Praxis.

Die Ausgabe 2/2019 kann entweder über die Homepage

http://www.bzh.bayern.de/

als pdf-Datei heruntergeladen oder in gedruckter Form per E-Mail bestellt
werden (sekretariat@ihf.bayern.de).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution738

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hochschulplanung, 27.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





INTERNATIONAL/092: Chile - Streik und Proteste gegen Bildungsreformen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile: Streik und Proteste gegen Bildungsreformen



(Buenos Aires, 21. Juni 2019, ANRed) - Bereits seit Anfang Juni
protestieren Lehrende und Schüler*innen gegen die Reformen an
weiterführenden Schulen sowie für bessere Löhne der Lehrenden. Die
Beteiligung an den Protesten liegt bei 80 Prozent und etwa 600.000
Lernende befinden sich im Streik. Am 20. Juni sind etwa 75.000
Lehrerinnen und Studierende in den größten Städten Chiles auf die
Straße gegangen. Bei der Großdemo in der Hauptstadt Santiago de Chile
kam es zu einem heftigen Polizeieinsatz mit Dutzenden Verhaftungen.
Während der Demo setzte die Polizei Tränengas und Wasserwerfer ein,
die Demo konnte jedoch mit einer Abschlusskundgebung beendet werden.


Gegen die Schließung öffentlicher Schulen

Seit Anfang Juni befinden sich die chilenischen Lehrenden im Streik.
Am 17. Juni haben sie einen Vorschlag des Bildungsministeriums
zurückgewiesen, da er nicht ihren Forderungen entsprach. Eine
Forderung besteht in der angemessenen Entlohnung von
Sonderpädagog*innen. Bildungsministerin Marcela Cubillo wies diese
Forderung mit dem Argument zurück, dass die erforderliche Summe im
Haushalt nicht vorgesehen sei.

Die 50.000 Lehrenden, die im ganzen Land unterrichten, klagen die
"Zerstörung des öffentlichen Bildungssystem in Chile" an. Der
Höhepunkt der Mobilisierung trifft mit einem Umfragetief des
amtierenden Präsidenten Sebastian Piñera zusammen. Der
rechtspolitische Unternehmer hatte vor einigen Monaten die Strompreise
erhöht und angekündigt, dass sie alle sechs Monate weiter steigen
werden. Und das in einem Kontext der wirtschaftlichen Rezession in
Chile.

Die Lehrenden sprechen sich gegen die geplanten Reformen des
Nationalen Bildungsrates aus, darunter das Vorhaben, Fächer wie
Geschichte, Kunst, Sport und Philosophie nicht mehr verpflichtend an
den Schulen lehren zu müssen. Außerdem prangern sie die Politik der
Schließung öffentlicher Schulen an.


Repression gegen Schüler*innen

Die Bildungseinrichtung Instituto Nacional ist ein Symbol der
Repression gegen Proteste. Die Schüler*innen haben von brutalen
Übergriffen innerhalb des Kollegs berichtet, von Schlägen, Tränengas
in geschlossenen Räumen und willkürlichen Verhaftungen. Am 19. Juni
gingen die Videoaufzeichnungen der Übergriffe durch die sozialen
Netzwerke. Dort ist zu sehen, wie die Polizei in die Unterrichtsräume
eindringt, was an sich schon rechtswidrig ist, da die Polizei sich nur
mit Erlaubnis der Direktion Zutritt verschaffen darf. Am gleichen Tag
soll ein 15-jähriger Schüler von der Polizei entführt, geschlagen und
gefoltert und schließlich im Park O'Higgins ausgesetzt worden sein.

Selbst die Weltorganiation UNICEF verurteilte [1] die staatliche
Repression gegen die Lehrenden und Studierenden. Die Schüler*innen des
Instituto Nacional riefen für den 24. Juni einen landesweiten
Studierendenstreik aus.


Anmerkung:

[1] http://unicef.cl/web/unicef-condena-hechos-de-violencia-ocurridos-en-el-instituto-nacional-y-llama-a-las-partes-involucradas-a-encontrar-una-solucion-pacifica-al-conflicto/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/chile-streik-und-proteste-gegen-bildungsreformen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin
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Internet: http://www.npla.de
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INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





VERBAND/2357: Zukunft der Familienbetriebe gefährdet (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 29. Juni 2019

Mercosur-Abkommen konterkariert Nachhaltigkeitsziele

Rukwied: Zukunft der Familienbetriebe gefährdet



Das Ergebnis der Verhandlungen der EU-Kommission zum Mercosur-Abkommen
kritisiert der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Joachim
Rukwied, scharf: "Es ist nicht zu akzeptieren, dass die EU-Kommission
diese völlig unausgewogene Vereinbarung unterzeichnet. Dieses
Handelsabkommen ist Doppelmoral pur. Es gefährdet die Zukunft vieler
bäuerlicher Familienbetriebe, die unter den hohen europäischen
Standards wirtschaften." Ungleiche Anforderungen bei Umwelt- und
Klimaschutz, beim Antibiotikaeinsatz und beim Pflanzenschutz, sowie
die fehlende ausreichende Absicherung des europäischen Marktes würden
zu einer dramatischen Wettbewerbsverzerrung - insbesondere bei
Rindfleisch, Geflügel und Zucker - führen.

Auch die Nachhaltigkeitsziele der Bundesregierung würden
konterkariert. Bauernpräsident Rukwied fordert die Staats- und
Regierungschefs und das Europäische Parlament auf, die europäischen
Standards für Landwirtschaft und Lebensmittel zu schützen und auf ein
ausgewogenes Ergebnis hinzuwirken. "Die Landwirtschaft darf nicht
zugunsten der Automobilindustrie geopfert werden", so Rukwied.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. Juni 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





VERBAND/2356: Zukunftsweisende Diskussionen beim Deutschen Bauerntag (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 28. Juni 2019

Zukunftsweisende Diskussionen beim Deutschen Bauerntag

In drei Fachforen diskutierten im Rahmen des Deutschen Bauerntags 2019
Experten, Praktiker und Politiker intensiv über die Zukunft der
Deutschen Landwirtschaft



Im Forum Tierhaltung gab es insgesamt ein Bekenntnis zu mehr Tierwohl.
Dennoch wurde intensiv darüber gesprochen, nach welchen Kriterien
dieses im Detail ausgestaltet sein könnte. Der Tierethiker Professor
Peter Kunzmann machte klar, dass die bisherige Sichtweise, den Tieren
solle es "nicht schlecht" gehen, nicht mehr ausreiche. Heute sei der
gesellschaftliche Anspruch, den Tieren solle es "besser" gehen. Die
Fortschritte bei verbesserten Haltungsformen könnten dabei für den
Nicht-Landwirt durch tierbezogene Indikatoren verdeutlicht werden.
Manche wünschen sogar, es solle ihnen "super gut" gehen. Dahinter
steckt in der Regel das Verständnis des Tieres als Lebenspartner des
Menschen. In der Nutztierhaltung sei dies jedoch nicht zu erreichen.
Aus ökonomischer Sicht prognostizierte Dr. Albert Hortmann-Scholten
von der Landwirtschaftskammer Niedersachsen wegen der Tierwohldebatte
einen Verlust an Wettbewerbsfähigkeit, denn Deutschland beschleunige
dadurch die Entwicklung zum "Hochkostenland". Dies birgt die Gefahr,
dass die Tierhaltung ins Ausland verlagert würde. Daher könne aus
seiner Sicht eine Haltungsformkennzeichnung verbunden mit einer
Herkunftskennzeichnung ein wichtiger Baustein für eine
gesellschaftlich akzeptierte Nutztierhaltung sein. "Moral steckt im
Regal" so Hortmann-Scholten. Als Fazit der Diskussion wird
festgehalten, dass eine sorgfältig durchdachte
Nutztierhaltungsstrategie zur Herstellung von Planbarkeit,
Verlässlichkeit und Vertrauen dringend erforderlich sei.

Beim Umweltforum standen die öffentlich viel diskutierten Themen
Artenvielfalt, Gewässerschutz und Klimaschutz im Vordergrund. Der
Präsident des Bayerischen Bauernverbandes und Vizepräsident des
Deutschen Bauernverbandes (DBV), Walter Heidl, appellierte bei der
Eröffnung des Forums an die Gesellschaft, die Leistungen der
Landwirtschaft und das bereits Erreichte auch anzuerkennen: "Wenn die
Gesellschaft einem das Zeichen gibt, dass das, was wir Landwirte
leisten, nichts wert sei, dann tut das weh." Nach zwei
Praxisbeispielen zu erfolgreichen Kooperationsprojekten zur
Artenvielfalt in der Agrarlandschaft und Wasserkooperationen
diskutierten auf dem Podium Vertreter aus Bundes- und Landespolitik,
Wissenschaft und landwirtschaftlicher Praxis, wie Landwirte die
Leistungen für den Umweltschutz über Kooperationen weiter ausbauen
können und deren Hemmnisse. Das Fazit des DBV-Umweltbeauftragten
Hartelt: "Wir Landwirte übernehmen Verantwortung für Umweltprobleme
und sind bereit, unseren Teil zur Lösung beizutragen. Dann muss man
uns aber auch machen lassen und nicht durch widersinnige gesetzliche
Regelungen einengen und jegliche Motivation nehmen."

Im Forum "Zukunft und Wettbewerbsfähigkeit" sollten Perspektiven
zwischen Ökonomie, Technologie und Verbraucherwunsch diskutiert
werden. Der Zukunftsforscher Dr. Daniel Dettling stellte die These
auf, die "Neo-Ökologie" werde das "Bio" ersetzen und sich zu einem
breiten Standard in der Stadt und auf dem Land entwickeln. Diese
schaffe völlig neue Geschäftsmodelle für die Landwirtschaft. Die
Grenzen zwischen Stadt und Land würden zukünftig aus seiner Sicht
verschwinden. Professor Oliver Musshoff, Agrarökonom an der
Universität Göttingen und Landwirt in Brandenburg, sah in den sich
verändernden Rahmenbedingungen auch positive Aspekte. Trotz höherer
Risiken, Ertrags- und Marktschwankungen seien die Einkommen der
Betriebe bezogen auf die Fläche im langjährigen Mittel stabil
geblieben. Dies beruhe jedoch auf Verbesserungen der Effizienz und
Weiterentwicklung. Wird diese Möglichkeit mit politischen oder
gesetzgeberischen Vorgaben verstellt, sinken die Einkommen
zwangsläufig. Die gesellschaftliche Debatte um noch höhere Standards
führte Mußhoff auf den gestiegenen Wohlstand zurück und fasste das in
einem Satz zusammen, der in der Diskussion immer wieder aufgegriffen
wurde. "Wer hungert, hat ein Problem, wer satt ist, hat viele".
Dennoch sieht er für viele Betriebe Chancen, mit neuen Ideen und über
höhere Standards Wertschöpfung und Wachstum zu gewährleisten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. Juni 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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ASYL/1394: Grün regierte Bundesländer machen Hau-ab-Gesetz möglich (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 30. Juni 2019

Grün regierte Bundesländer machen Hau-ab-Gesetz möglich

Migrationspaket im Bundesrat angenommen



Nach zunächst hitziger Debatte schaffte das umstrittene Migrationspaket am
Freitagvormittag den Weg durch den Bundesrat, nicht zuletzt auch dank der
Grünen in Hessen und Baden-Württemberg. [1] Ziel soll sein, den
Fachkräftezuzug zu stärken und Abschiebungen härter durchzusetzen. [2] Das
von Menschenrechtsorganisationen scharfkritisierte sogenannte
"Geordnete-Rückkehr-Gesetz" ist Teil des Paketes.

"Es ist unfassbar, auf welch tiefes und menschenverachtendes Niveau man
sich herabläßt, um Geflüchtete in ihre Heimatländer zurückzuschicken.
Abgelehnte Asylbewerber können nun künftig wie Straftäter im Gefängnis
landen. Wo ist hier die Achtung der Menschenwürde geblieben? Dieses Paket
ist eine Katastrophe im Umgang mit Asylbewerbern. Wir müssen dringend die
Ursachen anpacken und nicht den Umgang mit Geflüchteten verrohen lassen."
kommentiert Borys Sobieski, stellvertretender Generalsekretär der
Piratenpartei Deutschland und Vorsitzender der PIRATEN Baden-Württemberg.

"Bitter enttäuschend ist, dass sich gerade die Grünen im Bundesrat der
Zustimmung angeschlossen haben. In der Opposition im Bundestag hatten sie
noch gegen das Paket gestimmt Menschen fliehen aus der Not heraus, niemand
verlässt seine Heimat aus Spaß, das müssen wir anerkennen und da müssen wir
unsere menschliche Seite zeigen."

Die Piratenpartei fordert ein Neudenken in der Asylpolitik. Fluchtursachen
müssen bekämpft werden, Asylanträge sollten auch außerhalb der EU, zum
Beispiel in Botschaften gestellt werden können. Seenotrettung muss
unterstützt und darf nicht kriminalisiert werden. Wenn wir eine offene und
aufgeklärte Gesellschaft etablieren wollen, darf die Freiheit der Menschen
nicht an den Grenzen aufhören.


Quellen/Fußnoten:

[1] www.tagesspiegel.de/politik/bundesrat-billigt-migrationspaket-gruene-helfen-koalition-ueber-die-huerde/24505600.html

[2] www.tagesspiegel.de/politik/mehr-abschiebungen-oefter-haft-das-migrationspaket-verschaerft-viele-asylgesetze/24420244.html

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin
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RAUB/1202: Volkswagenkonzern - Geschäft ist Geschäft ... (SB)




Wir begrüßen es natürlich, wenn VW sein neues Werk in der Türkei
baut. Aber der Konzern sollte sich fragen, zu welchem Preis er das
tut. Es darf nicht passieren, dass in der Fabrik internationale Rechte
und Normen der EU verletzt werden, wie wir das in der Türkei immer
wieder erleben.

Eyüp Özer (Auslandschef der Metallgewerkschaft Birlesik Metal Is in
Istanbul) [1]

Volkswagen will ein neues Werk in einem Billiglohnland bauen. Die
Entscheidung über den Standort dürfte der Aufsichtsrat noch vor der
Sommerpause im Stammwerk Wolfsburg und damit in wenigen Tagen fällen.
Da die Produktionskosten deutlich gesenkt werden sollen, wird ein Land
mit niedrigeren Löhnen als in der Bundesrepublik und guten
Absatzchancen gesucht. Ungarn und Polen wurden schnell von der Liste
gestrichen, auch Rumänien, Serbien und Bulgarien sind inzwischen kein
Thema mehr, da selbst die niedrigen osteuropäischen Lohnkosten noch
unterboten werden können. Wenngleich das letztendliche Votum noch
aussteht, gibt es Konzernkreisen zufolge eine Vorentscheidung, die
neue Fabrik in der Türkei zu errichten. Ausschlaggebend bei der Wahl
ist eine Reihe von Faktoren, die aus Sicht der Konzernleitung wie auch
der Landespolitik in Niedersachsen und der Bundesregierung für diese
Option sprechen. Dieser Ratio werden Bedenken angesichts der
anhaltenden Repression in der Türkei, wo das Erdogan-Regime die
Menschen- und Arbeiterrechte mit Füßen tritt, leichterdings geopfert.
Ganz im Gegenteil zählen gerade diese Voraussetzungen zu den
maßgeblichen Vorteilen des bevorzugten Standorts, stellen sie doch ein
extrem niedriges Lohnniveau und die Verhinderung von Arbeitskämpfen in
Aussicht.

Zuletzt war noch Bulgarien mit im Rennen, wo die Regierung in Sofia
massiv für die Ansiedlung einer neuen VW-Fabrik im Land wirbt. Für
diese Option spräche, daß der Staat Teil der Europäischen Union ist
und damit eine gewisse Rechtssicherheit garantiert. Daß dies nicht für
die Türkei gilt, macht sie jedoch für VW um so attraktiver. Dort sind
sechs internationale Autobauer präsent, die einen Großteil ihrer
Fahrzeuge vor allem in die EU exportieren. Auf Autos und Zulieferteile
fallen keine Zölle an, da das Land der Zollunion angehört. Diese war
als Vorstufe zum EU-Beitritt gedacht, der jedoch auf unabsehbare Zeit
auf Eis liegt. Deshalb gelten die europäischen Arbeits- und
Sozialstandards noch nicht, so daß sich Volkswagen das für den Konzern
günstigste aus beiden Sphären heraussuchen könnte: Während die Türkei
die Vorteile der Zollunion genießt, ist sie nicht gezwungen, sich an
die Menschen- und Arbeitsrechtsstandards der EU zu halten.

Das Präsidialregime Recep Tayyip Erdogans höhlt das Streikrecht
systematisch aus, erschwert die Mitgliedschaft in Gewerkschaften und
läßt unliebsame Arbeitskräfte unter fadenscheinigen Gründen
festnehmen. Nach Angaben des Auslandschefs der Metallgewerkschaft
Birlesik Metal Is in Istanbul, Eyüp Özer, brauchen die Autokonzerne
unter den drakonischen Bedingungen in der Türkei nur 2,40 Euro netto
in der Stunde zu zahlen, neue Arbeiter erhielten den Mindestlohn von
1,40 Euro. Das resultiere aus dem Streikverbot und dem Verbot,
Gewerkschaften frei wählen zu dürfen. Özer appellierte an VW, in den
Gesprächen mit der türkischen Regierung "auf die Verbesserung
grundlegender Menschen- und Arbeiterrechte zu bestehen". Würden diese
Fragen nicht geklärt, "wären die menschlichen Kosten dieser
Investition viel zu hoch".

Ende Mai stellte die EU-Kommission in ihrem Türkei-Bericht fest:
"Friedlich arbeitende Funktionäre und Mitglieder sehen sich
willkürlichen Entlassungen, Bedrohungen und Festnahmen ausgesetzt."
Als es im September auf der Baustelle des Istanbuler Flughafens wegen
schlechter Arbeitsbedingungen mit zahlreichen tödlichen Unfällen zu
Ausständen gekommen sei, hätten Sicherheitskräfte 500 Streikende
festgenommen, mehr als 60 dieser Arbeiter stünden vor Gericht. Die
Türkei erlebe "eine Verletzung grundlegender Arbeitsrechte, etwa der
Vereinigungsfreiheit und des Rechts auf Tarifverhandlungen". Die
Regierung habe 2018 mindestens zwei Streiks faktisch verboten. Özer
wies darauf hin, daß das Kabinett Arbeitsniederlegungen mit der
Begründung untersage, sie gefährdeten die nationale Sicherheit. Das
Streikverbot verstoße aber gegen die Verfassung, gegen internationale
Abkommen und sei höchstrichterlich zurückgewiesen worden.

So hat das Verfassungsgericht entschieden, daß ein im Jahr 2015 von
Birlesik Metal Is organisierter Streik nicht hätte verboten werden
dürfen. Damals war es in der Kfz-Industrie zu Ausständen gekommen,
nachdem die Tarifverhandlungen mit der Arbeitgeberorganisation MESS
gescheitert waren. Es ging aber auch darum, daß sich einige Arbeiter
von der arbeitgebernahen Gewerkschaft Türk Metal nicht vertreten
fühlten und daran gehindert wurden, zu Birlesik zu wechseln. Insgesamt
legten 20.000 Metaller die Arbeit nieder, unter anderem bei Renault,
Fiat und Ford. Trotz des gewonnenen Prozesses sieht die
Gewerkschaftsföderation Industri-All keine Verbesserungen. Denn seit
dem Putschversuch 2016 seien die Streikverbote sogar noch ausgeweitet
worden. Im Juni forderte die Internationale Arbeitsorganisation ILO
Ankara auf, Arbeitnehmern endlich die volle Vereinigungsfreiheit und
faire juristische Verfahren zuzugestehen. Der Internationale
Gewerkschaftsbund ITUC, dem der DGB angehört, führt die Türkei
inzwischen unter den "10 schlimmsten Ländern für Arbeiter". Besonders
nachteilig wirke sich Erdogans Dekret Nummer 5 aus, das die
Gewerkschaften der Regierungsaufsicht unterstelle. Der staatliche
Kontrollrat könne jederzeit Akten einsehen, Untersuchungen einleiten
und die Gewerkschaftsspitze auswechseln.

Ein weiterer Standortvorteil der Türkei aus Sicht des VW-Konzerns wäre
der große Absatzmarkt mit 80 Millionen Einwohnern, was im Kontext
einer langfristigen Investitionsentscheidung von Bedeutung ist. Neben
günstigen Steuern, genügend Fachkräften und einer langen Erfahrung im
Autobau spricht auch die logistische Anbindung des geplanten Standorts
Manisa bei Izmir, der Hafenstadt an der Ägäis, für diese Option. Zudem
lockt Ankara mit mehr als 100 Millionen US-Dollar Zuschuß und einem
kostenfreien Grundstück, so daß ein erheblicher Anteil der geplanten
Investitionskosten in Höhe von rund 1,3 Milliarden Euro gedeckt wäre.
Überdies will der Staat eine signifikante Menge von bei Beamten und
Politikern beliebten Passat-Limousinen abnehmen. Sollte sich
Volkswagen für einen anderen Standort entscheiden, fahren die
Staatsbediensteten in Zukunft wohl eher Toyota, heißt es aus Ankara.

In dem neuen Werk könnten vor allem Limousinen der Konzernmarken VW
und Skoda gefertigt werden. Die Führung um Vorstandschef Diess hätte
dort zwar lieber sportliche Geländewagen gebaut, was Betriebsratschef
Bernd Osterloh aber abgelehnt haben soll. Er befürchtete, daß die
SUV-Modelle dann zu günstigen Konditionen nach Zentraleuropa
exportiert würden. Das Stammwerk in Wolfsburg und andere deutsche
Standorte hätten das Nachsehen. Ein erstes Modell dürfte der VW Passat
werden, der aktuelle Produktionsstandort Emden soll bis zum Jahr 2022
komplett auf Elektrofahrzeuge umgerüstet werden. Damit zeichnet sich
zugleich ab, daß der Skoda Superb, der auf derselben Plattform
basiert, ebenfalls in der Türkei produziert würde. Der ursprüngliche
Plan, Skoda die Leitung der neuen Fabrik zu übertragen, wurde
kassiert, die Verantwortung soll bei der Marke Volkswagen liegen.
Damit besänftigte der Vorstand Betriebsratschef Osterloh, der mit
einer Blockade gedroht hatte, weil er eine Verlagerung von Modellen
aus den deutschen Werken nach Osteuropa befürchtete.

Wenngleich aus Unternehmenssicht die Rahmenbedingungen für die Türkei
sprechen, geht der Volkswagen-Konzern mit einer gewissen Zurückhaltung
zu Werke, um nicht einen Imageverlust zu riskieren. Eine Kampagne der
Kundschaft, die zum Boykott von VW wegen eines Pakts mit dem Regime
aufriefe, stünde dem Unternehmen schlecht zu Gesicht und wäre
finanziell ein Schlag ins Kontor. So wurde Erdogan aus den
Verhandlungen über die größte Einzelinvestition aus Deutschland in der
Türkei seit Jahrzehnten an der Oberfläche komplett herausgehalten,
während Arda Ermut, Chef der türkischen Investitionsagentur, als
Gesicht der Gesprächspartner fungierte. Unterdessen konzentrierte sich
der Staatschef auf die Wiederholung der Bürgermeisterwahl in Istanbul
und erwähnte VW mit keinem Wort, obgleich ihm das sicher im Wahlkampf
gelegen gekommen wäre. [2]

Das heikle Thema nötigt auch der beteiligten deutschen Politik manch
verbalen Eiertanz ab, die Wahrung der Menschenrechte anzumahnen, um
dann erst recht für die Investition in der Türkei zu plädieren. Das
SPD-geführte Land Niedersachsen, das eine Sperrminorität an VW hält,
muß das neue Werk absegnen. Der verzweifelt zu einem Hoffnungsträger
der angeschlagenen Partei erkorene Ministerpräsident Stephan Weil, der
im VW-Aufsichtsrat sitzt, erhebt keine Einwände: "Ich habe mich immer
gegen Forderungen gewehrt, man dürfe nicht mehr in der Türkei
investieren." Selbst die Opposition in dem Bundesland hält sich mit
Kritik zurück, denn der einflußreiche VW-Konzern ist dort ein Faktor,
den alle mit Vorsicht behandeln. Zwar sei die Menschenrechtslage in
der Türkei "höchst problematisch und kritisch", sagt die
Fraktionsvorsitzende der Grünen, Anja Piel. Gleichzeitig sehe man
gerade, daß die Opposition wieder an Stärke und Rückhalt im Land
gewinne. "Diese Gesamtsituation gilt es auch bei
Investitionsentscheidungen zu berücksichtigen." Und Jörg Bode, der
wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion, sprach von einer
"unternehmerischen Entscheidung von VW, die es hier zunächst zu
respektieren gilt, und die wir nicht politisch bewerten wollen". Er
regte aber an, im Unternehmen einen "einheitlichen Wertemaßstab"
aufzustellen, der auch die Frage beantworten soll, ob und unter
welchen Bedingungen VW in Ländern mit problematischer
Menschenrechtslage investieren solle.

Bei Volkswagen nimmt man solche Steilvorlagen dankend auf und
versichert, der Konzern sorge stets dafür, "dass durch unsere
Geschäftstätigkeit keine Menschenrechte verletzt werden". Dieser
frappierenden argumentativen Dissoziation, daß die Geschäftstätigkeit
absolut sauber sei, während alles übrige auf das Konto der Türkei
gehe, für deren Handlungsweise man schließlich keine Verantwortung
trage, scheint auch den hiesigen Führungen von Betriebsräten und
Gewerkschaften als probate Ausflucht zu behagen. Die Rolle Osterlohs
im Konzert der Standortpolitik wurde bereits angedeutet, gravierende
Einwände gegen die türkische Option aus seinem Munde sind nicht
bekannt. Anzumerken wäre noch, daß die bereits erwähnte eher
linksgerichtete Birlesik Metal Is Mitglied des türkischen
Gewerkschaftsbunds Disk ist, der wiederum mehreren internationalen
Kooperationen angehört, darunter der Gewerkschaftsföderation
Industri-All. Deren Präsident ist der IG-Metall-Vorsitzende Jörg
Hofmann. Die deutsche Gewerkschaft wollte sich indessen gegenüber der
F.A.Z., der das auffiel, zu den Bedenken der Schwesterorganisation
nicht äußern.

Auf Unterstützung und Solidarität, wie sie die Lohnabhängigen und
oppositionellen Gewerkschaften in der Türkei so dringend benötigen,
können sie bei den deutschen Konzernbetriebsräten und
Gewerkschaftsführungen offensichtlich nicht zählen. Als gelte es, der
Kollaboration deutscher Wirtschaft und Politik auch in diesem
Zusammenhang die Krone aufzusetzen, bekundet nun auch Saudi-Arabien
massives Interesse an VW. Kronprinz Mohammed Bin-Salman hat in
Südkorea ein milliardenschweres Abkommen zur wirtschaftlichen
Kooperation unterzeichnet, bei dem es auch um den Automobilhersteller
Hyundai geht. Was VW betrifft, würde das Königshaus jedes gebaute Auto
mit mindestens 1000 US-Dollar über mehr als 10 Jahre fördern, und der
Staat dem Werk pro Jahr Fahrzeuge in fünfstelliger Höhe abnehmen. Die
Umsatzsteuer liege bei fünf Prozent, Land, Gebäude und Infrastruktur
würden zur Verfügung gestellt, Aus- und Weiterbildung finanziert. [3]
Ist das ein Angebot, das man nicht ausschlagen kann? Daß deutsche
Konzernmanager im Zweifelsfall so wie Jamal Kashoggi enden könnten,
sollte doch kein entscheidender Hinderungsgrund sein.


Fußnoten:

[1] www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/erstes-vw-werk-in-der-tuerkei-faellt-der-bau-ins-wasser-16261798.html

[2] www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/automobilindustrie-volkswagen-will-neues-autowerk-voraussichtlich-in-der-tuerkei-bauen/24480012.html

[3] www.tagesschau.de/investigativ/vw-werk-109.html
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OFFENER BRIEF/057: Mexiko - Militär in Chiapas. Mehr Krieg als Sicherheit (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Militär in Chiapas: Mehr Krieg als Sicherheit



(Mexiko-Stadt, 18. Juni 2019, Desinformémonos/poonal) - Die wachsende
Militarisierung zapatistischer Gebiete in Chiapas "ist mehr eine
Strategie des Krieges, als der Sicherheit", bekräftigten
Aktivist*innen, Organisationen, Intellektuelle und mexikanische wie
internationale Akademiker*innen in einem Offenen Brief. Darunter Noam
Chomsky, Fernanda Navarro, Raúl Zibechi, Juan Villoro y Carolina
Coppel.

"Uns beunruhigt die Möglichkeit, dass diese neue Regierung, ebenso wie
ihre Vorgängerinnen - ob liberal oder konservativ - die indigenen
Völker erneut an den Rand der Auslöschung zwingen will." Die
Militarisierung sei ein ein Warnsignal, so die Unterzeichner*innen des
Offenen Briefes. Sie kritisieren darin u.a. die fragwürdige Strategie,
eine Nationalgarde zum Zweck der Sicherheit einzusetzen. Denn
Sicherheitskräfte "unterscheiden nicht zwischen Verbrechen und
Widerstand, zwischen Grausamkeit und würdiger Rebellion" und hier
werde es - genauso wie in früheren Einsätzen - auch nicht anders sein,
fügen sie hinzu und argumentieren: Es sei widersprüchlich, dass sich
die Sicherheitsstrategie auf bedrohliche Weise gegen die indigenen
Gemeinden der EZLN (Ejército Zapatista de Liberación Nacional) richte,
obwohl die Daten der Regierung zeigten, dass das zapatistische Gebiet
"mit die niedrigste Verbrechensquote aufweist".


AMLO und die Nationalgarde in der Kritik

Sie kritisieren auch den Führungsstil des amtierenden Präsidenten
Andres Manuel López Obrador und wie er sein Wahlversprechen eines
grundlegenden Wandels umsetzt: "Diejenigen, die sich diesen Worten
anschließen, glauben, dass ein Wandel in Mexiko weder im Schatten
eines politischen Pragmatismus gedeihen kann, indem man sich dem Druck
beugt, der zum Autoritarismus führt, zu Beutezügen und zur Gewalt im
Interesse von einem Prozent der Bevölkerung; noch durch die
Diskreditierung kritischer Stimmen, die mit ihrer Authentizität und
Beharrlichkeit globale Anerkennung erfahren."

Zuletzt stellen sie in ihrem Brief den zunehmenden "Prozess der
Feindseligkeit" gegenüber indigenen Völkern fest, die sich gegen
infrastrukturelle Megaprojekte, wie Tren Maya, den Korridor am Isthmus
von Tehuantepec (Corredor Transístmico) und den
Morelos-Entwicklungsplan PIM organisieren und die jüngsten Morde an
Mitgliedern des Nationalen Indígena-Kongress (Congreso Nacional
Indígena) und des indigenen Regierungsrates (Consejo Indígena de
Gobierno) verurteilen.


Der komplette Offene Brief auf Spanisch ist einzusehen unter:

https://desinformemonos.org/militarizacion-de-territorios-zapatistas-mas-que-una-estrategia-de-seguridad-parece-una-estrategia-de-guerra-noam-chomsky-raul-zibechi-carolina-coppel-intelectuales-y-academicos/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/militaer-in-chiapas-mehr-krieg-als-sicherheit/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





STANDPUNKT/869: Globale Umweltpolitik - Das wird nicht mehr demokratisch geschehen (Henrik Paulitz)


Akademie Bergstraße

für Ressourcen-, Demokratie und Friedensforschung

Analysen und Empfehlungen

"Das wird nicht mehr demokratisch geschehen

von Henrik Paulitz, 26. Juni 2019



Im öffentlich-rechtlichen Sender "Phoenix" (ARD/ZDF) wurde am
24. Juni 2019 eine nicht-demokratische globale Umweltpolitik als
gewissermaßen unausweichlich dargestellt. Wolfgang Merkel, Direktor
der Abteilung Demokratie und Demokratisierung am Wissenschaftszentrum
Berlin für Sozialforschung, sprach von einer "beunruhigenden
Komponente". Nicht die demokratischen Parlamente würden künftig die
Klimapolitik bestimmen, so Professor Merkel, sondern Regierungen und
"Technokraten" internationaler Organisationen: "Das wird nicht mehr
demokratisch geschehen (...)".

Wir werden wenig am Problem lösen

Politologe Merkel betonte zunächst, dass klimapolitische Maßnahmen in
Deutschland unter dem Strich nichts lösen würden: [1]

"Aber da ist auch eine beunruhigende Komponente dabei. Ich stimme zu:
Klima, es wäre lächerlich zu sagen, dass wir das in Dänemark,
Österreich oder Deutschland alleine lösen können. Deutschland
emittiert etwa zwei bis drei Prozent der CO2-Emissionen auf der ganzen
Welt."

Zwar müsse man in Deutschland etwas tun, wirkungsvolle Maßnahmen
"erfinden" und einsetzen. "Aber letztendlich werden wir ganz wenig an
dem Problem lösen", so Merkel.

Erhebliche Kosten

"Also wir werden die nächsten 10 Jahre, das lässt sich voraussagen, in
den nächsten 10 Jahren werden wir erhebliche Kosten haben, die
wahrscheinlich wieder das untere Drittel der Gesellschaft ganz stark
zu tragen hat, erhebliche Kosten haben", so Merkel. "Aber wir werden
nahezu nichts realita, in der Realität, an dem Klimawandel ändern,
weil wir sozusagen ein zu kleiner Spieler sind."

Nicht demokratisch

Prof. Merkel weiter: "Und wenn wir sagen, mit Recht sagen, dass wir
sozusagen ein Konzert, insbesondere bei den großen, den USA, China,
Indien, dabei zusammenbringen müssen, dann haben wir ein Problem, das
heißt:

Das wird nicht mehr demokratisch geschehen, die Parlamente werden da
keine Rolle spielen, das werden die Exekutiven, die Regierungen und
Technokraten der großen Organisationen tatsächlich weitgehend
vorantreiben. Das kann man sagen, das müssen wir so tun. Aber wir
müssen ehrlich sein: Das werden wir nicht in derselben demokratischen
Weise tun können, wie wir das in dem gemütlichen Nationalstaat tun
konnten", sagte der Politologe.

Kritische Nachfragen?

Die Aussage, wonach eine globale Umweltpolitik ohne demokratische
Entscheidungen zu erwarten sei, blieb in der Sendung so stehen.

Moderatorin Michaela Kolster, immerhin ZDF-Programmgeschäftsführerin
des Fernsehsenders Phoenix [2], sah keine Veranlassung, Nachfragen zu
diesen beunruhigenden Aussagen zu stellen.

Fortbestand der Demokratien?

Dabei drängt sich bei den Ausführungen von Prof. Wolfgang Merkel die
Frage auf, ob eine sich globalisierende Politik mit den
verfassungsrechtlichen Grundsätzen unserer freiheitlich-demokratischen
Grundordnung vereinbar ist.

Steht der Fortbestand der Demokratien in Frage? Wie geht man um mit
Bestrebungen, undemokratische Entscheidungsstrukturen globaler
Technokraten, nicht zuletzt auch aus China, zu etablieren bzw. zu
konsolidieren?


Anmerkungen:

[1] Phoenix (ARD/ZDF): Geteiltes Deutschland - Wie halten wir unsere Gesellschaft zusammen? Unter den Linden. Moderation: Michaela Kolster. 24.06.2019. 22.15 Uhr. Ab Minute 19.28.

https://www.phoenix.de/sendungen/gespraeche/unter-den-linden/geteiltes-deutschlandwie-halten-wir-unsere-gesellschaft-zusammen-a-1103480.html

[2] Michaela Kolster ist auch Mitglied des Kuratoriums der Johanna-Quandt-Stiftung. Die Stiftung wurde 1995 von Johanna Quandt, einer der reichsten Frauen Deutschlands, gegründet.
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INTERVIEW/439: Nicht objekt-, sondern subjektbegründet ...    Moshe Zuckermann im Gespräch (SB)


In seinem Vortrag zur Freiheit von Kunst und Kultur in der Warengesellschaft
sprach der Soziologe und Kunsttheoretiker Moshe Zuckermann am 8. Juni auf der
Künstlerkonferenz von Melodie & Rhythmus in Berlin-Neukölln [1] über die
politische Verantwortung von Kunstschaffenden im Verhältnis zu den sozialen und
materiellen Bedingungen, die ihre Handlungsmöglichkeiten einschränken.
Anschließend fand der von vielen BesucherInnen der Konferenz umlagerte Gast aus
Israel Zeit, dem Schattenblick einige Fragen zu beantworten.




[image: Im Gespräch - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Moshe Zuckermann

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Die im Bundestag mehrheitlich bekräftigte Aussage, der
Boykottaufruf der zivilgesellschaftlichen Bewegung Boycott, Divestment and
Sanctions (BDS) erinnere an die antisemitischen Positionen des NS-Regimes, nimmt
einen Vergleich in Anspruch, in dem völlig unterschiedliche Machtverhältnisse in
eins gesetzt werden. Was läßt sich zu der auch anderweitig in Anspruch
genommenen Praxis sagen, aus der Gleichsetzung politisch, sozial und historisch
ganz verschieden gelagerter Auseinandersetzungen politischen Nutzen zu ziehen?

Moshe Zuckermann (MZ): Der Vergleich ist normalerweise dazu da, um entweder eine
Identität oder einen Unterschied aufzuzeigen. Es müssen zu diesem Zweck
Kategorien sein, die vergleichbar sind, die kompatibel sind. Wenn man 1933 den
Satz sagte "Kauf nicht bei Juden" und BDS heute sagt "Kauft nicht in Israel" -
und in Israel wohnen Juden - um daraus zu machen: "Kauft nicht bei Juden", dann
wird der Kontext ausgeblendet, nämlich die Tatsache, daß die Juden im Jahre 1933
nichts verbrochen hatten, wofür man sie boykottierte, während die Israelis eine
ganze Menge verbrochen haben, wofür sie boykottiert gehören, jedenfalls nach den
Gesichtspunkten derjenigen, die zum Boykott aufrufen. Von daher ist der
Vergleich nicht nur unzulässig, er ist auch zutiefst unmoralisch, weil Täter und
Opfer, die sich überhaupt nicht auf derselben Ebene befinden, dadurch auf eine
Ebene gestellt werden. Zweimal sind die Juden die Opfer, und zweimal sind
diejenigen, die die Juden opfern, die Täter.

Das heißt, 1933 waren die Nazis die Täter, die gegen die Juden vorgegangen
waren, und heute sind es die "schlimmen" Palästinenser, die zu BDS aufrufen. In
beiden Fällen sind die Juden die Opfer. Jedoch: Juden sind nicht die Opfer von
Palästinensern, sondern Palästinenser sind die Opfer von Juden, genauer, von
jüdischen Israelis. Und von daher ist dieser Vergleich absolut unzulässig! Mein
Argument in bezug auf BDS befindet sich auf einer anderen Ebene. Wäre die
BDS-Kampagne so umfassend, wie man sie beispielsweise gegen die Apartheid in
Südafrika in den 60er, 70er und 80er Jahren weltweit organisieren konnte, würde
ich sagen, ja, zwingt ruhig die Israelis in eine Notlage, damit wir endlich mit
den Friedensverhandlungen vorankommen. An dieser Stelle wäre BDS ein Mittel, um
die Friedensinitiative in Richtung auf eine politische Lösung anzustoßen. 

Aber BDS findet keine weltweit umfassende Resonanz, sondern nur eine
partikuläre, und dies zeigt die idiotischen Zustände. Als zu BDS anfangs
aufgerufen wurde, war ich noch der Leiter des Instituts für Deutsche Geschichte
an der Universität Tel Aviv. Als dazu aufgerufen wurde, israelische Hochschulen
zu boykottieren, haben meinen linken Freunde und linken Kollegen aus Europa, aus
Deutschland mich in Israel boykottiert, weil ich Israeli bin. Jedoch Rechte,
Konservative und Liberale hatten überhaupt kein Problem, nach Israel zu kommen.
Das heißt, die Benachteiligten bei der ganzen Angelegenheit waren linke
Israelis, die jetzt boykottiert wurden, ohne daß dies irgendeinen nennenswerten
Effekt gezeitigt hätte.

Es geht darüberhinaus aber auch um ein anderes Moment: Man ruft zum Boykott von
Kulturveranstaltungen und von akademischen Veranstaltungen auf. Ich muß jedoch
ganz ehrlich sagen, wenn es in Israel irgendwelche Sphären gibt, die noch
emanzipativ tätig sind, sind es gerade die Universität und die Kunstszene. Die
zu boykottieren ist schon wieder ein Schuß ins eigene Bein. Dennoch sage ich
weiterhin, daß Boykott durchaus eine legitime politische Handlung von Menschen
ist, die Unterdrückung und Repression ausgesetzt sind. Dies ist für meine
Begriffe ein vollkommen legitimer Aufruf der Palästinenser. Warum ist er nicht
antisemitisch? Weil sie nicht gegen die Juden aufrufen, sondern gegen die
Israelis - und es gibt gute Gründe, warum Palästinenser zum Boykott gegen die
Israelis aufrufen, auch wenn der Erfolg gering ist. Es sind eher Mückenstiche,
so wie auch Terrorhandlungen nur Mückenstiche sind. Das hängt damit zusammen,
daß die Weltkonstellation heute eine ganz andere ist als im Falle Südafrikas in
den 60er, 70er und 80er Jahren. Solange ein Mann wie Trump US-Präsident ist,
solange amerikanische Präsidenten auf die jüdische Stimme hören müssen, um
erfolgreiche Wahlkämpfe zu machen, solange Deutschland das Sagen hat in der EU,
wird es nie zu einer konsolidierten Aktion gegen Israel kommen, um nicht davon
zu sprechen, was die Lobbys in ganz anderen Bereichen unterstützen.




[image: Auf der Bühne des Veranstaltungsortes Heimathafen Neukölln - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Im Gespräch mit Esther Bejarano auf der Künstlerkonferenz

Foto: © 2019 by Schattenblick



SB: Um noch einmal das Thema des Vergleiches aufzugreifen - der bei Marx
elementar in Frage gestellte Tausch beruht auf vermeintlichen Äquivalenten, die
zu bestimmen der Abstraktion bedarf. Menschen hingegen sind zu 100 Prozent
einzigartig, auch wenn es viele Ähnlichkeiten gibt. Was ist für dich der tiefere
Sinn und Zweck dessen, zusammenzufassend zu kategorisieren und dann zu
vergleichen und gegeneinander zu halten?

MZ: Weil wir sonst nicht fähig sind, in irgendeiner Weise unsere
Vernunftkategorien einzusetzen. Das heißt, wir können nicht jedesmal namentlich
aufführen, wer alles auf welche Weise auf die Straße geht, sondern man sagt:
Menschen gehen auf die Straße. Das heißt, es gibt eine abstrakte Kategorie, in
der die Individuen subsumiert werden. Das ist aus sprachökonomischen Gründen
nicht anders möglich. Wir haben die Neigung in Gruppen zusammenzufassen. Ein
schönes Beispiel ist die Entwicklung der Religionen. Beim Animismus ist jeder
Stengel, der im Wind zittert, animiert, also ist irgendein Geist in dem Stengel.
Bis man eines Tages auf den Polytheismus kam - es gibt die Stengel, es gibt die
Felsen, es gibt die Wolken, es gibt die Bäume, und eines Tages gibt es einen
Gott der Felsen, einen Gott der Bäume usw. Das heißt, ich habe Kategorien
geschaffen. Bis eines Tages noch eine weitere Abstraktion kreiert wurde, der
Monotheismus: Es gibt einen einzigen Gott, von dem sich alles ableitet. Das
heißt also, unsere Neigung zu abstrahieren macht einen Teil unserer Qualität als
Menschen aus. Menschen haben natürlich auf der einen Seite die Eigenschaft, über
Dinge abstrakt denken zu können. Aber auf der anderen Seite wirkt gerade durch
die Abstraktion das Individuelle total entindividualisierend. Wir sprachen
gerade über Auschwitz - wenn Adorno sagt, in Auschwitz starb nicht mehr das
Individuum, sondern das Exemplar, dann heißt es ja genau, daß dort nicht der
individuelle Jude getötet wurde, sondern der Jude als abstrakte Kategorie,
die sogar numeriert ist.

Dasselbe gilt nun für Marx, der das Fließband noch nicht kannte. Dem Unternehmer
ist vollkommen egal, wer am Fließband steht, ob es Hans oder Lottchen, Roberto
und Bianca ist, es ist vollkommen egal. Die Arbeit muß in der Zeit zwischen acht
und vier Uhr geleistet werden, und wer am Fließband steht, ist austauschbar, ist
fungibel. Das ist genau diese Abstraktion, von der auch Marx redet, daß im
Tausch, wenn es ein Tausch ist, der nicht wirklich eine Äquivalenz darstellt,
die in irgendeiner Weise noch das Individuelle in seinem Wesen erfaßt, das Individuum
mehr oder weniger zu Tode kommt. 

Apropos Tod - nach der verlustreichen Schlacht bei Preußisch Eylau, die weder
für Franzosen, noch Engländer, noch Preußen in irgendeiner Weise zu einer
Entscheidung führte, soll Napoleon, als er von der Höhe seines Pferdes auf die
20.000 Gefallenen blickte, gesagt haben: In einer Nacht in Paris produzieren wir
das aufs Neue. Er sieht nicht den Vater, nicht den Sohn, nicht den Ehemann,
nicht den Onkel - was er sieht, sind Leute, die in Paris reproduzierbar sind,
abstrakt. Das ist ein Grundzug der Moderne. Man kann sagen, schon immer wurde
abstrahiert, man redete von Volk, man redet von Nation usw. - der Unterschied zu
vormodernen Zeiten ist der Anspruch der Moderne, gerade das Individuum in den
Mittelpunkt zu stellen und zum Ziel zu erklären. Das ist das, was Kant meint,
wenn er sagt, jeder Mensch soll nur als Zweck in sich selbst und nicht als
Mittel zum Zweck betrachtet werden. Und genau das wird ja durch die moderne
Massengesellschaft im Bereich des Massenkonsums, im Bereich der
Massenproduktion, im Bereich des Massensterbens usw. unterminiert. Das heißt,
man guckt nicht mehr auf das Individuum, man guckt nur noch auf die Abstraktion
des Individuums.




[image: Moshe Zuckermann mit Mikro - Foto: © 2019 by Schattenblick]
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SB: In der Linken der Bundesrepublik wird seit längerem über das Verhältnis von
Identitätspolitik und Klassenherrschaft debattiert, und zwar häufig unter der
Behauptung, daß die jeweils darum geführten Kämpfe einander ausschlössen. Ist es
deiner Ansicht nach wirklich so irrelevant, wenn Menschen unter geschlechtlichen
Normierungen und patriarchaler Unterdrückung leiden, daß man diese Probleme als
gegenüber der Überwindung des Kapitalverhältnisses sekundär betrachten sollte?

MZ: Ich bin nicht der Meinung, daß das irrelevant ist. Ganz im Gegenteil würde
ich eine ganze Menge Koordinaten anführen, beispielsweise die
Gender-Koordinaten, Sexualverhalten, die ethnischen Koordinaten, religiöse
Koordinaten usw. Zur Frage, ob diese Koordinaten sekundär sind oder nicht, ist
zu sagen, daß sie nicht sekundär oder irrelevant für die Opfer diskriminierender
Handlungen oder eines sexuellen Übergriffs sind. Marcuse sagte einmal: Ich weiß,
daß, wenn der Kapitalismus einstürzt, mein Problem mit meiner Freundin damit
nicht gelöst wäre, aber laßt uns erst einmal mit dem Einsturz des Kapitalismus
beginnen. Deshalb würde ich eher fragen, was Menschen heute in ihren
Grundbedürfnissen ausmacht.

Es geht um die ungleiche Ressourcenverteilung in der Welt und die Tatsache, daß
durch das Kapital eine Polarisierung stattfindet, da der Reichtum der Welt von
einer kleinen Minderheit kontrolliert wird. Das hat unter anderem zur Folge, daß
in bestimmten Regionen der Welt im Jahre 2019 noch immer Millionen Menschen
alljährlich an Hunger sterben, obwohl es nach dem Stand der Produktionsmittel
überhaupt keinen Grund geben müßte, daß ein Mensch heute noch an Hunger stirbt.
Das ist die Art von Priorität, die man setzen kann. Wie ich schon vorhin gesagt
habe, sexuelle Übergriffe sind immer Formen von Machtausübung. Wenn es zu
solchen Übergriffen kommt, dann rede ich nicht darüber, daß der Kapitalismus
erst zusammenbrechen muß, dieses Problem muß sofort angegangen und in den Griff
genommen werden.

Übrigens muß ich sagen, daß in dieser Hinsicht auch eine ganze Menge geleistet
worden ist. Ich möchte dir aber ein Beispiel geben, wo ich das in der Tat für
ein Problem halte. Wir haben jetzt Wahlen in Israel gehabt. Vor den Wahlen
wurden Leute aus sogenannten Entwicklungstädten im Süden, von der Infrastruktur
und von den Arbeitsmöglichkeiten her vernachlässigte Gegenden, interviewt. Erst
kam ein Mann zu Wort, später auch eine Frau, die darüber klagten, daß sie keine
Arbeit haben. Und wenn sie Arbeit bekommen, sei es minderwertige Arbeit. Und die
Jugend ziehe aus der Ortschaft weg und so weiter - sie haben also wirklich eine
desaströse soziale Situation geschildert. Und dann fragte der Reporter: Wen
wollt ihr denn wählen? Darauf haben sie geantwortet: Bibi, also Netanjahu. Da
stellt sich die Frage, warum? Und jetzt komme ich auf deine Frage zurück. 

Der Journalist fragte in Stadtvierteln, in denen zum großen Teil orientalische
Einwanderer aus den 50er Jahren wohnen, die in ihrem Selbstverständnis von den
aschkenasischen Juden, die damals die Hegemonie hatten, entrechtet und
diskriminiert worden sind. Diese Leute reden heute noch von der Mapai-Partei,
das war die damalige Arbeitspartei, die sie nie wählen würden, selbst wenn sie
sterben müßten. Das ist eine Folge des ethnischen Ressentiments, teilweise aber
auch einer vollkommen verdrehten Vorstellung vom Zustandekommen ihrer
Lebensbedingungen und ihrer Probleme. Wenn man an dieser Stelle die Ethnie als
das bessere Argument für deren Lebensverhältnisse anbringt, dann würde ich
sagen, daß es darum nicht gehen kann. Es geht um sozioökonomische Faktoren, denn
diese Verhältnisse sind nicht aus ethnischen Gründen entstanden.

SB: Moshe, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnoten:


[1] BERICHT/338: Manifest für Gegenkultur - Gefahren und Chancen ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0338.html


1. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





GENDER/064: Argentinien - Demo gegen Morde an Transpersonen und Travestis (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien 

Demo gegen Morde an Transpersonen und Travestis
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(Buenos Aires, 29. Mai 2019, ANRed) - Am 28. Juni fand zum vierten Mal
in Folge die "Plurinationale Demo gegen Morde an Travestis und
Transpersonen" in Buenos Aires statt. Die Demoteilnehmer*innen trafen
sich an dem zentralen Maiplatz, Plaza de Mayo und liefen bis zum
Nationalkongress, um "auf die Straße zu gehen und zu rufen: Schluss
mit den Gewaltverbrechen!".


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/fotogalerie-demo-gegen-morde-an-transpersonen-und-travestis/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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INTERNATIONAL/247: Ehe für alle in Ecuador (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Ehe für alle in Ecuador



(13. Juni 2019, Colombia Informa/ poonal) - In einer historischen
Abstimmung mit fünf zu vier Gegenstimmen hat das Oberste
Verfassungsgericht von Ecuador am 13. Juni der Ehe für alle
zugestimmt. Damit ist Ecuador, neben Argentinien, Brasilien, Costa
Rica, Uruguay und Kolumbien, das sechste Land in Lateinamerika, das
die Rechte der Menschen mit verschiedenen sexuellen Orientierungen
anerkennt.

Bereits 2015 hielt die gleichgeschlechtliche Ehe Einzug in das
Zivilgesetzbuch. Laut Verfassung ist die Ehe jedoch ein Bund zwischen
Frau und Mann. Diese Hürde ist nun genommen. Auslöser war u.a. eine
Klage von Efraín Soria und seinem Partner Xavier Banalcázar am
Gerichtshof der Provinz Pichincha, weil ihnen der standesamtliche
Eintrag der Ehe seit 2017 verweigert wurde.

Die LGBTI-Organiationen in Ecuador begrüßten "diesen symbolischen
Schritt des Verfassungsgerichts" nicht nur für das eigene Land und die
andinischen Länder, sondern als Beispiel für ganz Lateinamerika.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/ehe-fuer-alle-in-ecuador/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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ARBEIT/2960: Arbeitsmarkt im Juni 2019 (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 1. Januar 2019

Arbeitsmarkt im Juni 2019 - Konjunkturelle Abschwächung ist sichtbar




"Die schwächere konjunkturelle Entwicklung hinterlässt leichte Spuren auf
dem Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosigkeit ist im Juni nur wenig gesunken. Die
Zahl der gemeldeten Stellen geht auf hohem Niveau zurück und das
Beschäftigungswachstum verliert an Dynamik.", sagte der
Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (BA), Detlef Scheele,
heute anlässlich der monatlichen Pressekonferenz in Nürnberg.

Arbeitslosenzahl im Juni: -20.000 auf 2.216.000

Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: -60.000

Arbeitslosenquote gegenüber Vormonat: unverändert bei 4,9 Prozent

Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit 

Die Arbeitslosigkeit ist von Mai auf Juni um 20.000 auf 2.216.000 gesunken.
Bereinigt um die saisonalen Einflüsse wird für den Juni ein leichter
Rückgang um 1.000 im Vergleich zum Vormonat errechnet. Gegenüber dem
Vorjahr waren 60.000 weniger Menschen arbeitslos gemeldet. Die
Arbeitslosenquote beträgt wie im Mai 4,9 Prozent. Im Vergleich zum Juni des
vorigen Jahres hat sie sich um 0,1 Prozentpunkte verringert. Die nach dem
ILO-Erwerbskonzept vom Statistischen Bundesamt ermittelte Erwerbslosenquote
belief sich im Mai auf 3,0 Prozent.

Der Einfluss der sich abschwächenden Konjunktur zeigt sich am deutlichsten
in der Unterbeschäftigung, die auch Veränderungen in der
Arbeitsmarktpolitik und kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit berücksichtigt.
Sie ist saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um 6.000 gestiegen.
Insgesamt lag die Unterbeschäftigung im Juni 2019 bei 3.172.000 Personen.
Das waren 62.000 weniger als vor einem Jahr.

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind
weiter gestiegen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes hat sich die
Zahl der Erwerbstätigen (nach dem Inlandskonzept) im Mai saisonbereinigt
gegenüber dem Vormonat um 21.000 erhöht. Mit 45,28 Millionen Personen fiel
sie im Vergleich zum Vorjahr um 462.000 höher aus. Das Plus beruht weit
überwiegend auf dem Zuwachs bei der sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigung. Diese ist im Vergleich zum Vorjahr um 595.000 gestiegen.
Insgesamt waren im April nach hochgerechneten Angaben der BA 33,38
Millionen Menschen sozialversicherungspflichtig beschäftigt.
Saisonbereinigt ergibt sich von März auf April ein Anstieg um 38.000.

Arbeitskräftenachfrage

Die Nachfrage nach neuen Mitarbeitern bewegt sich auf hohem Niveau, wird
aber merklich schwächer. Im Juni waren 798.000 Arbeitsstellen bei der BA
gemeldet, 8.000 weniger als vor einem Jahr. Saisonbereinigt hat sich der
Bestand der bei der BA gemeldeten Arbeitsstellen um 4.000 Stellen
verringert. Der Stellenindex der BA (BA-X) - ein Indikator für die
Nachfrage nach Arbeitskräften in Deutschland - blieb im Juni 2019
unverändert bei 248 Punkten. Er liegt damit 6 Punkte unter dem
Vorjahreswert.

Geldleistungen

704.000 Personen erhielten im Juni 2019 Arbeitslosengeld, 43.000 mehr als
vor einem Jahr. Die Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in der
Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) lag im Juni bei 3.964.000.
Gegenüber Juni 2018 war dies ein Rückgang von 208.000 Personen. 7,3 Prozent
der in Deutschland lebenden Personen im erwerbsfähigen Alter waren damit
hilfebedürftig.

Ausbildungsmarkt 

Von Oktober 2018 bis Juni 2019 meldeten sich bei den Agenturen für Arbeit
und den Jobcentern 460.000 Bewerber für eine Ausbildungsstelle, 18.000
weniger als im Vorjahreszeitraum. Von diesen waren 210.000 im Juni noch auf
der Suche. Gleich-zeitig waren 529.000 Ausbildungsstellen gemeldet, 17.000
mehr als vor einem Jahr. Davon waren im Juni noch 241.000
Ausbildungsstellen unbesetzt. Am häufigsten wurden Ausbildungsstellen
gemeldet für angehende Kaufleute im Einzelhandel, für Kaufleute für
Büromanagement sowie für Verkäuferinnen und Verkäufer. Wie in den Vorjahren
zeigen sich auch 2018/19 regionale, berufsfachliche und qualifikatorische
Disparitäten, die den Ausgleich von Angebot und Nachfrage erheblich
erschweren.

Den ausführlichen Monatsbericht finden Sie im Internet unter:

https://statistik.arbeitsagentur.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 19 vom 01.07.2019

Bundesagentur für Arbeit, Pressestelle

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de
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ARBEIT/2959: Der technologische Wandel spaltet den Arbeitsmarkt in Deutschland (idw)


Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) - 28.06.2019

Der technologische Wandel spaltet den Arbeitsmarkt in Deutschland



Digitalisierung und Automatisierung bringen bis zum Jahr 2021 zwar ein
moderates Beschäftigungswachstum in Deutschland mit sich, verursachen
voraussichtlich aber auch eine steigende Einkommensungleichheit unter
Arbeitnehmern/-innen. Entgegen der verbreiteten öffentlichen Wahrnehmung
schafft der technologische Wandel perspektivisch mehr Arbeitsplätze, als
er zerstört. Von zentraler Bedeutung ist allerdings weniger die Anzahl der
betroffenen Jobs, sondern der Strukturwandel am Arbeitsmarkt, der sich mit
voranschreitender Digitalisierung und Automatisierung vollzieht.

Die Politik kann dem begegnen, indem sie den Unternehmen entsprechende
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen für die Beschäftigten erleichtert. Zu
diesen Ergebnissen kommt ein Forschungspapier, das Wissenschaftler/innen
am ZEW - Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung in Mannheim
und am Forschungsinstitut zur Zukunft der Arbeit (IZA) in Bonn erstellt
haben. In ihrem Papier haben die Autoren/-innen verschiedene Szenarien zu
den Folgen der Digitalisierung für den deutschen Arbeitsmarkt simuliert.
Datengrundlage ist die repräsentative IAB-ZEW-Arbeitswelt 4.0-Befragung,
die das ZEW in Kooperation mit dem Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) unter rund 2.000 Produktions- und
Dienstleistungsbetrieben durchgeführt hat. Die Befragung umfasst
Unternehmen, die im Zeitraum der Jahre 2011 bis 2016 bereits in
Spitzentechnologien investiert haben. Das ZEW-Papier untersucht nun, wie
Volkswirtschaft und Arbeitsmarkt in Deutschland künftig auf die Einführung
dieser neuen Technologien reagieren.

Die Ergebnisse zeigen, dass sich die Pläne der Unternehmen, auch in
Zukunft weiter in digitale und automatisierte Arbeitsprozesse zu
investieren, leicht positiv auf die Beschäftigung in Deutschland
auswirken. Besagte Investitionen führen demnach im Zeitraum von 2016 bis
2021 zu einem Jobwachstum von insgesamt 1,8 Prozent. Dieses Plus speist
sich allerdings nicht aus einer steigenden Nachfrage nach den Produkten
der Unternehmen. Vielmehr wirken neue Technologien in den Betrieben auf
Arbeitskräfte eher komplementär als substituierend, das heißt: "Die
fortschreitende Digitalisierung und Automatisierung sorgt dafür, dass
Unternehmen zunächst eher zusätzliche Beschäftigte brauchen und einstellen
werden, um die neuen Technologien einzuführen, als Personal abzubauen",
erklärt Dr. Ulrich Zierahn, Wissenschaftler im ZEW-Forschungsbereich
"Arbeitsmärkte und Personalmanagement" sowie Mitautor des Papiers.

"Die vielfach prognostizierte Massenarbeitslosigkeit aufgrund des
technologischen Wandels ist also unwahrscheinlich", so Zierahn. Die
strukturelle Veränderung auf dem Arbeitsmarkt wird daher nicht so sehr in
der reinen Anzahl der neu entstehenden oder wegfallenden Arbeitsplätze
sichtbar werden, sondern sich vor allem in den einzelnen Arbeitsinhalten
der Unternehmensangestellten niederschlagen.

Den Wissenschaftlern/-innen zufolge haben Jobs, die ein hohes Maß an
interaktiven und analytischen Fähigkeiten voraussetzen, ein geringeres
Automatisierungspotenzial als Jobs, die hauptsächlich von
Routinetätigkeiten geprägt sind. Komplexere Tätigkeiten sind im
Durchschnitt häufig besser bezahlt als Routinejobs. Entsprechend stellen
die Forscher/innen fest, dass sehr gut (aus)gebildete und entlohnte
Arbeitskräfte eher vom technologischen Wandel profitieren, als mittel bis
gering gebildete und bezahlte Arbeitskräfte. "Digitalisierung und
Automatisierung verschärfen die Einkommensungleichheit auf dem deutschen
Arbeitsmarkt", sagt Ulrich Zierahn.

Die Simulationen des Papiers deuten weiter darauf hin, dass die Förderung
der Arbeitskräftemobilität, also die gezielte Aus- und Weiterbildung von
Beschäftigten, dazu beitragen kann, den kommenden Strukturwandel
abzufedern. Unternehmen, Arbeitskräfte und Politik sollten daher nach
Ansicht der Autoren/-innen des ZEW-IZA-Papiers verstärkt in Weiterbildung
investieren, erstens um Arbeitskräfte für den Wandel auf dem Arbeitsmarkt
fit zu machen und zweitens um sicherzustellen, dass die Unternehmen auch
genügend Fachkräfte finden. Darüber hinaus sind Maßnahmen nötig, um
sicherzustellen, dass vor allem kleine und mittelgroße Unternehmen den
Anschluss nicht verlieren.

"Die Betriebe in Deutschland befinden sich gegenwärtig in einer
Investitionsphase. Bis sich neue technologische Entwicklungen im
betrieblichen Alltag durchsetzen und für eine höhere Produktivität sorgen,
braucht es eine gewisse Zeit. Der Weg dahin ist natürlich kostenintensiv.
Die Politik kann hier mit gezielten Maßnahmen Unterstützung bieten und so
den Unternehmen helfen, langfristig wettbewerbsfähig zu bleiben", fasst
Ulrich Zierahn zusammen.


Originalpublikation:

http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/dp/dp19024.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution857

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW), 28.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BANK/566: Kreditanstalt für Wiederaufbau wirft Kohle raus, verpasst aber die Klimawende (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 1. Juli 2019

KfW wirft Kohle raus, verpasst aber die Klimawende

- Nach langem Zögern schließt Staatsbank Kohleprojekte komplett aus

- Klimaschädliche Öl- und Gasgeschäfte bleiben jedoch möglich

- Regierung muss nun auch Hermesbürgschaften für Kohle stoppen



Berlin - Nach jahrelanger Kritik von Klimaschutzgruppen stopft die deutsche
Staatsbank KfW mit einer heute veröffentlichten neuen Richtlinie bestehende
Lücken. Laut den neuen Regeln [1] wird die KfW (Kreditanstalt für Wiederaufbau)
erstmals den kompletten Kohlesektor von Finanzierung ausschließen, neben Kohlekraftwerken nun auch
Kohleexploration und -bergbau.

Regine Richter, Energie-Campaignerin bei urgewald, kommentiert: "Endlich.
Die KfW beendet ihr jahrelanges Zögern beim Ausschluss des Klimakillers
Kohle. Damit zieht sie mit den meisten anderen öffentlichen Banken gleich,
die teilweise schon seit 2013 die Finanzierung von Kohle ausschließen." [2]

Die bisherige Richtlinie der KfW aus dem Jahr 2015 schloss im Energiesektor
lediglich die Finanzierung des Neubaus von Kohlekraftwerken aus, mit
Ausnahmen für die KfW-Tochter IPEX. Nun verbannt sie Kohleneubauprojekte
vollständig aus ihrem Portfolio und verabschiedet sich ebenfalls von
Kohleexplorations- und -bergbauprojekten.

"Leider verpasst die KfW erneut die Chance eine Vorreiter-Rolle unter den
öffentlichen Banken einzunehmen. Sie hätte ihre neuen Energieregeln nutzen
sollen, um auch für andere fossile Energieträger den Ausstieg einzuleiten",
kritisiert Richter. So schließt die Richtlinie zwar die direkte
Finanzierung der umweltschädlichen Öl-Förderung aus Ölschiefer, Teer- oder
Ölsanden aus. Andere Ölförderung bleibt jedoch möglich, auch Gasförderung
durch Fracking kann die KfW grundsätzlich mit Auflagen weiterhin
finanzieren.

Dass die neue Richtlinie zu spät kommt, zeigt die KfW-Finanzierung für das
Braunkohlekraftwerk Ptolemaida V in Griechenland aus dem Jahr 2013. Das
Kraftwerk befindet sich im Bau und steht damit den Pariser Klimazielen
entgegen - denn mit weiteren CO2-intensiven Kraftwerken kann die
Erderwärmung unmöglich auf 1,5° Grad begrenzt werden. Zudem ist das Projekt
nicht wirtschaftlich, weshalb die Betreiberfirma PPC von der EU-Kommission
eine Ausnahmegenehmigung fordert, um den klimaschädlichen Strom auch in
Zukunft subventionieren lassen zu können. Ohne diese Genehmigung ist dies
ab dem 4. Juli nicht mehr möglich, denn die neue Strommarkt-Richtlinie
verbietet Subventionen für neue Braunkohlekraftwerke. "Noch läuft der 
KfW-Kredit für Ptolemaida. Die Bank muss sich bei PPC daher gegen die Nutzung
von Klima-Schlupflöchern einsetzen", fordert Richter.

Mit Blick auf die Bundesregierung sagt Richter: "Nachdem die Regierung dem
KfW-Kohleausstieg zugestimmt hat, wäre es heuchlerisch, wenn sie bei ihren
Hermesbürgschaften für deutsche Exportprojekte weitermacht wie bisher. Auch
hier muss sie endlich einen Schlussstrich ziehen für die Förderung fossiler
Zeitbomben."


Anmerkungen:

[1] Siehe KfW-Veröffentlichung unter: www.t1p.de/5y6n

[2] Etwa die französische Entwicklungsagentur AFD, die niederländische
Entwicklungsbank FMO oder der Schweizer Entwicklungsfinanzierer SIFEM.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Juli 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1842: Rund 12.000 Bankbeschäftigte vor der fünften Verhandlungsrunde im Streik (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
28. Juni 2019

Rund 12.000 Bankbeschäftigte vor der fünften Verhandlungsrunde im
Streik



Berlin - Rund 12.000 Beschäftigte aus privaten und öffentlichen Banken
haben sich vor der nächsten Verhandlungsrunde am 3. Juli bundesweit an
Streiks beteiligt, zu denen die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) aufgerufen hat. Hintergrund ist, dass es auch in der vierten
Runde praktisch keine Annäherung gab und die Arbeitgeber wiederum ein
völlig unzureichendes Angebot vorgelegt hatten, das über den Zeitraum
von drei Jahren im Durchschnitt eine Erhöhung von lediglich je 1,16
Prozent bedeutet hätte.

Angefangen bei Beschäftigten aus Baden-Württemberg (beispielsweise
Stuttgart, Heidelberg und Mannheim) am 18. Juni sowie Niedersachsen
(z.B. Hannover) und Bremen, über Saarbrücken, Berlin und Brandenburg,
gingen am 20. Juni Bankangestellte aus Hamburg, am Tag darauf aus
Kiel und Nordrhein-Westfalen (beispielsweise Dortmund, Essen,
Düsseldorf und Köln) in den Streik. In den folgenden Tagen kamen
beispielsweise Dresden und Leipzig, Wiesbaden, München und Nürnberg
mit zahlreichen Streikaktionen hinzu. Es kam zu verzögerten
Arbeitsabläufen und zahlreichen Filialschließungen. Damit erreichten
die Arbeitsniederlegungen eine für die Kreditwirtschaft ungewöhnliche
neue Qualität. Viele Beschäftigte legten bereits zum dritten Mal im
Rahmen dieser Tarifrunde die Arbeit nieder - teilweise auch an zwei
Tagen hintereinander, um Druck auf die Arbeitgeber zu machen.

"Die Arbeitgeber zielen erkennbar darauf ab, die tariflichen
Vergütungen und damit die Arbeit ihrer Angestellten langfristig zu
entwerten", betont ver.di-Bundesvorstandsmitglied und
Verhandlungsführer Christoph Meister. "Die Beschäftigten erwarten von
ihren Arbeitgebern stattdessen entschlossenes Engagement für
zukunftsfähige Geschäftsmodelle statt Schwarzmalerei und
demotivierender Verunsicherung. Immer mehr Beschäftigte fühlen sich
durch die Hinhaltetaktik der Arbeitgeber geringgeschätzt und treten
entschlossen für einen angemessenen Tarifabschluss ein. Unser
Verhandlungspartner ist gut beraten, am Tariftisch endlich
konstruktive Angebote zur Befriedung zu unterbreiten." Das Angebot
aus der letzten Runde würde bei 36 Monaten Laufzeit mit sechs
Nullmonaten und einer durchschnittlichen Gehaltssteigerung von 1,16
Prozent unterhalb der Inflationsrate von aktuell bis zu 2,0 Prozent
liegen.

"Wir fordern die Arbeitgeber auf, die Signale der Beschäftigten, die
sie mit ihren Streiks deutlich gesetzt haben, ernst zu nehmen und
endlich ein Angebot vorzulegen, über das man verhandeln kann", so der
Gewerkschafter.

ver.di fordert in der Tarifrunde für die rund 200.000 Beschäftigten
bei privaten und öffentlichen Banken sechs Prozent mehr Gehalt bei
einer Laufzeit von zwölf Monaten. Für Beschäftigte mit einer
übertariflichen Bezahlung will ver.di eine entsprechende
Dynamisierung der Gehälter durchsetzen. Für Auszubildende fordert die
Gewerkschaft eine Erhöhung der Vergütung um 100 Euro. Des Weiteren
will ver.di in der Tarifrunde neben einer deutlichen Gehaltserhöhung
vor allem über Arbeitsbelastung und Weiterbildung verhandeln. Aus
diesem Grund fordert ver.di für alle Beschäftigten sechs Gesundheits-
und Entlastungstage. Die nächste Verhandlungsrunde findet am
Mittwoch, dem 3. Juli 2019 in Berlin statt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 28.06.2019
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





MELDUNG/618: Friedensaktivist Gerd Büntzly aus Haft entlassen (Kampagne "Büchel ist überall")


Pressemitteilung der "Kampagne Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt"
vom 01.07.2019

Friedensaktivist Gerd Büntzly aus Haft entlassen



Der Friedensaktivist Gerd Büntzly kommt heute aus der JVA Bielefeld-Senne
frei. Büntzly hatte dort seit dem 21. Juni eine Ersatzfreiheitsstrafe
abgesessen, weil er sich im Jahr 2017 an einer Aktion des Zivilen
Ungehorsams am Fliegerhorst Büchel beteiligt hatte. Bei dieser Aktion hat
sich Büntzly gemeinsam mit vier US-amerikanischen Friedensbewegten Zutritt
in den militärischen Sicherheitsbereich verschafft, um dort auf den Bunkern
gegen die in Büchel stationierten Atomwaffen zu protestieren. Das
Landgericht Koblenz verurteilte den Aktivisten zu einer Strafe von 25
Tagessätzen, von denen er 10 Tagessätze in Form einer Mahnwache im
Gefängnis absaß.

"Es ist haarsträubend, dass Menschen für ihren gewaltfreien Protest gegen
die in Deutschland völkerrechts- und gesetzeswidrig stationierten
Atomwaffen in Gefängnis gehen müssen, während die Politik weiterhin nichts
unternimmt, um ihrem Ziel einer atomwaffenfreien Welt auch nur einen
Schritt näher zu kommen.", betont Marion Küpker, Sprecherin der Kampagne
"Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt" und Trägerin des Aachener
Friedenspreises 2019. Der Bundestag hatte sich bereits im Jahr 2010
fraktionsübergreifend für den Abzug der Atomwaffen aus Deutschland
ausgesprochen. Mehr als zwei Drittel der Menschen in Deutschland sprechen
sich für den Abzug der Atomwaffen aus Deutschland aus. Das ergab eine im
April veröffentlichte repräsentative Umfrage des
Meinungsforschungsinstituts "YouGov".

Derzeit laufen wegen gewaltfreier Aktionen in Büchel mindestens 19
Strafverfahren und mindestens 24 Ordnungswidrigkeitsverfahren gegen
Menschen, die offen zu ihrem Zivilen Ungehorsam gegen die Atomwaffenpolitik
stehen. Zudem ist in Karlsruhe eine Verfassungsbeschwerde von zwei
rechtskräftig verurteilten Mitstreiterinnen anhängig. Zuletzt haben sich am
30. April 2019 17 Friedensbewegte ohne Erlaubnis - aber aus guten Gründen -
Zugang in den militärischen Sicherheitsbereich des Fliegerhorsts bei Büchel
verschafft. Gegen sie wird momentan wegen des Verdachts auf
Hausfriedensbruch ermittelt. Auch hier sind etliche weitere Strafprozesse
zu erwarten.

 * 

Quelle:

Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: info@atomwaffenfrei.de
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/394: Chile - Mapuche zwischen Forderungen und Repression (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile 

Mapuche: zwischen Forderungen und Repression

Von Elena Rusca



(Genf, 3. Juni 2019, Colombia Informa/poonal) - Am 28. Mai betraten
zwei Polizeieinheiten die Mapuche-Gemeinschaft Antonio Calbún und
schossen um sich. Ergebnis der Polizeiaktion sind mehrere Verwundete
auf beiden Seiten. "Wir arbeiteten gerade auf den Feldern, als die
Polizei die Gemeinschaft betrat. Ohne überhaupt mit uns zu sprechen,
haben sie um sich geschossen und viele von uns verletzt. Zwei Lamgenes
(Mapu für Brüder) wurden durch Kugeln verletzt. Einer am Auge, der
andere am Kopf", so Millayray, ein Mitglied der Autonomen Gemeinschaft
Antonio Calbún. Die Gemeindemitglieder verteidigten sich mit Steinen.
Vier Carabineros wurden dabei leicht verletzt.

Es war nicht der erste Angriff auf die Autonome Gemeinde Antonio
Calbún, nahe der Stadt La Victoria in der Region Araucanía, etwa 600
km südlich der Hauptstadt gelegen. Bereits Anfang dieses Jahres war es
zu einem ähnlichen Vorfall gekommen. Grund für die Repressionen sind
Rechtsstreitigkeiten zwischen der Gemeinschaft und dem
Großgrundbesitzer Jorge Offtester Chifferly. Er war es auch, der am
28. Mai die Polizei verständigt hatte. Für den chilenischen Staat ist
er der Besitzer des Landes, auf dem sich die Mapuche-Gemeinde
befindet. Seit dem 5. Januar 2019 befinden sich die Gemeindemitglieder
allerdings in einem Prozess der Wiederaneignung und halten das Land
besetzt.


Die Kolonialisierung findet kein Ende

Die Streitigkeiten gehen auf die militärische Besetzung der
Mapuche-Region Araucanía im 19. Jahrhundert zurück, die mit Krieg,
Landraub und Vertreibung einherging. Die Mapuche-Bevölkerung wurde in
Reservate gedrängt, die insgesamt nur knapp sieben Prozent ihres
ursprünglichen Gebiets darstellten. Der chilenische Staat deklarierte
diese Reservate als Gemeindeeigentum für Indígenas und vergab
sogenannte "Gnadentitel" (titulos de merced). Noch immer befindet sich
ein Großteil der 510.386 Hektar Land mit besagten Landtiteln nicht in
den Händen der Mapuche. Grund hierfür sind vielfältige, illegale
Mechanismen der Enteignung.

Der aktuelle Wiederaneignungsprozess beruft sich auf einen solchen
Titel, welcher den Mapuche Teile des Gebiets zuspricht, das auch
Offtester Chifferly seinen Besitz nennt. Sollte das aktuelle
rechtliche Verfahren die Rechtmäßigkeit der Landtitel der
Mapuche-Gemeinde bestätigen, wäre Jorge Offtester Chifferly gesetzlich
dazu verpflichtet, sich aus dem Mapuche-Gebiet zurückzuziehen.


Chile hat sich zum Schutz der Rechte indigener Völker
verpflichtet

Die Repression gegen die Mapuche verstößt gegen die Konvention 169 der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO). Die Konvention aus dem
Jahre 1989 soll die Rechte der ca. 370 Millionen Menschen aus mehr als
5.000 indigenen Völkern schützen und ist bis heute das einzige
völkerrechtlich bindende Instrument zum Schutz der Rechte indigener
Völker. Neben dem Grundprinzip der Nichtdiskriminierung, sichert es
den Indígenas die Teilnahme an politischen Prozessen zu, welche ihre
Anliegen direkt betreffen, darunter das Recht auf freie Information
und vorherige Befragungen. Mit der Unterzeichnung der Konvention durch
den Nationalkongress am 15. September 2009 hat sich Chile dazu
verpflichtet, diese Rechte zu respektieren.

Am 19. Juni kam es zu einem erneuten Angriff mit Eisenstangen auf
einige Mitglieder der Mapuche-Gemeinde [1]. Der 29jährige Mapuche
Claudio Huenchullan Quilapan liegt schwer verletzt im Krankenhaus.


Anmerkung:

[1] http://www.colombiainforma.info/chile-represion-en-calbun-la-intencion-fue-matarnos/
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06974: Kein Steilfelsen zu hoch (SB)


Eine hochbrisante Stellung begegnet uns im heutigen Rätsel der Sphinx,
Wanderer, wo der Verstand hohe Steilfelsen erklimmen muß, ehe er oben
auf dem Gipfel anlangt. Die rumänische Meisterin Nikolin hatte mit den
weißen Steinen die Amerikanerin Savareide in eine äußerst bedrängte
Lage gebracht. Deren König auf c8 war wie in einem Grab gefangen. Es
fehlte nur noch der Sargnagel. Allein, dieser letzte Hammerschlag
schien nicht ausführbar zu sein, denn auf das gradlinige 1.Tf1-f8?
zerstörte 1...Te4-g4+ alle weißen Siegeshoffnungen. Ein glänzender
Einfall mußte her, einer, der das Schachgebot auf g4 eliminierte und
zugleich den Knoten gegen den gefesselten schwarzen Läufer auf d8
enger zog. Die Rumänin sah den vor ihr aufragenden Felsen, keine
Ritzen zum Hochsteigen, kein Seil zur Hand, aber der Verstand meistert
bekanntlich alle Schwierigkeiten, wenn man zuweilen auch Umwege zu
gehen und Zwischenzüge zu ersinnen bereit ist.






[image: SCHACH-SPHINX/06974: Kein Steilfelsen zu hoch (SB)]



Nikolin - Savereide

Tiflis 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Und tatsächlich, nach 1...Sf6-d7 opferte Karpow mit 2.Td6xd7! die
Qualität und spielte fortan de facto mit einem ganzen Turm weniger.
Indes gab die Stellung ihm Recht: 2...Dg4xd7 3.Sg3-f5 f7-f6 4.De5-d5+
Dd7xd5 5.c4xd5 - trotz Damentausches und materiellen Nachteils steht
Weiß angesichts seiner gebundenen Freibauern auf Sieg - 5...Lg5-f4
6.g2-g3 Lf4-c7 7.Kb1-c2 b7-b5 8.Sf5xh6+ Kg8-h7 9.Sh6-f5 Te8-g8 10.d5-
d6 Lc7-a5 11.Te1-e6 Tg8-g5 12.Te6xf6 Tg5xh5 13.d6-d7 Th5-h2 14.Sf5-e3
und Schwarz gab auf.



Erstveröffentlichung am 2. Juli 2006
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/706: Mittelgewicht - der verlorene Sohn kehrt heim ... (SB)




Demetrius Andrade besiegt Maciej Sulecki nach Punkten

Demetrius Andrade hat den WBO-Titel im Mittelgewicht zum zweiten Mal
erfolgreich verteidigt. Beim ersten Auftritt in seiner Heimatstadt
Providence, Rhode Island, in seiner elf Jahre währenden Profikarriere
setzte sich der Lokalmatador vor rund 7100 Zuschauern einstimmig nach
Punkten gegen Maciej Sulecki durch (120:107, 120:107, 120:107).
Während der 31jährige Weltmeister damit in 28 Auftritten ungeschlagen
blieb, stehen für den ein Jahr jüngeren Polen nunmehr 28 Siege und
zwei Niederlagen zu Buche. Nach seinem Erfolg forderte Andrade seine
prominenten Rivalen Saul "Canelo" Alvarez und Gennadi Golowkin zum
Kampf, doch sind Zweifel angebracht, ob er mit seiner Vorstellung im
Dunkin Donuts Center tatsächlich die Weichen dafür gestellt hat.

Als der Titelverteidiger seinen Gegner gleich in der ersten Runde zu
Boden schickte, schien sich eine schnelle Entscheidung anzubahnen.
Kaum war der Herausforderer wieder auf die Beine gekommen, als Andrade
auch schon nachlegte, dabei jedoch größtenteils Löcher in die Luft
schlug. Hingegen traf ihn der Pole mit einem satten Konter, worauf die
Ecke des Weltmeisters ihren Boxer in der Pause eindrücklich vor dem
offenen Schlagabtausch warnte. Der Champion hatte sich nicht nur einen
gefährlichen Treffer eingehandelt, sondern wirkte bereits zu diesem
frühen Zeitpunkt erschöpft, als habe er sich bei einem einzigen
Schlaghagel verausgabt. Das führte dazu, daß sich Andrade für den Rest
des Kampfes meistenteils auf die Defensive konzentrierte und fortan
sein Heil in einzelnen Treffern suchte, um sich sofort wieder
zurückzuziehen, ehe sich der Herausforderer revanchieren konnte.

Das reichte aus, um Sulecki zu dominieren und ihm die Punkte
abzunehmen, da der Pole nicht zu realisierten schien, wie schnell der
favorisierte Kontrahent an seine Grenzen stieß. In den letzten beiden
Runden beugte sich Andrade nach vorn und versuchte, den Herausforderer
mit einem Wirkungstreffer zu erwischen, was ihm jedoch mißlang. Der
Champion war zu diesem Zeitpunkt derart erschöpft, daß seine Schläge
die nötige Wucht vermissen ließen. Er konnte daher insofern von Glück
reden, daß sein Gegner in der Schlußphase nicht willens oder in der
Lage war, alles auf eine Karte zu setzen und den Ausgang ihres Kampfes
noch einmal spannend zu machen. Hätte Andrade in dieser konditionellen
Verfassung einem aggressiveren Kontrahenten wie "Canelo" oder Golowkin
gegenübergestanden, wäre es um ihn geschehen gewesen.

Alles in allem kämpfte Andrade wie eine amerikanische Version des
Briten Billy Joe Saunders, da er ständig auswich, weglief und
zwischendurch peinliche Showeinlagen wie eine schlechte Imitation des
Ali-Shuffle oder geschwungene Poloschläge gab. Er war viel zu sehr
darauf bedacht, nur ja nicht getroffen zu werden, und ließ die
Gelegenheit in zunehmendem Maße verstreichen, in der Offensive Zeichen
zu setzen. Hatte er anfangs noch versucht, genau das zu praktizieren,
so war bald von Angriffslust immer weniger zu sehen, zumal er von der
achten Runde an konditionell abbaute. Wäre er nicht wie der verlorene
Sohn nach langen Jahren heimgekehrt, hätte er wohl anstelle
aufbrausenden Beifalls eher Mißfallenskundgebungen geerntet. Sein
Auftritt war angesichts eines nicht allzu gefährlichen Gegners recht
effektiv, aber langweilig. Im Grunde genommen versäumte es Andrade
daher, Interesse bei seinen Wunschgegnern zu wecken, die beide keine
Neigung haben, flüchtenden Kontrahenten im Ring hinterherzulaufen. Das
sieht nie besonders gut aus und verhindert in aller Regel einen Kampf,
der das Publikum begeistert. [1]

Wenngleich er hinterher behauptete, er habe Sulecki keineswegs
unterschätzt, der wirklich ein zäher Bursche und zum Kämpfen gekommen
sei, fügte er doch sofort überheblich hinzu: "Ich habe getan, was ich
tun mußte, nämlich gut auszusehen - groß, schwarz und ansehnlich." [2]
Spricht so ein Boxer, der seinem Gegner Respekt erweist, selbst wenn
er ihm klar überlegen war? Wenngleich er natürlich kaum bedeutende und
lukrative Kämpfe bekommt, solange er sein Licht unter den Scheffel
stellt, scheint er doch seine Bedeutung zu überschätzen. So erklärte
er denn auch, er besiege sie schlichtweg alle, was zwar seiner Bilanz
entspricht, aber eher nicht für die Aufgaben gilt, die er nun
einfordert.

Unter seinem neuen Promoter Eddie Hearn von Matchroom Boxing USA
steigt Andrade jedenfalls häufiger als früher in den Ring und hat
bereits seinen dritten Auftritt binnen acht Monaten gegeben. Sulecki,
der zuvor nur nach Punkten gegen den damaligen Weltmeister Daniel
Jacobs verloren hatte, war dennoch kein Herausforderer auf gleicher
Augenhöhe. In drei seiner letzten vier Kämpfe war er zwischenzeitlich
auf den Brettern gelandet, nämlich gegen Jacobs, zweimal gegen Gabriel
Rosado und nun auch gegen Andrade. Das läßt darauf schließen, daß er
robust, aber eben auch relativ leicht zu treffen ist. Einem
erstklassigen Techniker wie Andrade, der sich ihm behende entziehen
kann, war er nicht gewachsen, wie auch die Statistik von CompuBox
belegt. Demnach brachte Andrade 133 von 496 Schlägen ins Ziel (27
Prozent), während Sulecki lediglich 51 Treffer bei 331 Versuchen
landen konnte (15 Prozent). So gelangen dem Polen nie mehr als sieben
Treffer pro Runde, und in der fünften fand sogar von 29 Schlägen nur
ein einziger sein Ziel.

Demetrius Andrade, der zweimal Weltmeister im Halbmittelgewicht
gewesen war, ehe er ins höhere Limit aufstieg, konnte die mit 1,5
Millionen Dollar höchste Börse seiner Karriere einstreichen. Das ist
eine Menge Geld, aber dennoch weit von den Einkünften des absoluten
Spitzenpersonals entfernt, woran sich der aktuelle Marktwert des
US-Amerikaners ablesen läßt. Sulecki mußte mit etwa 400.000 Dollar
vorlieb nehmen. Die Polarisierung in einige wenige Großverdiener, für
die Gagen im zweistelligen Millionenbereich selbstverständlich sind,
ein bereits deutlich abgehängtes Mittelfeld und eine Heerschar karg
dotierter Mitbewerber schreitet voran. Weltmeister zu werden ist
allenfalls eine Voraussetzung, doch mitnichten eine Garantie,
finanziell ausgesorgt zu haben.

Maciej Sulecki sei kein Steve Rolls und kein Rocky Fielding, nahm
Andrade provozierend auf Golowkins Gegner vom 8. Juni und "Canelos"
Kontrahenten im letzten Dezember Bezug, als gebe er sich im
Unterschied zu den beiden nur mit hochklassigen Aufgaben ab. Solche
Einlassungen können den Mexikaner nicht beeindrucken, der zuletzt
Daniel Jacobs den Titel abgenommen hat und am 14. September
höchstwahrscheinlich gegen den Halbschwergewichtler Sergej Kowaljow in
den Ring zurückkehrt. Golowkin setzt zwar weiter darauf, "Canelo" im
Herbst zum dritten Mal vor die Fäuste zu bekommen, hat aber
offensichtlich mit diesem Ansinnen schlechte Karten. Folglich könnte
sich der Kasache ersatzweise mit Andrade messen, um ihm womöglich den
Gürtel abspenstig zu machen, doch läßt er bislang so gut wie kein
Interesse an dieser Option erkennen. Da Saul Alvarez, Gennadi Golowkin
und Demetrius Andrade alle Verträge mit dem Streamingdienst DAZN
abgeschlossen haben, wäre es kein Problem, entsprechende Kämpfe zu
realisieren, was die Übertragung betrifft. Das ist jedoch nicht der
einzige Aspekt, der beim Pläneschmieden zum Tragen kommt.

Der Verband WBC hat "Canelo" kürzlich den Titel aberkannt, den
Mexikaner jedoch zugleich zum ersten "Franchise Champion" der
Organisation ernannt. Das ist reichlich absurd und zeugt davon, wie
die Verbände ihrer Geschäftspolitik mit dreisten Winkelzügen auf die
Sprünge helfen. Wer wie Andrade gehofft hatte, in einem Kampf gegen
Saul Alvarez zum unangefochtenen Champion aufzusteigen, der alle vier
Titel im Mittelgewicht in seinen Besitz gebracht hat, muß daher
umdisponieren. Dazu mußte der WBO-Champion aber nicht lange überlegen,
da ihm ein Duell mit "Canelo" den bei weitem größten Zahltag bescheren
würde und an Prestige nicht zu übertreffen wäre. Deshalb fordert er
den Mexikaner denn auch dazu auf, das ganze Gewese um die Gürtel zu
vergessen und sich mit ihm zu messen, um den einzigen und wahren
Champion zu küren. Mit dieser Aufforderung kann er bei Saul Alvarez
aber nicht landen, der sich längst für das Maß aller Dinge in der
gesamten Gewichtsregion hält und tatsächlich auch am längeren Hebel
sitzt, da er sich aussuchen kann, wem er die Gunst erweist, mit ihm
den Ring zu teilen.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2019/06/andrade-vs-sulecki-live-fight-results-from-providence-ri/

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/27086387/andrade-calls-canelo-ggg-easy-win
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ATOM/1311: Endlagerökonomie (Gorleben Rundschau)


Gorleben Rundschau IV-VI/2019 - 42. Jahrgang, Ausgabe 1070

Wir sind die Wenden: Energie · Klima · Mobilität · Gesellschaft

Endlagerökonomie

Auch finanziell könnte die Endlagerung ein Fass ohne Boden werden

von Wolfgang Ehmke



Finanzen 

Wer zahlt am Ende die Zeche für die Suche nach einem Endlager für
hochradioaktive Abfälle, die Betriebs- und Nachbetriebsphase, die
Zwischenlagerung atomarer Abfälle, fragt Wolfgang Ehmke. Und: Gibt es
überhaupt eine längerfristige, solide Finanzplanung für die Lagerung
des Atommülls?

Entsprechende Fragen hat die Bürgerinitiative Umweltschutz
Lüchow-Dannenberg (BI) an das Bundesumweltministerium und die
Verwalter des Atomfonds gerichtet, aus Sorge, ob die 24,1 Mrd Euro,
die die Atomstromkonzerne in den Fonds eingezahlt haben, für die
Zwischenlagerung, Konditionierung und Endlagerung hochradioaktiver
Abfälle überhaupt reichen. Die 24,1 Mrd. Euro sind schon geschrumpft,
denn der Anlageerfolg beim Atom-Entsorgungsfonds will sich einfach
nicht einstellen. Sowohl auf der Aktien- als auch auf der Anleiheseite
verzeichnete das prestigeträchtige Portfolio 2018 ein sattes Minus.
Das geht aus einem Bericht des Bundeswirtschaftsministeriums hervor,
berichtete der Berliner "Tagesspiegel" vorliegt. Bis zum Jahresende
verloren die Aktien im Fonds demnach 8,6 Prozent an Wert. Bei den
Anleihen waren es im selben Zeitraum 3,2 Prozent.

Ein Grund für die schlechten Zahlen ist demnach die anhaltende
Niedrigzinspolitik der Europäischen Zentralbank (EZB). Allein 2018
musste der Atomfonds, der von Anja Mikus - der langjährigen
Star-Fondsmanagerin in Diensten von Allianz Global Investors und Union
Investment - gelenkt wird, rund 125 Millionen Euro an Negativzinsen an
die Bundesbank respektive die EZB überweisen. Dennoch blicken die
Autoren zuversichtlich in die Zukunft: "Mittlerweile haben sich die
Märkte erholt und die Anlagen des Entsorgungsfonds an Wert
zugenommen", heißt es in dem Bericht. Der Fonds habe die aktuelle
Situation genutzt, um günstigere Einstiegspreise für weitere
Investitionen zu erreichen."

Das Standortauswahlgesetz (StandAG) hat einen - höchst umstrittenen -
zeitlichen Rahmen für die Endlagersuche gesetzt. Bis zum Jahr 2050
soll ein Endlager für hochradioaktive Abfälle startklar sein. Bis zum
Zeitpunkt der Inbetriebnahme, aber auch während der Betriebszeit in
der zweiten Hälfte des Jahrhunderts und natürlich auch in der
Nachbetriebszeit fallen enorme Kosten an. Kommt der Betriebsbeginn für
die Endlagerung, wie zu erwarten ist, ins Rutschen, steigen
gleichzeitig auch die Kosten für die oberirdische Zwischenlagerung der
Abfälle, für die die bundeseigene Gesellschaft für Zwischenlagerung
(BGZ) zuständig ist; inzwischen sei nicht mehr von 40 Jahren, sondern
von 100 Jahren Zwischenlagerung auszugehen. Die BGZ hat Anfang 2019
alle 13 dezentralen und kraftwerksnahen Zwischenlager für
hochradioaktive Abfälle übernommen, ab 2020 kommen noch die
Lagerstätten für schwach- und mittelaktive Abfälle hinzu.

Da es keine Nachschusspflicht der Stromkonzerne gibt, wird die
Ausgestaltung der Endlagersuche, aber auch die notwendige Forschung am
Ende von Haushaltsberatungen der Parteien bestimmt, und bei einer
klammen Kasse wird es unglaubliche Verteilungskämpfe geben - zu
befürchten ist eine "Endlagersuche light", ohne die Möglichkeit von
Rücksprüngen, ohne ein notwendige finanzielle Ausstattung von
Kommunen, Umweltgruppen und Einzelpersonen, die zu Teilgebiets- und
Regionalkonferenzen eingeladen werden und auf Augenhöhe mitreden und
Entscheidungen treffen sollen. Infrage steht vor allem eine breit
angelegte untertägige Untersuchung mehrerer Standorte in der
Schlussphase und natürlich die wachsende Gefahr, dass auf das Bergwerk
im Salzstock Gorleben jeder Zeit wieder zurückgegriffen werden kann,
weil es im Stand-By-Betrieb gefahren wird.

Jährlich werde akribisch ermittelt, welche Kosten für die
Endlagersuche beim Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit
(BfE), bei der Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) und der
bundeseigenen Gesellschaft für Zwischenlagerung (BGZ) anfallen, betont
das BMU. Diese Gelder werden jährlich verauslagt.

Alexander Quekwer (BMU) schreibt: "Am Ende eines Haushaltsjahres
ermittelt das BfE über eine entsprechende Kosten-Leistungs-Rechnung,
welche der ihr bei der Aufgabenwahrnehmung entstandenen Kosten
refinanzierbar sind (z.B. Kosten für das Standortauswahlverfahren) und
welche nicht refinanzierbar sind (z.B. bloße Unterstützungstätigkeit
für das BMU). Die jeweilige Refinanzierbarkeit einer Aufgabe ergibt
sich aus dem StandAG."

Eine längerfristige Planung, die über eine fünfjährige Finanzplanung
des Bundes hinausgeht gibt es offensichtlich nicht. Quekwer: "Der
BfE-Haushalt und die für die Aufgabenwahrnehmung von BGE und BGZ
veranschlagten Haushaltstitel sind unmittelbarer Bestandteil des
jeweils vom Deutschen Bundestag verabschiedeten Bundeshaushalts und
der fünfjährigen Finanzplanung des Bundes."

Vor dem Hintergrund derartiger Berichte erscheint die Prognose, dass
das Geld beispielsweise für eine vergleichende Endlagersuche und dabei
auch eine weitere untertägige Erkundung weiterer Standorte neben
Gorleben ausreiche, doch sehr kühn.

Ein erster kleiner Anhaltspunkt, wie lange das Geld reichen könnte,
wäre eine Abrechnung für das Jahr 2018.

Deshalb hakt die BI nach:

1. Gibt es aktuelle Zahlen, was wurde seitens des Bundes an BfE, BGE
und BGZ im Jahr 2018 für die genannten Aufgaben gezahlt?

2. Für welchen Zeitraum sollen die 24,1 Mrd. Euro die notwendigen
Aufgaben überhaupt abdecken, wer bestimmt über den Umfang der
"notwendigen" Aufgaben und ab wann ist damit zu rechnen, dass dann der
Bund nachschießen muss?

3. Sind BfE, BGE und BGZ überhaupt aufgefordert worden, eine
Abschätzung vorzulegen, welche Kosten bei der Zwischenlagerung bis zu
Beginn einer Endlagerung, welche Kosten bei einer vergleichenden
Endlagersuche und welche Kosten bei Inbetriebnahme eines Endlagers,
der Konditionierung der Abfälle und des Betriebs entstehen könnten?

 * 

Quelle:

Gorleben Rundschau - April-Juni 2019, Seite 18 - 19

Lizenz: CC BY NC SA

Die Gorleben Rundschau it ein kostenloses Informationsblatt der

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

E-Mail: redaktion@gorleben-rundschau.de

Internet: www.gorleben-rundschau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/375: Halbzeit beim Insektensommer in Bayern (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 26. Juni 2019

Halbzeit beim Insektensommer

Steinhummel liegt vorne - Naturfreunde haben Sechsbeiner gezählt -
aktuell großer Einflug von Distelfaltern in Bayern



Hilpoltstein, 26.06.2019 - Die Steinhummel liegt dieses Jahr zur
Halbzeit der Mitmachaktion Insektensommer vor der Hainschwebfliege auf
Platz eins in Bayern. Auf den Plätzen drei bis fünf der diesjährigen
großen bundesweiten Insektenzählung von LBV und NABU folgen die
Honigbiene, der Asiatische Marienkäfer und die Wildbiene. Laut
vorläufigem Auszählungsstand gingen die Schmetterlingssichtungen zum
Vorjahreszeitraum um 40 Prozent zurück mit Ausnahme des Distelfalters.
Diesen haben die Teilnehmer der Mitmachaktion Insektensommer dieses
Jahr dreimal so oft gesehen wie 2018. "Der farbenprächtige Falter ist
einer der wenigen fast weltweit verbreiteten Schmetterlinge. Jedes
Frühjahr wandern die Distelfalter aus dem Süden zu uns, um sich
fortzupflanzen. Dieses Jahr sind es besonders viele", erklärt
LBV-Insektenexpertin Dr. Melanie Chisté.




[image: Foto: © Gabi Maier, LBV]

Steinhummel

Foto: © Gabi Maier, LBV



Bislang beteiligten sich deutschlandweit über 6.400 Insektenfans an
der Aktion und gaben über 3.600 Meldungen über gesichtete Insekten ab.
Aus Bayern kamen über 450 Meldungen mit vielen verschiedenen
Insektenarten. Auch im zweiten Jahr des Insektensommers erkunden die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer am liebsten ihre unmittelbare Umgebung.
Der weitaus häufigste Zählort ist das nähere Wohnumfeld, wie der
eigene Garten oder Balkon, gefolgt von dem Zählort Park.




[image: Foto: © Renate Penker, LBV]

Hainschwebfliege

Foto: © Renate Penker, LBV



"Unter den häufig gemeldeten Arten finden sich vor allem große
auffällige Insekten wie die Steinhummel oder Populationen wie Ameisen,
denn diese sind leichter zu erkennen", so die LBV-Insektenexpertin,
"Der Asiatische Marienkäfer steht in Konkurrenz zum heimischen
Siebenpunkt-Marienkäfer. Etwas besorgniserregend: Bisher wurden
insgesamt weniger Schmetterlinge erfasst." Das zeige sich am Beispiel
des weit verbreiteten Kleinen Fuchses. Obwohl er ein sehr angepasster
Schmetterling ist und seine Raupe auf der Brennnessel lebt, die fast
überall wächst, liegt er aktuell nur auf Platz 43 im deutschlandweiten
Ranking. Im gleichen Zeitraum wurde er im Vorjahr mehr als doppelt so
häufig gesehen.




[image: Foto: © Dr. Eberhard Pfeuffer, LBV]

Distelfalter
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Distelfalter überall in Bayern zu beobachten

Obwohl dieses Jahr bisher deutlich weniger Falter gesichtet wurden,
sticht eine Art überraschen hervor: Den farbenprächtigen Distelfalter
haben die Insektensommer-Teilnehmer bundesweit heuer dreimal so oft
gesehen wie 2018. Grund dafür ist eine Massenwanderung der Falter aus
ihren Überwinterungsgebieten in Afrika über Israel, Zypern und den
Balkan bis nach Skandinavien. Eine große Anzahl wandernder
Distelfalter entsteht, wenn im Winter oder zeitigen Frühjahr
außergewöhnlich viel Regen fällt und sich die Raupenpflanzen,
hauptsächlich Disteln und Brennnesseln, massenhaft entwickeln. "Der
letzte große Einflug des Falters nach Bayern fand vor zehn Jahren
statt", sagt die LBV-Insektenexpertin.

Während des Zuges lassen sich in einer Stunde Dutzende oder auch mal
über hundert Distelfalter beobachten. "Inzwischen sind die Falter in
vielen Regionen Bayerns angekommen, wobei der Zuzug noch bis Ende des
Monats anhalten kann", sagt Melanie Chisté. Bald legen die
Distelfalter ihre Eier ab und die nächste Generation schlüpft. "Wer
den Distelfaltern helfen möchte, kann in seinem Garten Disteln und
Brennnesseln anpflanzen. Vor allem Brennnesseln sind auch für eine
Vielzahl anderer Schmetterlinge eine wichtige Raupenpflanze", Chisté
weiter. Im Spätsommer ziehen die hier geschlüpften Falter dann wieder
nach Süden. Naturfreunde haben also noch einige Wochen Gelegenheit,
Distelfalter zu beobachten.

Mitmachaktion Insektensommer

Mit der Mitmachaktion Insektensommer wollen LBV und NABU die fleißigen
Helfer der Ökosysteme ins Licht der Öffentlichkeit stellen. Fast 90
Prozent aller Wild- und Kulturpflanzen sind auf die Bestäubung durch
Insekten angewiesen. Wissenschaftler haben in den vergangenen Jahren
jedoch einen drastischen Rückgang vor allem an Fluginsekten
festgestellt.

Mit Spannung blicken LBV und NABU nun auf den nächsten Zählzeitraum.
Die nächste Insektenzählung findet im Hochsommer vom 2. bis zum 11.
August statt, wenn die Heuschrecken zirpen und die Libellen fliegen.
Beobachten und zählen ist fast überall möglich: Garten, Balkon, Park,
Wiese, Wald, Feld, Teich, Bach oder Fluss. Das Beobachtungsgebiet soll
nicht größer sein als etwa zehn Meter in jede Richtung vom eigenen
Standpunkt aus. Gezählt wird eine Stunde lang.

Insektenbeobachtungen melden kann man unter

www.lbv.de/insektensommer.

 * 

Quelle:

Presseinformation 52/19, 26.06.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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FEHLER/016: Bienen nicht mit Honig füttern (ML)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz - 28. Juni 2019

Bienen nicht mit Honig füttern!

Bakterium könnte Larven infizieren - Lieber Blühpflanzen ansäen



Hannover. Laien sollten Bienen nicht mit Honig füttern - darauf macht
das Niedersächsische Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz (ML) aufmerksam. In letzter Zeit wurden dem ML
häufiger Fälle gemeldet, in denen Bürger den Bienen Honig im Garten
oder auf dem Balkon gegeben haben, um ihnen eine zusätzliche
Nahrungsquelle anzubieten.

Hiervon rät das ML dringend ab, zum einen weil die Imker sich sehr gut
um ihre Völker kümmern, insbesondere aber weil nahezu drei Viertel
aller untersuchten Importhonige aus Supermärkten Sporen des Bakteriums
Paenibacillus larvae - des Erregers der Amerikanischen Faulbrut -
aufweisen. Dieses Bakterium infiziert Bienenlarven und zerstört sie.
Die Konsequenz: Es fehlt an nachwachsenden Arbeiterinnen, und das
Bienenvolk geht ein. Erwachsene Bienen können zwar nicht angesteckt
werden, sie sind allerdings an der Sporenverbreitung dieses
Krankheitserregers beteiligt. Erkrankte und abgestorbene Bienenvölker
sind also Infektionsquellen für andere Bienenvölker und tragen dazu
bei, dass sich die Seuche schnell ausbreitet und viele Imkereien einer
ganzen Region betroffen sein können.

Vor diesem Hintergrund sollten Laien unbedingt Abstand davon nehmen,
Bienen mit Honig zu füttern. Wegen der bekannten Belastung des
Importhonigs mit Sporen des Krankheitserregers findet man auch an
manchen Glascontainern den Warnhinweis, Honiggläser nur ausgespült im
Glascontainer zu entsorgen. Für den Menschen ist das Bakterium völlig
ungefährlich.



Das ML empfiehlt Bürgern, die Nahrungsquellen für Bienen zur Verfügung
stellen möchten, eine Bienenweide anzupflanzen. Weitere Hinweise
finden Sie hier: 

https://www.ml.niedersachsen.de/service/startseite_aus_ministerium/bienen-brauchen-bluetenvielfalt--mach-mit-103001.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 62/18, 28.06.2019

Nds. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Pressestelle, Calenberger Str. 2, 30169 Hannover

Tel.: 0511/120-2095, 2135, 2136, 2137; Fax: 0511/120-2382

E-Mail: pressestelle@ml.niedersachsen.de

Internet: www.ml.niedersachsen.de
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ENERGIE/299: Systematische Planung von Windenergie auf See und Stromnetzen in Nord- und Ostsee (BSH)


Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie - Hamburg, 27. Juni 2019

Systematische Planung von Windenergie auf See und Stromnetzen in
Nord- und Ostsee: BSH veröffentlicht ersten
Flächenentwicklungsplan



Hamburg, 27. Juni 2019 Das Bundesamt für Seeschifffahrt und
Hydrographie (BSH) veröffentlicht am 28. Juni 2019 den ersten
Flächenentwicklungsplan für die Nord- und Ostsee in seiner finalen
Fassung. Er bildet die Grundlage für den zukünftigen Ausbau der
Windenergie auf See. Im Rahmen der Aufstellung hatten Behörden und die
Öffentlichkeit in insgesamt drei Konsultationsrunden die Möglichkeit,
sich in das Verfahren einzubringen und Stellung zu den Entwürfen zu
nehmen.

"Die Aufstellung des Flächenentwicklungsplans leistet einen wichtigen
Beitrag für die erfolgreiche Umsetzung der Energiewende. Er schafft
die Grundlage für einen geordneten Ausbau der Windenergie auf See und
der zugehörigen Netzanbindungen", so die Präsidentin des BSH, Dr.
Karin Kammann-Klippstein.

Die Festlegungen des Flächenentwicklungsplans erfolgen auf Basis des
gesetzlichen Ausbauziels für Windenergie auf See in Höhe von 15
Gigawatt bis zum Jahr 2030. Zusätzlich werden im Anhang des
Flächenentwicklungsplans weitere Szenarien bis 2030 sowie ein
langfristiger Ausblick informatorisch dargestellt.

Der Flächenentwicklungsplan gibt standardisierte Technik- und
Planungsgrundsätze vor, die die Weichen für eine effiziente
Erschließung des Potenzials für Windenergie auf See stellen und
gleichzeitig die zu erwartende technische Fortentwicklung bei
Netzanbindungssystemen berücksichtigen.

Auf Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Land
Mecklenburg-Vorpommern und dem BSH trifft der Flächenentwicklungsplan
zudem Festlegungen für den Ausbau der Offshore-Windenergie im
Küstenmeer von Mecklenburg-Vorpommern. Insbesondere legt der Plan für
ein Testfeld zur Erprobung innovativer Windenergieanlagen eine
Netzanbindung mit einer Kapazität von 300 Megawatt fest.

Im Rahmen der strategischen Umweltprüfung befasst sich der
Flächenentwicklungsplan auch intensiv mit dem Thema Naturschutz,
insbesondere mit Auswirkungen der Offshore-Windenergie in der Nordsee
auf die störempfindliche Vogelart Seetaucher.

In die Aufstellung flossen die Stellungnahmen und Äußerungen aus den
Beteiligungen von Behörden und der Öffentlichkeit ein. Eine
ausführliche Dokumentation der Stellungnahmen, die im Rahmen des
Aufstellungsverfahrens eingegangenen sind, sowie deren Abwägung durch
das BSH sind Teil des Flächenentwicklungsplans.

Unmittelbar nach der Veröffentlichung des ersten
Flächenentwicklungsplans wird das BSH eine Fortschreibung mit
besonderem Fokus auf sogenannte sonstige Energiegewinnungsbereiche
vorbereiten, in denen innovative Konzepte ohne Netzanschluss erprobt
werden können.

Der Flächenentwicklungsplan, der nach den gesetzlichen Vorgaben bis
zum 30. Juni 2019 aufzustellen ist, legt für die Jahre ab 2026 Flächen
fest, auf denen künftig Offshore-Windparks errichtet werden sollen.
Das BSH legt zugleich fest, wie und wann diese Flächen in der
ausschließlichen Wirtschaftszone der Nord- und Ostsee an das
landseitige Stromnetz angebunden werden.

Der Flächenentwicklungsplan ist das zentrale Planungsinstrument für
die Nutzung der Windenergie auf See. Im Rahmen der zur Planaufstellung
durchzuführenden Strategischen Umweltprüfung wurde ermittelt,
beschrieben und bewertet, welche möglichen Auswirkungen die
Durchführung des Plans auf die Meeresumwelt hat.

Der Flächenentwicklungsplan und die Umweltberichte sind auf der
Internetseite des BSH (www.bsh.de) abrufbar. Weitere Informationen
dazu finden Sie unter www.bsh.de



Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) ist die
zentrale maritime Behörde in Deutschland. Rund 850 Menschen in rund
100 Berufen befassen sich mit Aufgaben in der Seeschifffahrt, der
Ozeanographie, der nautischen Hydrographie, der Offshore-Windenergie
und der Verwaltung. Fünf eigene Vermessungs-, Wracksuch- und
Forschungsschiffen operieren in der deutschen ausschließlichen
Wirtschaftszone von Nord- und Ostsee. Das BSH arbeitet international
in mehr als 12 Organisationen und etwa 200 dort angesiedelten Gremien
unter anderem bei der Entwicklung internationaler Übereinkommen mit.
Das BSH ist eine Bundesoberbehörde und Ressortforschungseinrichtung im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur mit Dienstsitzen in Hamburg und Rostock.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 27.06.2019

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)

Presse / Öffentlichkeitsarbeit

Bernhard-Nocht-Straße 78, 20359 Hamburg
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STRAHLUNG/107: 300. Sitzung der Strahlenschutzkommission (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 27. Juni 2019

Strahlenschutz

300. Sitzung der Strahlenschutzkommission

Bundesumweltministerin Schulze würdigt hohe Beratungsqualität



Anlässlich der 300. Sitzung der Strahlenschutzkommission (SSK) in Bonn
heute lobte Bundesumweltministerin Schulze die Arbeit der SSK und
betonte die Notwendigkeit eines verantwortungsvollen, sachorientierten
und sicheren Strahlenschutzes in Deutschland und Europa.

Die SSK ist ein unabhängiges Expertengremium, das das
Bundesumweltministerium in Fragen des Strahlenschutzes berät. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler geben Stellungnahmen und
Empfehlungen zu aktuellen Themen ab. Vor kurzem etwa wurde eine
Stellungnahme zu den wissenschaftlichen Grundlagen der Grenzwerte zum
Schutz von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern vor ionisierender
Strahlung verabschiedet.

Neben Fragen im Zusammenhang mit radioaktiven Stoffen und
ionisierender Strahlung befasst sich die SSK auch mit
nichtionisierender Strahlung, die beispielsweise beim Mobilfunk oder
bei Hochspannungsleitungen auftritt.

Bundesumweltministerin Schulze: "Durch ihre ehrenamtliche und
unermüdliche Arbeit erweisen die Mitglieder der
Strahlenschutzkommission nicht nur dem Ministerium, sondern der ganzen
Bevölkerung einen großen Dienst. Der Strahlenschutz wird durch die
Arbeit der Kommission kontinuierlich weiterentwickelt."

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 109/19, 27.06.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin
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STANDPUNKT/1111: Berliner Stadtgrün für alle gesetzlich sichern (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 1. Juli 2019

Berliner Stadtgrün für alle gesetzlich sichern

Freiwillige Selbstverpflichtung des Senates nicht ausreichend



Berlin, 26.06.19 - Die NaturFreunde Berlin begrüßen die aktuelle
Diskussion im Rahmen der der Mitmach-Kampagne "Charta für das Berliner
Stadtgrün". Gleichzeitig kritisieren die NaturFreunde, dass der
Berliner Senat mit dem Charta-Prozess einer gesetzlichen Sicherung der
grünen Infrastruktur von Berlin bisher eine Absage erteilt hat. Die
NaturFreunde erwarten vom Berliner Senat und den Regierungsfraktionen
im Abgeordnetenhaus, dass sie sich im Rahmen des Charta-Prozesses für
eine klare gesetzliche Sicherung der Berliner Grünflächen aussprechen
und den Gesetzgebungsprozess noch in dieser Legislaturperiode zu Ende
bringen.

Dazu Uwe Hiksch, stellv. Landesvorsitzender der NaturFreunde Berlin:
"Der Berliner Senat macht es sich zu einfach. Mit der Mitmach-Kampagne
"Charta für das Berliner Stadtgrün" lädt er die Berliner
Naturschutzverbände und die Zivilgesellschaft ein gemeinsam zu
diskutieren. Verbindliche Auswirkungen für die Sicherung der grünen
Infrastruktur in Berlin wird dies jedoch nicht haben.

Während dieses unverbindlichen Prozesses schafft der Berliner Senat
Fakten. Mit den Stadtentwicklungsplänen Wohnen, Verkehr, Gewerbe und
sozialer Infrastruktur werden Planungen für die großflächige Bebauung
von Grünflächen vorgelegt. Auch während des Charta-Prozesses geht
dieser ökologisch nicht akzeptable Verbrauch von Grünflächen weiter.
Das Ergebnis des Charta-Prozesses wird lediglich eine unverbindliche
Selbstverpflichtung des Berliner Senats mit sich bringen. Den
Grünflächen wird eine solche Selbstverpflichtung nicht wirklich
helfen, da sie aufgrund des Druckes auf die vorhandene grüne
Infrastruktur, schnell vergessen wird.

Die NaturFreunde fordern deshalb, zur Sicherung und Erhaltung von
Grünflächen in Berlin ein verbindlich gesetzlich geregeltes und als
"Immergrün" verfassungsrechtlich abgesichertes Gesetzgebungsverfahren.
Die NaturFreunde Berlin schlagen vor den Artikel 31 Absatz 1 der
Berliner Verfassung in um einen zweiten Satz zu ergänzen. Dort sollte
festgeschrieben werden, dass "alle in Artikelgesetz Berlin Immergrün
genannten Flächen grundsätzlich als Grünflächen erhalten werden
müssen". Durch eine solche Verfassungsänderung wollen die NaturFreunde
erreichen, dass bei einem Regierungswechsel nicht einfache Mehrheiten
den Schutz der Grünflächen aufgeben können.

Die NaturFreunde erwarten, dass der Berliner Senat endlich handelt und
bis zur Verabschiedung einer gesetzlichen Sicherung der grünen Flächen
ein Moratorium beschließt, das verhindert, dass weitere ökologisch
wertvolle Flächen bebaut werden. Die NaturFreunde erwarten vom
Berliner Senat, dass auch sogenannte Brachen, die grünen
Bahnrandflächen, derzeit nicht bahnbetrieblich genutzte Bahnflächen,
Gewässerufer, Kleingartenanlagen, Friedhöfe, Grünanlagen, Grüne Lern-
und Forschungsorte, Gemeinschaftsgärten, Landwirtschaftsflächen sowie
Sport- und Freizeitflächen unter diesen Schutz fallen.

Die NaturFreunde fordern die Sicherung der bestehenden
Kleingartenanlagen und erwarten, dass Diese durch Bebauungspläne
planungsrechtlich gesichert werden. Der bestehende Richtwert von 12 m²
pro Einwohner*in ist quartiersbezogen als Mindeststandard verbindlich
zu machen. Dementsprechend sind auch bedarfsgerecht neue
Kleingartenanlagen zu planen. Bis zur planungsrechtlichen Sicherung
darf keine Kleingartenanlage mehr für die Bebauung zerstört werden.
Vom Senat erwarten wir, dass er die notwendigen Haushaltsmittel und
personellen Ressourcen zur Verfügung stellt, um diese
planungsrechtliche Sicherheit zu schaffen."



Die NaturFreunde Berlin haben ein Forderungspapier mit dem Titel
"Berliner Stadtgrün für alle gesetzlich sichern" erarbeitet.
Das Forderungspapier finden Sie unter: 

https://www.naturfreunde-berlin.de/berliner-stadtgruen-alle-gesetzlich-sichern

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 01.07.2019

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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STANDPUNKT/1110: ATTAC-Urteil: Was ist gemeinnützig? (BUND MAGAZIN)


BUND MAGAZIN - 2/2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Was ist gemeinnützig?

von Olaf Bandt



Politisch aktive Vereine stützen die Demokratie. Doch ihr Einfluss
führt vermehrt zu Kritik - und zu Versuchen, ihnen die
Gemeinnützigkeit streitig zu machen. Hier muss der Gesetzgeber
reagieren.



In den vergangenen Jahren häufen sich Angriffe aus Justiz und Politik
auf Umweltverbände und andere Vereine der Zivilgesellschaft: So entzog
kürzlich das Bundesfinanzgericht »Attac« die Gemeinnützigkeit. Kreise
der AFD, FDP und Union fordern, auch der Deutschen Umwelthilfe die
Gemeinnützigkeit abzuerkennen. Ähnlich erging es dem BUND 2011 in
Hamburg, als er einen Volksentscheid unterstützte, um die Hamburger
Stadtwerke zu rekommunalisieren.

Der Verlust der Gemeinnützigkeit ist für die Betroffenen
existenzbedrohend. Das Finanzamt verlangt dann die Einkommensteuern,
die Mitglieder und Spenderinnen per Spendenquittung gespart haben, von
der Organisation zurück. Da dies oft rückwirkend für mehrere Jahre
erfolgt, kann der Entzug kleine und große Vereine in den Ruin treiben.
Seit dem Urteil gegen Attac fragen sich deshalb viele, wie sie
politisch aktiv bleiben können.

Droht eine Orbanisierung?

Die scharfen Angriffe auch aus etablierten Parteien sind in
Deutschland neu. In Ländern wie Ungarn dagegen sind massive Angriffe
und die Behinderung von Stiftungen und Vereinen längst an der
Tagesordnung. Wer unliebsam ist und sich etwa für die Umwelt oder
Geflüchtete einsetzt, den will Victor Orban per Sondergesetz
»wegputzen«.

In Deutschland galt das bislang als undenkbar. Doch nun wird uns und
anderen offen unterstellt, wir seien (statt für inhaltliche Ziele) nur
aktiv, um Spenden einzuwerben. In der Kritik stehen grundsätzlich alle
Vereine, die politische Entscheidungen angeblich zu stark
beeinflussen.

Dabei erfüllen Vereine und Verbände eine zunehmend wichtige Rolle in
modernen Demokratien. Indem wir mehr Klimaschutz oder eine artgerechte
Tierhaltung fordern, greifen wir Anliegen auf, die sich auf große
Mehrheiten in der Gesellschaft stützen. Und wir bieten Menschen, die
sich sonst nicht vertreten fühlen, ein parteiübergreifendes Engagement
an. Wir rufen zur Teilnahme an Wahlen oder Volksentscheiden auf, eine
Säule der Demokratie. Droht das künftig unsere Gemeinnützigkeit zu
gefährden?

Gemeinnützig neu definieren

Rein formal beruhen die Angriffe auf einer engen Auslegung der
Abgabenordnung, die gemeinnützige Spendenzwecke bestimmt. Beim BUND
sind dies der Naturund Umweltschutz und die Landschaftspflege, die als
eindeutig gemeinnützig gelten. So urteilte das Bundesfinanzgericht
2017, der BUND dürfe bei der Verfolgung dieser Ziele auch politisch
Einfluss nehmen, was das Grundgesetz im Kern den Parteien vorbehält.
Uns droht daher zur jetzigen Zeit kein Entzug unserer
Gemeinnützigkeit.

Viel schwerer wiegt dies bei Attac oder Campact, die gemeinnützig
wurden, weil sie die politische Bildung fördern. Laut
Bundesfinanzgericht schließt das einen gezielten Einfluss auf
politische Entscheidungen aus - eine sehr enge Auslegung von
politischer Bildung.

Wegen der Bedeutung vieler politisch aktiver Vereine für unsere
Demokratie bedarf es dringend einer Rechtsreform, wonach
demokratisches politisches Engagement selbstverständlich gemeinnützig
ist. Nur so lassen sich die Meinungsfreiheit und das Engagement vieler
Vereine für eine lebendige Demokratie sichern.


Olaf Bandt leitet als Bundesgeschäftsführer die Politik
und Kommunikation des BUND.

 * 
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BUND MAGAZIN 2/2019, Seite 26
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Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)
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Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin
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AKTION/1480: Leer - Spaß- und Geschicklichkeitsräder zum Ausprobieren am 18.7.2019


Landkreis Leer

18. Juli: Spaß- und Geschicklichkeitsräder zum Ausprobieren



Ganz im Zeichen der neuen Sonderausstellung "Als das Fahrrad laufen
lernte" können Geschickte und alle, die Spaß am Ausprobieren haben, am
18. Juli ab 11 Uhr im Schlosspark der Evenburg insgesamt 15 besondere
Spaß- und Geschicklichkeitsräder ausprobieren. Kinder-Hochräder,
Mini-Artistenräder, Räder mit Vorder- und Hinterradlenkung, Roller
oder Dreiräder stehen bereit.

Gefahren wird auf einer begrenzten Strecke im Park. Gruppen können
dieses Angebot separat buchen.

Eine Teilnahme kostet 5 Euro, Kinder und Jugendliche bis 17 Jahre
zahlen 3 Euro.

Eine Teilnahme kostet 10 Euro.

Eine Anmeldung ist beim Schloss unter 0491 99756000 erforderlich.
Diese und weitere Kulturveranstaltungen finden sich im aktuellen
Kulturkalender oder auf www.wirmachenkultur.de.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TOUR/7453: Lippstadt - Öffentliche Stadtführungen - Termine im Juli 2019


Stadt Lippstadt

Öffentliche Stadtführungen in Lippstadt - Termine im Juli



Lippstadt. Die Stadtinformation bietet an folgenden Terminen im Juli
öffentliche Stadtführungen an:

• Historische Altstadtführung: Samstag, 6. Juli, Mittwoch, 10.
Juli, Samstag, 20 Juli und Mittwoch, 24. Juli, jeweils um 14.30 Uhr;
Treffpunkt ist am Rathaus, eine Anmeldung ist nicht erforderlich,
Kosten 4,00 Euro für Erwachsene, 2,00 Euro für Kinder, Jugendliche und
Studenten.

• Giebel, Gotik, Gründerzeit: Mittwoch, 3. Juli, 17.30 Uhr
(ausgebucht) und Mittwoch, 17. Juli, 17.30 Uhr, ab Rathaus, Dauer ca.
90 Minuten.

• Von frommen Frauen und höheren Töchtern: Donnerstag, 11. Juli,
14.30 Uhr ab Innenhof Stadtbücherei, Dauer ca. 60 Minuten.

• Busführung - Mit 300 PS durch die Stadt: Sonntag, 21. Juli um
15 Uhr ab Bushaltestelle Stadttheater, Dauer ca. 2,5 Stunden, Kosten
pro Person 12,50 Euro.

Bei den Themenführungen wird aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl um
Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 gebeten. Kosten pro Person 6 Euro, ermäßigt 3 Euro, wenn
nicht anders angegeben.

Bei weiteren Fragen rund um die Stadtführungen steht Ihnen die
Stadtinformation im Rathaus (Telefon 02941-58515) gerne zur Verfügung.
Selbstverständlich können diese sowie viele weitere Führungen auch
individuell für Gruppen gebucht werden - die Mitarbeiterinnen sind
gerne bei der Auswahl behilflich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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